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Hätte Marion King Hubbert Recht behalten, würden die USA heute kaum noch Erdöl 
fördern: Der US-Geologe hatte „Peak Oil“, das Produktionsmaximum, für das Jahr 1971 
vorhergesagt. Danach sollte die Förderung allmählich zurückgehen, bis die Vorkommen 
irgendwann erschöpft wären. Hubberts Vorhersagen sind bis heute nicht eingetreten. 
Nicht vorhergesehen hatte er zum Beispiel den Erfolg der Fracking-Technologie: In Zei-
ten hoher Ölpreise wurde Fracking plötzlich rentabel und ermöglichte die Erschließung 
neuer Reserven. 

Das Beispiel illustriert, wie Marktmechanismen und Technologieentwicklung die Reich-
weite eines Rohstoffs beeinflussen können, nicht nur bei fossilen Energieträgern. Mit 
der Technologisierung fast aller Lebensbereiche sind „exotische“ Mineralien und Metalle 
wie Gallium, Indium, Tellur und Seltene Erden wertvolle Handelsgüter geworden. Die 
Wirtschaft reagiert derweil sensibel auf Entwicklungen an den Metallmärkten: Der Wirt-
schaftsboom in China ab 2003 wirkte beispielsweise nicht nur als Preistreiber, sondern 
führte auch zu Versorgungsengpässen. Geopolitische Konflikte oder Exportquoten auf 
bestimmte Metalle können ähnliche Folgen haben.

Auch in der Energiebranche sind Hightech-Metalle unverzichtbar: für den Ausbau von 
Windkraft- und Solaranlagen, Übertragungs- und Verteilnetzen und Energiespeichern. 
Wäre ein wichtiges Metall lange Zeit sehr teuer oder am Markt nicht mehr verfügbar, 
könnte auch die Energiewende ins Stocken geraten. Aus dieser Perspektive veranschau-
licht die vorliegende Stellungnahme, wie eng die Rohstoffsicherheit in Deutschland 
mit der Energieversorgungssicherheit verknüpft ist. Und sie erläutert Maßnahmen, 
die – über die nationale Rohstoffstrategie von 2010 hinaus – dazu beitragen können, 
die Versorgung mit Rohstoffen für die Energiewende zu sichern. 

Damit baut die Stellungnahme auf den Ergebnissen der Analyse Rohstoffe für die Ener-
gieversorgung der Zukunft. Geologie – Märkte – Umwelteinflusse auf, welche die AG 
„Ressourcen“ des Akademienprojekts „Energiesysteme der Zukunft“ erarbeitet hat. Wir 
danken den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern sowie den Gutachtern herzlich 
für ihr Engagement. 

Prof. Dr. Jörg Hacker
Präsident
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Prof. Dr. Dr. Hanns Hatt
Präsident

Union der deutschen Akademien 
der Wissenschaften

Prof. Dr. Reinhard F. Hüttl
Präsident
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Technikwissenschaften
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EEG Erneuerbare-Energien-Gesetz

EITI Extractive Industry Transparency Initiative

EROI Energy Return on Investment, Erntefaktor, der eingesetzte und gewonnene Energie 

in Beziehung setzt

ICMM International Council of Mining & Minerals

JOGMEC Japan Oil, Gas and Metals National Corporation

LME London Metal Exchange

LNG Liquified Natural Gas, Flüssigerdgas

THG Treibhausgas

UFK Ungebundene Finanzkredite

WTO World Trade Organization, Welthandelsorganisation

WEA Windenergieanlage

η Wirkungsgrad

Einheiten

g/kWh Gramm pro Kilowattstunde
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Zusammenfassung

Durch die Energiewende ändert sich 
Deutschlands Rohstoffbedarf. Wird sie er-
folgreich umgesetzt, sinkt der Verbrauch 
an fossilen Energieträgern wie Kohle, Erd-
öl und Erdgas. Zudem ließen sich bereits in 
der Zeit des Übergangs zu einem nachhal-
tigeren Energiesystem die CO2-Emissionen 
durch den verstärkten Einsatz von Erdgas 
statt Kohle reduzieren. Darüber hinaus 
könnte die Bioenergie dabei helfen, die 
volatile Einspeisung von Wind- und So-
larenergie auszugleichen und so zu einer 
stabilen Energieversorgung auf Basis er-
neuerbarer Energien beitragen. Gleichzei-
tig steigt jedoch der Bedarf an Elementen 
wie Stahl, Kupfer, Kobalt, Lithium, Selte-
nen Erden, Platingruppenelementen, Indi-
um oder Tellur, um Erneuerbare-Energie-
Anlagen, Speicher und intelligente Netze 
auszubauen. 

Geologisch gesehen gibt es weltweit 
sowohl genügend Metalle als auch Ener-
gierohstoffe, um bis zum Jahr 2050 ein kli-
mafreundliches Energiesystem aufzubau-
en. Entscheidend wird allerdings sein, dass 
die Wirtschaftlichkeit der dabei anstehen-
den Investitionen nicht durch einen star-
ken Anstieg der Preise der dazu benötigten 
Rohstoffe zunichte gemacht wird. Um der 
deutschen Wirtschaft zu ermöglichen, ihre 
Rohstoffversorgung langfristig zu sichern, 
ist eine vorausschauende Politik erforder-
lich. In dieser Stellungnahme werden Maß-
nahmen vorgestellt, die zu einer möglichst 
sicheren, bezahlbaren, umweltfreundli-
chen und sozialverträglichen Versorgung 
mit Rohstoffen für die Energiewende bei-
tragen können.

Sichere Versorgung mit Metallen 

Die Anzahl der Elemente, die für Produk-
te wie Autos, Verbraucherelektronik und 
die neuen Energietechnologien benötigt 
werden, steigt immer weiter an. Bei In-
novationssprüngen oder starkem Wirt-
schaftswachstum steigt insbesondere die 
Nachfrage nach „Hightech-Metallen“ (zum 
Beispiel Gallium, Germanium, die Platin-
gruppenelemente und Stahlveredler wie 
Nickel und Molybdän) entsprechend. An-
ders als auf anderen Märkten reagieren die 
Gewinnungskapazitäten auf solche Knapp-
heiten und die damit verbundenen Preis
signale eher träge, denn von der Entde-
ckung einer Metalllagerstätte bis zum Start 
des Abbaus vergehen selbst bei günstigen 
politischen und administrativen Rahmen-
bedingungen im Schnitt etwa zehn Jahre.

Dabei wäre eine schnellere Aus-
weitung der Bergbaukapazitäten umso 
dringlicher, je geringer bereits gewonnene 
Vorräte dimensioniert sind. Die rohstoff-
verbrauchenden Unternehmen brauchen 
in der Regel ebenfalls erhebliche Zeit, um 
ihre Produktionsprozesse so anzupassen, 
dass ein knapper oder teurer Rohstoff 
sparsamer verwendet oder durch andere 
Rohstoffe ersetzt werden kann. Diese träge 
Dynamik war eine Ursache für die unge-
wöhnliche lange Hochpreisphase bei vielen 
Metallrohstoffen zwischen 2003 und 2013, 
die durch den Wirtschaftsboom in China 
ausgelöst worden war. Diese unerwartet 
hohe Nachfrage seitens vieler Marktteil-
nehmender führte nicht nur zu Preissprün-
gen, sondern stellenweise sogar zu Liefer-
engpässen und Betriebsstörungen in der 
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verarbeitenden Industrie. Darüber hinaus 
wird der Zugang zu wichtigen metallischen 
Rohstoffen am Weltmarkt in der Tendenz 
insgesamt zunehmend schwieriger, da im-
mer weniger Länder und Unternehmen im-
mer größere Anteile des Rohstoffangebots 
kontrollieren und sich somit auf diesen 
Märkten eine wachsende Machtkonzen-
tration ergibt. Dadurch können einzelne 
Länder wie China durch Exportbeschrän-
kungen die weltweite Verfügbarkeit von 
Rohstoffen erheblich einschränken.

Die Staaten reagieren unterschied-
lich auf diese Herausforderung. Zuneh-
mend betrachten sogar Regierungen 
marktorientierter und offener Volkswirt-
schaften wie etwa von Japan und Südkorea 
die Metalle als nahezu so wichtig wie Erdöl 
und Erdgas und betreiben eine strategische 
Rohstoffsicherungspolitik. Die deutsche 
Bundesregierung hat ebenfalls auf die Zu-
spitzung der Versorgungssituation reagiert. 
Sie unterstützt die deutsche Wirtschaft im 
Rahmen ihrer nationalen Rohstoffstrate-
gie von 2010 dabei, ihre Rohstoffquellen 
zu diversifizieren und damit der Monopol-
bildung bei den Rohstoffanbietern entge-
genzuwirken. Grundsätzlich verlassen sich 
die rohstoffverarbeitenden Unternehmen 
hierzulande jedoch bereits seit den 1990er 
Jahren darauf, dass sie die Metalle auf dem 
Weltmarkt einkaufen können. Sollte es in 
den kommenden Jahren bei den Hightech-
Metallen aber zu extremen Preissteigerun-
gen oder gar Lieferengpässen kommen, so 
könnte dies die Umsetzung der Energie-
wende verzögern.

Folgende Maßnahmen könnten dazu 
beitragen, die Versorgung mit Metallen 
langfristig zu sichern:

•	 Recycling: Deutschland verfügt über 
große Vorkommen an vielen wertvol-
len Metallen in Form von Altprodukten 
wie Autos, Elektronikprodukten (unter 
anderem Mobiltelefonen) und Gebäu-
den, die weit stärker genutzt werden 
können.

•	 Bergbau in Deutschland und Eu-
ropa: Potenziale für die Entdeckung 
neuer Lagerstätten in Deutschland und 
Europa sind vorhanden, sodass Indi-
um, Germanium, Wolfram und Nickel 
aus inländischen Lagerstätten die Im-
portabhängigkeit verringern könnten.

•	 Rohstoffe aus dem Meer: Werden 
die Lagerstätten in der Tiefsee erschlos-
sen, könnten daraus langfristig viele für 
die Energiewende wichtige Metalle ge-
wonnen werden.

•	 Bezugsquellen diversifizieren: 
Rohstoffverbrauchende Unternehmen 
können sich über Beteiligungen und 
langfristige Lieferverträge Zugang zu 
wichtigen Metallen sichern. Darüber 
hinaus könnte ein staatlich geförder-
tes Bergbauunternehmen Lagerstätten 
entwickeln und bestehende Bergwerke 
könnten mit staatlicher Hilfe Niedrig-
preisphasen im „Stand-By-Modus“ 
überbrücken, um so einer weiteren Mo-
nopolbildung entgegenzuwirken. Aus 
wettbewerbsökonomischer Sicht wer-
den solche Ansätze, in denen der Staat 
ein erhebliches unternehmerisches Ri-
siko übernimmt, jedoch überwiegend 
kritisch gesehen.

•	 Lagerhaltung: Vorausschauende 
Bevorratung kann zeitlich begrenzte 
Lieferengpässe abfedern. Sollte dabei 
staatliche Unterstützung gewährt wer-
den, muss die Privatindustrie – zum 
Beispiel durch eine Art Versicherungs-
prämie – an den Kosten angemessen 
beteiligt werden.

•	 Rohstoffdaten: Ein Lagerstätten
gesetz, das Unternehmen verpflichtet, 
bestimmte Daten, die sie im Rahmen 
ihrer Berichtspflichten bei den Berg-
behörden abliefern müssen (wie zum 
Beispiel seismische Untersuchungser-
gebnisse oder Bohrdaten), nach einer 
Karenzzeit zu veröffentlichen, sowie 
eine internationale Vernetzung und ein 
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Informationsaustausch zu kritischen 
Metallen können zur Verfügbarkeit 
guter Rohstoffdaten beitragen.

•	 Internationale Rohstoffpolitik: 
Bilaterale Rohstoffabkommen können 
sowohl den Zugang zu Rohstoffen er-
leichtern als auch zu hohen Umwelt- 
und Sozialstandards beitragen. Für 
letzteres sind auch Transparenzmecha-
nismen von großer Bedeutung.

Während zum Beispiel bei Stahl oder Kup-
fer schon heute ein großer Teil des Bedarfs 
aus Recycling gedeckt wird, sind die Wie-
dergewinnungsraten bei den Seltenen Er-
den und anderen Hightech-Metallen noch 
niedrig. Ein Grund dafür ist, dass diese Ele-
mente in den einzelnen Produkten nur in 
kleinen Mengen vorkommen, und für ihre 
Wiedergewinnung aufwendige Spezialver-
fahren erforderlich sind. Zudem wird nur 
ein kleiner Teil der ausgemusterten Ver-
braucherelektronik einem leistungsfähigen 
Recycling zugeführt. Maßnahmen für mehr 
und effizienteres Metallrecycling können 
entlang der gesamten Prozesskette anset-
zen: Die Abfallgesetzgebung könnte stärker 
auf die Wiedergewinnung von Hightech- 
und Sondermetallen ausgerichtet und die 
Anwendung effizienter Recyclingverfahren 
gesetzlich vorgeschrieben werden. Besse-
re Ausfuhrkontrollen verhindern illegale 
Exporte von Elektronikschrott. Verbrau-
cherfreundliche Sammelsysteme würden 
verhindern, dass Elektronikgeräte im 
Hausmüll enden. Ein recyclingfähigeres 
Produktdesign würde es erleichtern, Bau-
teile mit wertvollen Elementen auszubauen 
und diese wiederzuverwerten oder einfa-
cher zu recyceln.

Für Indium, Germanium, Wolfram, 
Lithium und Nickel gibt es Potenziale 
in Deutschland, die zu Neuentdeckun-
gen führen können. Würden technische 
Verfahren zur Exploration (Suche nach 
und Erkundung von Rohstofflagerstätten) 
und metallurgischen Aufbereitung der 
Erze entwickelt, die auf die inländischen 

Vorkommen abgestimmt sind, könnten 
sie eine kommerzielle Nutzung bekannter 
heimischer Metallerzlagerstätten wesent-
lich erleichtern. Hierzu wäre der Ausbau 
metallurgischer Forschungskapazitäten an 
den Universitäten notwendig.

Für viele der für die Energiewende 
potenziell kritischen Rohstoffe gibt es ma-
rine Lagerstätten: Kobalt, Nickel, Mo-
lybdän, Tellur, Indium und Selen. Für die 
technisch anspruchsvolle Förderung aus 
der Tiefsee ist allerdings weitere Forschung 
und Entwicklung erforderlich. Daher hat 
die Bundesregierung Erkundungslizenzen 
für zwei Gebiete von der internationalen 
Meeresbodenbehörde erworben und er-
forscht dort unter anderem die Umwelt-
auswirkungen eines industriellen Abbaus. 
Andere Länder, darunter China, Japan und 
Russland, betreiben ebenfalls staatlich fi-
nanzierte Exploitation. Sollte die Bundes-
regierung entscheiden, dass die Metalle aus 
dem Meer künftig einen strategischen Bei-
trag zur Rohstoffversorgung leisten sollen, 
müsste der Staat, nach heutigem Stand, 
den interessierten Unternehmen staatliche 
Unterstützung gewähren. Jedoch sind die 
Kosten für den Meeresbergbau hoch und 
schwer zu beziffern. Eine staatlich finan-
zierte Exploration würde daher ein erhebli-
ches Kostenrisiko für den Steuerzahler mit 
sich bringen.

Ein frühzeitiges Engagement im 
Meeresbergbau würde es Deutschland er-
möglichen, von Anfang an darauf hinzu-
wirken, dass weltweit hohe Umwelt- und 
Sicherheitsstandards für die Förderung 
mariner Rohstoffe eingeführt werden. Ein 
wichtiger Baustein in der Weiterentwick-
lung einer Strategie für den zukünftigen 
Meeresbergbau wäre ein sogenannter „Pilot-
Mining-Test“, um den Abbau zu erproben, 
die Kosten besser einschätzen zu können 
und die damit in Zusammenhang stehenden 
Umweltauswirkungen zu erfassen.
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Einen Teil der benötigten Metalle 
werden deutsche Unternehmen allerdings 
auf lange Sicht ohnehin am Weltmarkt 
beziehen müssen. Sicherer wird diese Ver-
sorgung durch eine Diversifizierung der 
Bezugsquellen. Zugang zu Elementen 
wie den Seltenen Erden, den Platingrup-
penmetallen, Wolfram oder Tantal können 
rohstoffverbrauchende Unternehmen in 
erster Linie sicherstellen, indem sie selbst 
Bergbau betreiben oder Beteiligungen an 
Rohstoffprojekten mit entsprechend lang-
fristigen Lieferverträgen oder Vorkaufs-
rechten erwerben. Um dies zu erleichtern, 
könnte ein staatlich gefördertes Bergbau- 
oder Rohstoffunternehmen gegründet wer-
den. Das Unternehmen könnte antizyklisch 
Lagerstättenrechte erwerben, Bergbaupro-
jekte initiieren und Lagerstätten entwickeln 
und diese später in privatwirtschaftliche 
Lösungen überführen. Nachteilig wäre, 
dass der Staat ein erhebliches Investiti-
onsrisiko einginge, ohne jegliche Garantie, 
dass sich die Privatwirtschaft tatsächlich 
engagiert. Alternativ könnte das geförder-
te Rohstoffunternehmen strategische Part-
nerschaften mit Produzenten von Rohstof-
fen und Zwischenprodukten schließen.

Um Niedrigpreisphasen zu über-
brücken, wäre es auch möglich, Gruben 
zeitweilig mit staatlicher Unterstützung 
auf Care- und Maintenance-Basis − qua-
si im „Stand-By-Modus“ − aufrechtzuer-
halten. Auf diese Weise könnten aus der 
Produktion genommene Bergwerke zu 
einem späteren Zeitpunkt schnell wieder 
betriebsbereit gemacht werden. Zeitlich 
begrenzte Hochpreisphasen wiederum 
können durch Lagerhaltung abgefedert 
werden. Eine staatlich organisierte Vor-
ratshaltung für kritische Metalle – ähnlich 
der strategischen Erdölreserve – wäre eine 
Option, die Versorgung auch bei Liefereng-
pässen sicherzustellen. Eine angemessene 
Beteiligung der rohstoffverbrauchenden 
Industrie über eine Art Versicherungsprä-
mie könnte sicherstellen, dass die Auswahl 
und Menge der vorzuhaltenden Rohstoffe 
bedarfsgerecht gesteuert wird.

Maßnahmen wie staatliche Betei-
ligungen an Bergbauunternehmen und 
Lagerhaltung, bei denen der Staat quasi 
zum Rohstoffunternehmer wird, sollten 
jedoch nur zum Einsatz kommen, wenn 
ein echtes Marktversagen vorliegt oder 
befürchtet werden muss. Dies ist zum Bei-
spiel der Fall, wenn ein Anbieter in einer 
Monopolstellung diese ausnutzt und Roh-
stoffe dadurch wesentlich teurer werden, 
als sie es in einem freien und transparen-
ten Markt sein müssten. Ein Extremfall 
ist, wenn Rohstoffe physisch nicht mehr 
beschafft werden können, beispielsweise 
durch ein Exportverbot im wichtigsten 
Lieferland. Stark schwankende Rohstoff-
preise hingegen stellen, wenngleich sie die 
rohstoffverbrauchenden Unternehmen vor 
große Herausforderungen stellen, an sich 
kein Marktversagen dar. Wird ein staatli-
cher Eingriff in Erwägung gezogen, muss 
daher sorgfältig geprüft werden, ob (1) tat-
sächlich ein Marktversagen vorliegt oder 
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit be-
vorsteht, (2) die angedachten Maßnahmen 
geeignet sind, ein solches Versagen zu kor-
rigieren und (3) die volkswirtschaftlichen 
Schäden, die bei einem Nichteingriff zu 
erwarten sind, die Kosten dieses Eingriffs 
rechtfertigen. Vorrang sollten jedoch Maß-
nahmen haben, die darauf abzielen, freie 
und transparente Märkte zu schaffen und 
Exportrestriktionen in den Lieferländern 
zu verhindern. Gelingt dies, so können die 
rohstoffverbrauchenden Unternehmen 
ihre Rohstoffversorgung eigenständig 
absichern. Nur wenn solche Maßnahmen 
– beispielsweise Handelsabkommen oder 
bi- und multilaterale Verträge – nicht grei-
fen, kann eine direkte staatliche Beteili-
gung an der Rohstoffbeschaffung als Not-
falllösung in Erwägung gezogen werden.

Um die Versorgungslage richtig 
einzuschätzen, brauchen Unternehmen 
gute Rohstoffdaten. Ein besonderes 
Informationsdefizit besteht bei den bei-
brechenden Hightech-Rohstoffen wie In-
dium, Germanium, Gallium, Tellur sowie 
den Seltenen Erden, die quasi als Neben-
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produkte im Bergbau und der Verhüttung 
anderer Metalle gewonnen werden. Ihre 
Märkte sind sehr begrenzt und gleichzeitig 
sehr intransparent. Eine Vernetzung von 
Regierungen, Produzenten und Verbrau-
chern nach dem Modell der International 
Metal Study Groups unter dem Dach der 
Vereinten Nationen, wie es sie bereits für 
Blei Zink, Kupfer und Nickel gibt, könnte 
dazu beitragen, dass die Märkte dieser Me-
talle transparenter werden.

Wären Unternehmen in Deutsch-
land durch ein modernisiertes Lagerstät-
tengesetz dazu verpflichtet, nach einer 
Karenzzeit diejenigen Daten über die Er-
kundung des tiefen Untergrundes zu ver-
öffentlichen, die bei den Bergbehörden laut 
Auflagen bei der Konzessionsvergabe hin-
terlegt werden müssen, hätten Wirtschaft 
und Wissenschaft für die Entwicklung neu-
er Explorationsideen und -konzepte eine 
bessere Datenlage zur Verfügung. Zudem 
würden dadurch Doppelarbeit und damit 
Kosten vermieden. Außerdem wäre es 
wünschenswert, dass die Industrie nach 
einer Karenzzeit der Wissenschaft das 
Bohrkernmaterial zur Verfügung stellt.

Um schädliche Auswirkungen auf 
Mensch und Umwelt zu begrenzen, die 
gesellschaftliche Zustimmung zur Roh-
stoffgewinnung zu erhalten und einen 
fairen Wettbewerb auf den globalen Roh-
stoffmärkten zu ermöglichen, sind weltweit 
einheitliche, hohe Umwelt- und Sozialstan-
dards ─ sowohl für den Bergbau als auch 
das Recycling ─ eine wichtige Vorausset-
zung. Auf globaler Ebene wurden in der 
Vergangenheit zahlreiche ordnungspo-
litische Optionen erwogen, wie mit Roh-
stoffen besser, gerechter und nachhaltiger 
umgegangen werden kann. Beispiele für 
Ansätze einer internationalen Roh-
stoffpolitik sind die Steuerung durch ein 
internationales Expertengremium oder die 
Einführung eines globalen Rohstoffrechts. 
Da die Interessen der beteiligten Länder 
jedoch sehr heterogen sind, sind globale 
Übereinkünfte schwer zu erreichen. Ein 

praktikablerer Ansatz sind bilaterale Roh-
stoffabkommen und Rohstoffpartnerschaf-
ten. Sie sind schneller implementierbar 
und daher zumindest kurz- bis mittelfristig 
eher erfolgsversprechend.

Um Handels- und Produktions-
prozesse offenzulegen, sind verbindliche 
Transparenzmechanismen ein geeignetes 
politisches Instrument. Gerade bei Roh-
stoffen aus Konfliktgebieten können sie die 
Verbindungen zwischen Unternehmen, Re-
gierungen und bewaffneten Gruppen, die 
sich durch den Rohstoffabbau und -han-
del finanzieren, aufdecken und zu einem 
verantwortungsvolleren Rohstoffhandel 
führen. Auch Umwelt- und Sozialkriterien 
können und sollten in solchen Transpa-
renzmechanismen berücksichtigt werden. 
Die „Social Licence to Operate“ zu erhalten, 
wird die größte Herausforderung in der 
Rohstoffgewinnung der Zukunft werden.

Energierohstoffe: 
Biomasse und Erdgas 

Wenngleich künftig ein immer größer wer-
dender Anteil des Energiebedarfs durch 
Strom aus Windkraft und Photovoltaik 
gedeckt werden wird, werden, zumindest 
bis Langzeitspeicher zur Verfügung ste-
hen, weiterhin Brennstoffe benötigt. Bio-
masse ist gut speicherbar und kann für die 
Strom- und Wärmeerzeugung sowie nach 
Umwandlung in Bioalkohol, Biodiesel oder 
Biomethan als Kraftstoff im Verkehr flexi-
bel eingesetzt werden. Vor- und Nachteile 
der Nutzung müssen allerdings gegenein-
ander abgewogen werden: So ist Biomas-
se nur begrenzt verfügbar, daher sollte sie 
dort eingesetzt werden, wo sie dem Ener-
giesystem am meisten nützt. 

Die Verwendung von Biomasse als 
Energiequelle ist nur unter bestimmten 
Umständen CO2-neutral. Darüber hinaus 
verursacht der Anbau von Energiepflanzen 
in intensiver Landwirtschaft zusätzliche 
Treibhausgasemissionen (Lachgas) und 
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weitere Umweltbelastungen. Die gesam-
te Treibhausgasbilanz der Bioenergiever-
wendung ist von der Art der Pflanzen und 
des Bodens, der Art der Bewirtschaftung 
und insbesondere auch Änderungen der 
Landnutzung für den Anbau der Pflanzen 
abhängig und kann sich von Fall zu Fall 
stark unterscheiden. Ob der Einsatz von 
Bioenergie sinnvoll ist, hängt also auch da-
von ab, welche anderen Energieträger zur 
Verfügung stehen und wie sich die Treib-
hausgasbilanz und andere Umweltfolgen 
der Bioenergie im Einzelnen damit verglei-
chen. Da Biomasse sowohl in Deutschland 
angebaut werden als auch aus einer Viel-
zahl an Ländern importiert werden kann, 
kann sie einen Beitrag zur Versorgungssi-
cherheit leisten.

Bei den fossilen Energieträgern 
kommt dem Erdgas für die Energiewende 
eine besondere Bedeutung zu: Gaskraft-
werke sind flexibel und haben niedrige 
Investitionskosten und können daher die 
fluktuierende Einspeisung aus Wind- und 
Solarenergie gut ausgleichen. Zudem ver-
ursacht Gas pro erzeugter Kilowattstunde 
Strom weniger Kohlendioxid als Kohle.

Folgende Maßnahmen könnten dazu 
beitragen, die Versorgung mit Erdgas und 
nachhaltiger Bioenergie zu sichern: 

Um den Umweltfolgen des Bio-
energieanbaus entgegenzuwirken, bie-
ten sich verschiedene Maßnahmen an. 
Ein erster Schritt wäre, die staatliche För-
derung auf Abfallbiomasse und Holz aus 
nachhaltig bewirtschafteten Wäldern zu 
beschränken. Deren Nutzung ist gegenüber 
Energiepflanzen in der Regel mit niedri-
geren Treibhausgasemissionen und sons-
tigen Umweltfolgen verbunden. Eine sehr 
umfassende Option wäre, die Landwirt-
schaft in den Emissionshandel einzube-
ziehen – hierdurch könnten nicht nur die 
Treibhausgasemissionen des Energiepflan-
zenanbaus, sondern aller landwirtschaftli-
chen Produkte reduziert werden. Alternativ 
oder zusätzlich könnten Nachhaltigkeits-

vorgaben für den Energiepflanzenanbau 
und -import gemacht werden. Eine Steuer 
auf Düngemittel und ordnungsrechtliche 
Vorgaben zur Bewirtschaftung kohlenstoff-
reicher Böden (zum Beispiel Grünland und 
Moore) könnten neben den Treibhaus
gasemissionen auch weitere Umweltaus-
wirkungen der Landwirtschaft reduzieren.

Zusätzliche Potenziale nach-
haltiger Bioenergie ließen sich erschlie-
ßen, indem Land, das für den Anbau von 
Nahrungspflanzen nicht geeignet ist, für 
den Anbau von Gräsern oder Gehölzen ge-
nutzt wird. Auch die energetische Nutzung 
von Abfall könnte erweitert werden. Die Flä-
chen, die für den Anbau von Energiepflan-
zen verfügbar sind, sind keine feste Größe: 
Sie ließen sich erweitern, wenn weniger Le-
bensmittel verschwendet und der Konsum 
tierischer Produkte reduziert würde.

Bei Erdgas ist Deutschland fast 
vollständig von Importen aus einigen we-
nigen Lieferländern abhängig. Eine Mög-
lichkeit etwaige Versorgungsengpässe zu 
überbrücken, ist der weitere Ausbau von 
Erdgasspeichern. Zu deren Bewirtschaf-
tung wäre eine staatlich kontrollierte 
strategische Gasreserve denkbar, wie es 
sie auch für Erdöl gibt. Diese wäre aller-
dings mit hohen Kosten verbunden. Eine 
Diversifizierung der Lieferländer durch 
den Ausbau der Pipeline- und Flüssig-
gas-Infrastruktur sowie die Nutzung von 
Schiefergas und Erdgas aus Kohleflözen 
in Deutschland oder – langfristig – auch 
von Methanhydraten aus der Tiefsee sind 
weitere Möglichkeiten zur Sicherung der 
Versorgung.
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1	 Einleitung

Mit der Energiewende steht Deutschland 
in den kommenden Jahrzehnten ein großer 
Umbau der Infrastruktur bevor: Bis zum 
Jahr 2050 sollen sechzig Prozent der Pri-
märenergie und achtzig Prozent der Elek-
trizität in Deutschland aus erneuerbaren 
Energien stammen.1 Kohle- und Erdgas-
kraftwerke sollen weitgehend durch Wind-
kraft- und Solaranlagen ersetzt werden, 
Benzin- und Dieselautos durch Elektro-
fahrzeuge, intelligente Netze und steuerba-
re Lasten sollen dafür sorgen, dass Erzeu-
gung, Speicherung und Verbrauch optimal 
aufeinander abgestimmt sind. Kurzum, das 
Energiesystem soll in einigen Jahrzehnten 
aus völlig anderen Anlagen bestehen und 
andere Energieformen nutzen als heute. 

Wie wirkt sich das aber auf den Roh-
stoffbedarf aus? Am augenscheinlichsten 
ist hier natürlich der Rückgang des Ver-
brauchs der fossilen Energieträger Erdgas, 
Erdöl und Kohle. Die sinkende Abhängig-
keit von diesen großteils aus dem Ausland 
importierten Energieträgern wird oft als 
ein positiver Effekt der Energiewende an-
geführt. Weniger Beachtung findet hinge-
gen die Frage, welche Rohstoffe für die Er-
richtung des neuen Anlagenparks benötigt 
werden. Eine wichtige Rolle spielen hier 
Metalle.2 Angesichts der Tatsache, dass 
der Rohstoffbedarf pro Energieeinheit der 
Errichtung von Erneuerbare-Energien-
Anlagen höher sein wird als bei der Er-
richtung konventioneller Kraftwerke, ist 
also mit einem wachsenden Bedarf an Me-
tallen für das Energiesystem zu rechnen. 
Neben Metallen werden für den Umbau 
der Infrastruktur Baurohstoffe wie Sand 

1	 Bundesregierung 2010.
2	 Dazu gehören auch die Halbmetalle, die nach einer 

Konvention in der Rohstoffwirtschaft zu den Metallen 
hinzugezählt werden.

oder Kies benötigt. Der Bedarf an diesen 
Rohstoffen wird in Deutschland aus der 
heimischen Produktion gedeckt. Sie sind 
im Grunde unbegrenzt verfügbar und für 
die Umsetzung der Energiewende unkri-
tisch. Allerdings müssen bei ihrer Förde-
rung und Verarbeitung Umweltaspekte wie 
Naturschutz oder Trinkwasserschutz und 
der Energiebedarf berücksichtigt und der 
Zugang sichergestellt werden.3

Wenngleich der Beitrag von Wind 
und Solarenergie zur Energieversorgung 
weiterhin rasant zunimmt, werden in den 
nächsten Jahrzehnten weiterhin Brenn-
stoffe benötigt. Neben den fossilen Ener-
gieträgern kommt auch Biomasse als Kraft-
stoff sowie als Brennstoff zur Strom- und 
Wärmeerzeugung infrage.

Eine zuverlässige Versorgung mit 
den Metallen sowie den benötigten Ener-
gierohstoffen ist eine wesentliche Voraus-
setzung für den Erfolg der Energiewende. 
Diese Stellungnahme zeigt verschiedene 
Maßnahmen auf, die dazu beitragen kön-
nen, die Versorgung mit Rohstoffen für die 
Energiewende möglichst sicher, bezahlbar, 
umweltfreundlich und sozialverträglich zu 
gestalten.

Eine detaillierte Analyse der volks-
wirtschaftlichen Kosten und Nutzen der 
einzelnen Maßnahmen sprengt den Rah-
men dieser Stellungnahme. Insbesondere 
für diejenigen Maßnahmen, die mit tiefen 
Eingriffen in die Wirtschaft verbunden sind, 
wäre es daher ratsam, in folgenden Arbeiten 
Szenarioanalysen durchzuführen, um die 
volkswirtschaftlichen Effekte einzuschätzen.

3	 Angerer et al 2016, S. 103, 109.
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2	 Ausgangslage: Wichtige Fragen zur Rohstof﻿fversorgung 
für die Energiewende

Die folgenden Abschnitte geben einen 
Überblick über die benötigen Rohstoffe 
für die Energieversorgung der Zukunft 
und die wichtigsten Zusammenhänge auf 
den Rohstoffmärkten. Ausführlicher sind 
die aktuelle Versorgungssituation und die 
Entwicklungen auf den Rohstoffmärkten in 
der Analyse Rohstoffe für die Energiever-
sorgung der Zukunft: Geologie – Märkte – 
Umwelteinflüsse4 dargestellt.

2.1	 Welche Metalle werden für die 
Energiewende benötigt?

Für die neuen Energietechnologien werden 
im Wesentlichen die gleichen Metalle be-
nötigt wie für andere Hightech-Produkte. 
Eine wichtige Rolle spielen die sogenann-
ten Technologie- und Sondermetalle wie 
beispielsweise Kupfer, Kobalt und Lithi-
um, die Platingruppenelemente, Indium, 
Tellur, Gallium und Germanium sowie die 
Seltenen Erden. 

Die Platingruppenelemente um-
fassen Platin, Palladium, Rhodium, Ruthe-
nium, Iridium und Osmium. Sie spielen für 
Brennstoffzellen und die Wasserstoffelek-
trolyse – und damit für einige mögliche 
Schlüsseltechnologien der Energiewende 
wie wasserstoffbasierte Elektromobilität5, 
Langzeitspeicher und Power-to-Gas – eine 
wichtige Rolle. Zu den Seltenen Erden 
gehören unter anderem Yttrium, Neodym, 
Dysprosium, Praseodym, Terbium, Euro-
pium, Cerium und Lanthan. Sie werden 
etwa für Batterien, Photovoltaikanlagen, 

4	 Angerer et al. 2016.
5	 Wasserstoffbasierte Elektromobilität bezeichnet 

Brennstoffzellenfahrzeuge, die mit elektrolytisch 
erzeugtem Wasserstoff betrieben werden.

Windkraftanlagen, Motoren und Genera-
toren benötigt. 

Generell wird die Rohstoffversorgung zu-
nehmend komplex, da für die Herstellung 
von Hightech-Produkten immer mehr un-
terschiedliche Elemente benötigt werden. 
Besonders deutlich wird dieser Trend am 
Beispiel der Mikroprozessoren. Da diese 
heute in jeder Maschine und jedem Fahr-
zeug stecken und für die Mess- und Re-
geltechnik unverzichtbar sind,6 spielen sie 
auch beim Umbau der Energieversorgung 
einschließlich der intelligenten Vernetzung 
von Anlagen und Verbrauchern eine wich-
tige Rolle.

Insgesamt ist zu erwarten, dass der 
Bedarf an vielen Metallen in Zukunft stark 
zunimmt. So zeigt eine Abschätzung des 
Rohstoffbedarfs für 42 Zukunftstechno-
logien, dass im Jahr 2035 alleine für die 
betrachteten Technologien so viel Germa-
nium, Kobalt, Scandium, Tantal und Neo-
dym/Praseodym benötigt werden könnte, 
wie 2013 primär7 produziert wurde. Bei 
Lithium, Dysprosium/Terbium und Rhe-
nium könnte der Bedarf 2035 sogar das 
Doppelte der Primärproduktion 2013 be-
tragen.8

Die Energietechnologien sind dabei 
allerdings selten das wichtigste Einsatzge-
biet eines Metalls. So werden zum Beispiel 
Permanentmagnete auf der Basis von Sel-

6	 Nach Angaben der Firma Intel steckten in einem Chip 
in den 1980er Jahren zwölf und in den 1990er Jahren 
16 verschiedene Elemente. Seit den 2000er Jahren 
sind es mehr als sechzig Elemente (vgl. hierzu NRC 
2007, S. 38, Abb. 2.3).

7	 Primärproduktion ist die Produktion aus Bergbau. 
Das heißt, die Produktion aus Recycling ist nicht 
eingerechnet.

8	 DERA 2016-1, S. 13.
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tenen Erden zwar auch in Windturbinen 
(meist offshore) eingesetzt; das Hauptan-
wendungsgebiet dieser Magnete sind der-
zeit jedoch Elektromotoren und Festplat-
ten9 in Computern und anderen Geräten. 
Da die verschiedenen Branchen am Markt 
um die Metalle konkurrieren, hängt deren 
Verfügbarkeit für das Energiesystem im-
mer auch eng mit der Nachfrage anderer 
Industriezweige zusammen etwa der Auto-
mobilindustrie, der Elektronik und der In-
formations- und Kommunikationstechno-
logien.10 Viele der in dieser Stellungnahme 
vorgestellten Handlungsoptionen für me-
tallische Rohstoffe adressieren daher die 
Versorgung mit Metallen im Allgemeinen.

2.2	 Welche Energierohstoffe 
brauchen wir künftig noch?

Die Bedeutung der fossilen Energieroh-
stoffe wird durch die Klimaschutzbemü-
hungen und die wachsende Konkurrenz 
durch erneuerbare Energien langfristig zu-
rückgehen. Allerdings müssen 2050 auch 
dann noch zwanzig Prozent des Strombe-
darfs und vierzig Prozent des gesamten 
Primärenergiebedarfs in Deutschland über 
Erdgas, Erdöl oder Kohle gedeckt werden, 
wenn die im Energiekonzept festgelegten 
Ziele erreicht werden.

Eine zentrale Rolle bei der Umset-
zung der Energiewende könnte das Erdgas 
spielen: Pro Kilowattstunde bereitgestell-
ter Energie verursacht der Energieträger 
weniger CO2 als Kohle und Erdöl. Zudem 
sind Erdgaskraftwerke besonders flexibel 
und können daher gut die Schwankungen 
der Stromerzeugung aus Wind und Solar-
energie ausgleichen. 

Aus Biomasse wiederum lassen 
sich verschiedene Energieträger herstel-
len, die ähnliche Eigenschaften haben 

9	 Durch die Verbreitung von Flash-Festplatten wird 
dieser Anwendungsbereich voraussichtlich bald 
zurückgehen.

10	 Moss et al. 2013.

wie Kohle, Öl und Gas. Bioenergie kann 
daher viele Funktionen im Energiesystem 
übernehmen: Holz als Festbrennstoff in 
Gebäudeheizungen und Heizkraftwerken, 
Biokraftstoffe im Verkehr und Biogas in al-
len Anwendungen, in denen heute Erdgas 
eingesetzt wird. Den Vorteilen stehen al-
lerdings auch einige Nachteile gegenüber: 
So ist die Landfläche, die für die Bereit-
stellung einer Kilowattstunde Energie be-
nötigt wird, größer als bei Wind- und So-
larenergie. Gleichzeitig entweichen mehr 
Treibhausgase. Zudem kann sich der Bio-
masseanbau negativ auf die Artenvielfalt 
und die Bodenqualität auswirken, während 
überschüssige Düngemittel Gewässer be-
lasten. Angesichts knapper Anbauflächen 
konkurriert die Biomasseproduktion zu-
dem teilweise mit der Nahrungs- und 
Futtermittelherstellung. Werden Wälder 
gerodet oder andere kohlenstoffreiche 
Ökosysteme (zum Beispiel Baumsavannen) 
in Agrarland umgewandelt, um Energie-
pflanzen anzubauen, schadet dies dem 
Klima. Dieser Effekt kann auch indirekt 
eintreten, wenn die Energiepflanzen den 
Anbau von Nahrungsmitteln verdrängen, 
und dann an anderer Stelle neue Agrarflä-
chen für die Nahrungspflanzen erschlossen 
werden. Die in diesem Kontext dargestell-
ten Handlungsoptionen zielen darauf ab, 
diese negativen Folgen der Bioenergienut-
zung möglichst gering zu halten. 

2.3	 Woher stammen die in 
Deutschland genutzten 
Rohstoffe?

Für Metalle gibt es zwei Quellen: Primär-
gewinnung durch Bergbau und Sekundärge-
winnung durch Recycling. Da in Deutschland 
seit 1992 keine Metallerze mehr abgebaut 
werden, ist es darauf angewiesen, auf den 
globalen Rohstoffmärkten Primärrohstof-
fe oder metallhaltige Zwischenprodukte 
aus dem Ausland einzukaufen. Die aktuell 
einzige „heimische“ Metallquelle sind Se-
kundärlagerstätten, das heißt Rohstoffe 
aus Altprodukten wie Autos, Computern, 
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Gebäuden, Stromleitungen und potenziell 
auch Deponien. Um Basismetalle wie Eisen 
beziehungsweise Stahl, Kupfer, Zink oder 
Blei zu gewinnen, wird schon heute bevor-
zugt Schrott recycelt. Der Grund: Die Ver-
arbeitung ist energie- und damit oft auch 
kostengünstiger als die Gewinnung von 
Primärerzen. Bei vielen Metallen, die für 
Hightech-Produkte benötigt werden, sind 
dagegen die Recyclingraten sehr gering 
und ist die Abhängigkeit von der globalen 
Nachfrage, den Weltmarktpreisen und Ex-
portländern entsprechend höher.

Auch bei den Energierohstoffen 
ist die Importabhängigkeit Deutschlands 
sehr hoch. So müssen 98 Prozent des Erd-
öls und 88 Prozent des Erdgases eingeführt 
werden.11 Auch Steinkohle wird bereits zu 
einem großen Teil importiert. Nach Be-
endigung der Subventionen im Jahr 2018 
wird der Abbau deutscher Steinkohle ein-
gestellt werden, sodass sich die Import
abhängigkeit weiter erhöhen wird. Selbst 
die in Deutschland verbrauchte Biomasse 

11	 BGR 2015-1, S. 17.

stammt zu zwanzig Prozent aus Importen. 
Lediglich den Braunkohlebedarf kann 
Deutschland aus Quellen im eigenen Land 
decken.

Die globale Entwicklung von Roh-
stoffangebot und -nachfrage sind somit 
entscheidend für die Versorgungssicher-
heit. Könnte Deutschland sich von den 
Importen unabhängiger machen, würde 
dies zu einer sichereren und nachhaltige-
ren Rohstoffversorgung beitragen. Dies gilt 
umso mehr, als derzeit ein Großteil der Im-
porte der zahlreichen wirtschaftsstrategi-
schen12 Rohstoffe aus jeweils nur wenigen 
meist außereuropäischen Drittländern 
stammt, zu denen es keine kurzfristigen 
Alternativen gibt.13 

12	 Wirtschaftsstrategische Rohstoffe sind solche, deren 
Verfügbarkeit für Zukunftstechnologien gesichert 
werden muss und die eine große Hebelwirkung für die 
Wirtschaft haben. Ein relativ geringer Mengeneinsatz 
dieser Rohstoffe trägt zu einer hohen zusätzlichen 
Wertschöpfung in Hochtechnologiebereichen bei. 
Hierzu gehören zum Beispiel die Seltene-Erden-
Elemente, Elektronikelemente wie Gallium, Indium, 
Germanium, die Platingruppenelemente oder Stahl-
veredler wie beispielsweise Molybdän, Nickel oder 
Niob.

13	 EC 2014-5, S. 8 f.; DERA 2016-2.

Reserven 
(wirtschaftlich)

Ressourcen 
(zurzeit  

unwirtschaftlich)

Geopotenzial 
zurzeit unbekannt 

(= Reserven  
und Ressourcen  

der Zukunft)

dynamische  
Grenzen

Ressourcen und Geopotenziale, 
die als nächstes in Reserven 
überführt werden 

Abbildung 1: Rohstoffbox. Die Grenzen zwischen Geopotenzialen, Ressourcen und Reserven sind fließend, da durch 
Exploration, Fortschritte in der Förder- und Aufbereitungstechnik sowie steigende Marktpreise unbekannte Vorkom-
men entdeckt und in wirtschaftlich förderbare Reserven umgewandelt werden.14

14	 Übersetzt und modifiziert nach Scholz et al. 2014.
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2.4	 Sind die primären Rohstoff
vorkommen bald erschöpft?

Bei den Primärrohstoffen unterscheidet 
man, wie in Abbildung dargestellt, zwi-
schen Reserven, Ressourcen und Geopo-
tenzialen. Die Grenzen dazwischen sind 
fließend und stellen immer nur eine Mo-
mentaufnahme in einem dynamischen 
System dar. Denn durch Explorationsak-
tivitäten werden neue Rohstoffvorkommen 
entdeckt, das heißt Geopotenziale werden 
in Ressourcen oder Reserven umgewan-
delt. Innovationen im Bereich der För-
der- und Aufbereitungstechnik sowie  – 
bei wachsender Nachfrage – steigende 
Rohstoffpreise führen dazu, dass bislang 
unwirtschaftliche Ressourcen zu wirt-
schaftlich abbaubaren Reserven werden. 
Typischerweise wachsen daher die Reser-
ven mit dem Verbrauch mit. 

Bei den Metallen bietet neben den 
geologischen Lagerstätten auch das Re-
cycling ein erhebliches Potenzial.15 Die 
Steinkohle- und Braunkohlevorkommen 
sind so groß, dass selbst bei weltweit stei-
gendem Verbrauch bis auf Weiteres aus-
reichende Mengen verfügbar sein dürften. 
Im Vergleich dazu sind Erdöl und Erdgas 
knappere Rohstoffe. Daran ändert auch 
die zunehmende Förderung von Schiefer-
öl und Schiefergas in den USA nichts, die 
für den derzeitigen Preisverfall bei Erdgas 
und Erdöl mitverantwortlich ist. Dennoch 
ist aus geologischer Sicht bis 2050 insge-
samt kein Mangel an Energierohstoffen zu 
erwarten.16 Obwohl niemand genau weiß, 
wie viele Rohstoffe insgesamt als Geopo-
tenziale im Boden vorhanden sind, ist auf 
Basis des heutigen geologischen Wissens 
dennoch davon auszugehen, dass es bis 
2050 und darüber hinaus trotz steigender 
globaler Nachfrage ausreichend Metalle 
und Energierohstoffe gibt, um die Energie-

15	 Angerer et al. 2016. 
16	 Die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh-

stoffe (BGR) sieht lediglich beim Erdöl eine mögliche 
Limitierung, vgl. BGR 2015-1.

wende in Deutschland umzusetzen.17 Eine 
dauerhafte Knappheit tritt am ehesten bei 
Bioenergie auf, da die Menge an Bioener-
gie, die auf der begrenzten verfügbaren 
Landfläche mit vertretbaren Umweltfolgen 
angebaut werden kann, sich nicht wesent-
lich steigern lässt.18 

Um abzuschätzen, ob die vorhande-
nen Rohstoffe den Bedarf decken können, 
wird in manchen Studien die „statische 
Reichweite“ als Indikator verwendet: Er 
wird errechnet, indem die Reserven oder 
Ressourcen durch den jährlichen Ver-
brauch geteilt werden. Das Ergebnis wird 
dann interpretiert als die Anzahl der Jahre, 
für die der Rohstoff noch ausreicht. Diese 
Interpretation lässt jedoch die Dynamik 
der Entwicklung von Ressourcen zu Re-
serven außer Acht und ist somit irrefüh-
rend. Allerdings kann das Verhältnis von 
Reserven zum jährlichen Verbrauch als ein 
langfristiges Warnsignal für die Versor-
gungssituation verwendet werden: Sinkt 
es unter einen Wert von zehn Jahren, also 
die typische Vorlaufzeit zur Erschließung 
neuer Lagerstätten und Errichtung neuer 
Bergwerke, so kann das darauf hindeuten, 
dass nicht schnell genug neue Reserven 
entwickelt werden, um die wachsende 
Nachfrage zu decken. Dies kann zu Liefer-
risiken und Preissprüngen führen.

Eine Voraussetzung, damit Berg-
baufirmen aus dem Geopotenzialfeld Re-
serven entwickeln können (Abbildung 1), 
sind ausreichende Basisinformationen wie 
geowissenschaftliche Karten oder Lager-
stättenmodelle als Grundlage für eine kom-
merzielle Exploration. Diese zur Verfügung 
zu stellen, ist Aufgabe der staatlichen Geo-
logischen Dienste und Forschungsinstituti-
onen. Um auch in Zukunft die Dynamik der 
erfolgreichen Exploration aufrechtzuerhal-
ten, sind weiter anhaltende Erkundungs-

17	 Angerer et al. 2016.
18	 Angerer et al. 2016, Leopoldina 2013.
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arbeiten der staatlichen Geologischen 
Dienste im In- und Ausland im Vorfeld der 
Industrie sowie Forschungsanstrengungen 
auf hohem Niveau erforderlich.

2.5	 Welche Rolle kann Metall-
Recycling spielen?

Eine intensive Nutzung der Sekundärla-
gerstätten trüge dazu bei, die Abhängigkeit 
von Metallimporten zu verringern. Anders 
als Energierohstoffe werden Metalle nicht 
verbraucht, sondern gebraucht. Das heißt: 
In der Regel können Metalle aus Sekun-
därmaterialien in der gleichen Qualität 
gewonnen werden wie aus Primärquellen 
(eine Ausnahme ist zum Beispiel Alumini-
um). Die Vorteile: Der Energiebedarf des 
Recyclings ist oft niedriger als bei der Pri-
märgewinnung.19 Zudem sind Vorlaufzei-
ten sowie Investitionsbedarf in der Regel 
geringer als bei Bergbauprojekten. Darü-
ber hinaus findet Metall-Recycling mehr 
gesellschaftliche Akzeptanz20 und reduziert 
Abfallmengen.21

Die Effizienz der Wiedergewinnung hängt 
von der gesamten Prozesskette ab: Sam-
meln, Demontage, Aufbereitung und me-
tallurgische Verarbeitung. Bislang werden 
hohe Recyclingraten nur bei Haupt- und 
Edelmetallen22 erreicht.23 Bei den Seltenen 
Erden und den Hightech- und Sonderme-
tallen wie Indium, Germanium, Gallium, 
Tellur, Kobalt oder Lithium sind sie hin-
gegen noch unzureichend. Diese Elemente 

19	 Das Recycling von reinen Metallen verbraucht immer 
weniger Energie als die Primärgewinnung. Je niedri-
ger jedoch die Konzentration des gewünschten Metalls 
und je komplexer die Zusammensetzung des Produk-
tes sind, desto energieintensiver ist die Wiedergewin-
nung.

20	 Angerer et al. 2016.
21	 BGR 2015-2, S. 21 f.
22	 Hauptmetalle sind Eisen/Stahl, Stahlveredler, Bunt-

metalle wie Kupfer, Blei, Zink sowie die Leichtmetalle 
Aluminium und Magnesium. Edelmetalle sind Silber, 
Gold und die Platingruppenmetalle.

23	 In Deutschland wurden 2014 etwa 53 Prozent des 
Aluminiums, etwa 42 Prozent des Kupfers und etwa 
45 Prozent des Rohstahls in der Raffinade- und 
Rohstahlproduktion aus sekundären Rohstoffen 
gewonnen (BGR 2015-2, S. 22).

kommen in den einzelnen Produkten oft 
in nur kleinen Mengen und in komplexer 
Zusammensetzung mit anderen Elemen-
ten vor, die Wiedergewinnung ist entspre-
chend aufwendig. Die Ursprungselemente 
lassen sich nur mithilfe von Spezialverfah-
ren von ihren Produkten trennen und wie-
der zu Feinmetallen raffinieren.24

Während es auch für diese Metalle 
bei einfachen Rückständen (zum Beispiel 
Produktionsausschuss) und bestimmten 
Materialkombinationen etablierte Re-
cyclingverfahren gibt, liegt die Heraus-
forderung in der Regel bei komplexen 
„Multimetall“-Produkten. Hier ist die me-
tallurgische Infrastruktur zur Gewinnung 
der Metalle noch nicht so gut ausgebaut, 
beziehungsweise es sind noch keine geeig-
neten Technologien verfügbar. Bei vielen 
dieser für die Energietechnologien der Zu-
kunft so wichtigen Metalle kommt es aller-
dings bereits beim Sammeln zu hohen Ver-
lusten. So wird Verbraucherelektronik nur 
zu einem geringen Teil einem leistungsfä-
higen Recycling zugeführt. Um höhere Re-
cyclingraten zu erreichen, müssen mehrere 
Bedingungen erfüllt sein: Verfügbarkeit 
und Nutzung effektiver Technologien, ein 
ausreichend hohes Preisniveau für Metalle, 
recyclingfördernde Gesetze und eine gute 
logistische Infrastruktur, um die Altpro-
dukte zu sammeln.

Allerdings: Auch wenn die Recy-
clingquoten vieler Metalle erheblich ge-
steigert werden können, kann Recycling 
alleine den Bedarf an metallischen Roh-
stoffen nicht decken. Zum einen wäre ein 
hundertprozentiges Recycling energetisch 
unmöglich und auch nicht sinnvoll. Zum 
anderen können die Metalle erst am Ende 
der Produktlebenszeit wiedergewonnen 

24	 Angerer et al. 2016.
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werden. Diese reicht von wenigen Jah-
ren (zum Beispiel bei Mobiltelefonen und 
Fahrzeugen) bis zu mehreren Jahrzenten 
(beispielsweise bei Gebäudeinfrastruktu-
ren). Bei steigendem Rohstoffbedarf ist die 
in den Altprodukten vorhandene Menge 
also selbst bei vollständiger Wiedergewin-
nung nicht ausreichend. Der Import von 
Primärrohstoffen ist daher heute und auch 
bis zum Jahre 2050 unumgänglich.25 Für 
den Beitrag des Recyclings zur Versor-
gungssicherheit in Deutschland ist zudem 
zu berücksichtigen, dass die importierten 
Rohstoffe in Form hochwertiger Produk-
te reexportiert werden. Damit gehen die 
verarbeiteten Rohstoffe dem Recycling 
in Deutschland verloren. Außerdem wer-
den auch Recycling-Rohstoffe auf einem 
globalen Markt gehandelt. Metalle, die in 
Deutschland gesammelt werden, tragen 
daher nicht unbedingt dazu bei, den Bedarf 
in Deutschland zu decken.

2.6	 Wie entwickeln sich 
Versorgungssicherheit und 
Rohstoffpreise?

Da aus geologischer Sicht genügend Roh-
stoffe vorhanden sind, ist letztlich ent-
scheidend, ob am Markt ausreichend 
Rohstoffe zu wettbewerbsfähigen 
Preisen verfügbar sind. Darauf haben ne-
ben der Dynamik von Angebot und Nach-
frage an den Märkten auch die Struktur 
der Bergbauwirtschaft und die strategische 
Rohstoffpolitik der Lieferländer Einfluss.

2.6.1	Die Dynamik der globalen Märkte
In der Regel reagieren die Rohstoffmärkte 
flexibel auf Änderungen bei Angebot und 
Nachfrage: Steigt etwa der Preis eines Roh-
stoffs, weil er knapper wird, wächst auch 

25	 Angerer et al. 2016, Box IV.

das Angebot, denn bei höheren Preisen 
können auch schwieriger zugängliche oder 
weniger reichhaltige Vorkommen rentabel 
abgebaut werden. Außerdem setzen hohe 
Preise Anreize für mehr Exploration und 
die Entwicklung neuer Förder- und Auf-
bereitungstechnologien, mit denen neue 
Rohstoffvorkommen erschlossen werden 
können. Unternehmen wiederum bemühen 
sich bei Knappheiten und hohen Preisen, 
den betroffenen Rohstoff effizienter und 
damit sparsamer zu verwenden oder gar zu 
ersetzen (Substitution). Das Zusammen-
spiel dieser Marktmechanismen wird auch 
als Regelkreis der Rohstoffversorgung26 
bezeichnet. Dieser Regelkreis hat in den 
vergangenen hundert Jahren dafür gesorgt, 
dass sich die realen Preise der meisten Roh-
stoffe im Durchschnitt kaum erhöht haben.

Die Vorlaufzeiten im Bergbau sind 
allerdings sehr lang: Von der Entdeckung 
einer Lagerstätte bis zum Start des Abbaus 
vergehen im Schnitt je nach den politi-
schen und administrativen Rahmenbedin-
gungen etwa zehn bis zwanzig Jahre. Hinkt 
das Angebot der wachsenden Nachfrage 
hinterher, weil Investitionen in Technik 
und Transportkapazitäten nicht rechtzei-
tig getätigt wurden, entstehen vorüberge-
hend Preisspitzen und gegebenenfalls auch 
Lieferengpässe. Schon kleine Nachfragean-
stiege um wenige Prozent irgendwo auf der 
Welt können zu so großen Preissprüngen 
führen, dass die Versorgung in Deutsch-
land beeinträchtigt wird.27

26	 Wellmer/Hagelüken 2015.
27	 Selbst wenn keine reale Knappheit vorhanden ist, kön-

nen Befürchtungen des Marktes vor einer vermeintli-
chen Verknappung zu rasanten Preisanstiegen führen, 
wie zum Beispiel bei den Seltenen Erden zwischen 
2010 und 2011 (Angerer et al. 2016).
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Kurz- und langfristige Trends auf den Rohstoffmärkten 

Für kurzfristige Versorgungsengpässe bei Rohstoffen gibt es eine Reihe von Indikatoren und Warnsignalen, 

anhand derer sich die Marktentwicklung bis zu etwa fünf Jahre im Voraus abschätzen lässt:

•	 die Marktpreise

•	 die Lagerbestände an den Börsen28

•	 die Auslastung von Bergwerken, Hütten und Raffinerien

•	 Entwicklung der Bergbau- und Hüttenkapazitäten (Bergbau- und Hüttenprojekte, die sich in der Planung 

oder im Aufbau befinden im Vergleich zu aus der Produktion gehenden Kapazitäten) 

•	 Konzentrationstrends bei den Anbietern (Lieferländer und Bergbauunternehmen)

•	 geostrategische Risiken (Länderrisiken)

•	 technologische Innovationen (Zum Beispiel kann der unerwartete Markteintritt von Zukunftstechno-

logien29 die Nachfrage nach bestimmten Metallen plötzlich steigern. Durch neue Förder- und Aufbe-

reitungstechnologien30 können zuvor nicht nutzbare Lagerstätten erschlossen und damit das Angebot 

erhöht werden.)

Viele Maßnahmen zur Sicherung der Versorgung, etwa der Ausbau von Bergbau- oder Recyclingkapazitä-

ten, haben allerdings einen wesentlich längeren Vorlauf als fünf Jahre. Auch die Entwicklung von Techno-

logien, die einen sparsameren Einsatz eines knappen Rohstoffs in Produkten ermöglichen, dauert in der 

Regel mehrere Jahre. Langfristige Lieferverträge zu günstigen Preisen wiederum lassen sich nur in Zeiten 

ausreichender Versorgung abschließen. 

Langfristig kann die Rohstoffversorgung daher nur durch antizyklische Maßnahmen und Strategien 

gesichert werden, die sich nicht an den kurzfristigen Preisschwankungen der Rohstoffmärkte orientieren. 

Indikatoren für langfristige Entwicklungen bei der Rohstoffversorgung sind:

•	 das Verhältnis Reserven/Verbrauch 

•	 Analysen früherer Rohstoffzyklen, um die Ursachen und die Dauer von Hoch- und Niedrigpreisphasen 

bestimmter Rohstoffe besser zu verstehen 

•	 Szenarien für die langfristige Entwicklung von Angebot und Nachfrage, zum Beispiel basierend auf der 

wirtschaftlichen Entwicklung verschiedener Länder, oder für Technologietrends wie die Energiewende

Solche globalen volkswirtschaftlichen Indikatoren liefern jedoch in der Regel wenig Anreize für langfristi-

gere Maßnahmen zur Rohstoffsicherung. Bei einem so umfassenden Infrastrukturwandel wie der Energie-

wende ist daher ein gesellschaftlicher Dialog darüber erforderlich, inwieweit der Staat Verantwortung für 

die Sicherung der Rohstoffversorgung übernehmen sollte.

28	 Über die London Metal Exchange (LME), die weltweit wichtigste Börse für Rohstoffgeschäfte, werden Rohstoffe 
gehandelt, die in mehr als sechshundert von der LME zertifizierten Warenhäusern gelagert werden. An der LME 
werden hauptsächlich Massenmetalle (unter anderem Aluminium, Kupfer) gehandelt.

29	 Beispielsweise vollzog sich der Wechsel von Röhren- zu LCD-Fernsehern innerhalb von nur zwei Jahren. Statt Barium 
und Strontium waren plötzlich Indium und Zinn die entscheidenden Elemente (Angerer et al. 2016, Kapitel 3.3.2).

30	 Durch Erfindung des Imperial-Smelting-Verfahrens in den 1950er Jahren wurde es möglich, Blei-Zink-Mischkon-
zentrate zu verhütten. Damit wurden Lagerstätten, in denen Blei und Zink so feinverwachsen sind, dass sie in der 
Aufbereitung nicht getrennt werden konnten, plötzlich bauwürdig.
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Kurz- und mittelfristig betrachtet 
sind die Rohstoffmärkte daher selten im 
völligen Gleichgewicht und bewegen sich 
zwischen Käufer- und Verkäufermärk-
ten31 sowie Hoch- und Niedrigpreiszyk-
len. So löste der Nachfrageboom in China 
zwischen 2003 und 2013 bei vielen Me-
tallrohstoffen eine ungewöhnlich lange 
Hochpreisphase aus. Die unerwartet hohe 
Nachfrage seitens vieler Marktteilnehmen-
der hatte extreme Auswirkungen: Neben 
wenig beherrschbaren Preissteigerungen 
kam es auch zu Lieferengpässen, die zu 
Betriebsstörungen in der verarbeitenden 
Industrie führten. Bestehende Lieferkon-
trakte wurden storniert, und begrenzte 
Frachtkapazitäten im internationalen See-
handel führten zu langen Lieferzeiten und 
extremen Frachtpreisen für Rohstoffe.

In der Rückschau wurde der Nach-
frageanstieg im Zuge des enormen Wirt-
schaftswachstums in China allerdings 
überschätzt und führte zu einer globalen 
Überproduktion. Die derzeitige Niedrig-
preisphase32 ist eine Folge davon. Gleich-
zeitig ist fraglich, ob das Nachfragewachs-
tum Chinas mittelfristig weiterhin so hoch 
sein wird wie in der Vergangenheit.33 Soll-
ten allerdings andere bevölkerungsreiche 
Schwellen- und Entwicklungsländer wie 
Indien, Indonesien oder Brasilien dem 
Entwicklungspfad Chinas folgen, könnte 
der globale Rohstoffbedarf auch über das 
Jahr 2050 hinaus noch weiter steigen.34

31	 Ein Käufermarkt ist ein Markt, in dem der Käufer den 
Markt bestimmt, also ein Überschuss herrscht, und 
der Käufer also die Preise drücken kann- In einem 
Verkäufermarkt besteht Knappheit und der Verkäufer 
kann die Preise in die Höhe treiben.

32	 Stand April 2016.
33	 Während bis Ende des vergangenen Jahrtausends 

siebzig bis achtzig Prozent des Rohstoffeinsatzes auf 
die alten Industrieländer entfielen, ist seit etwa 2003 
bei fast allen wesentlichen Rohstoffen mit Ausnahme 
von Erdöl und Erdgas China der größte Konsument. 
Der Anteil Chinas am weltweiten Verbrauch stieg bei-
spielsweise von 1990 bis 2012 bei Stahl, Kupfer und 
Aluminium von unter zehn auf über vierzig Prozent 
(Angerer et al. 2016, Kapitel 3.3.1).

34	 Angerer et al. 2016.

Das Preisgeschehen auf den Roh-
stoffmärkten wird auch durch reine Speku-
lationsgeschäfte beeinflusst. Vorwärtsver-
käufe und Absicherungsgeschäfte, die als 
Schutzmechanismen für die Realwirtschaft 
durchaus positiv wirken, bieten anderer-
seits auch Möglichkeiten für reine Spe-
kulationsgeschäfte. Welche Rolle letztere 
bei der Preisbildung spielen, wird kontro-
vers diskutiert. Hier besteht Analyse- und 
möglicherweise auch Regulierungsbedarf. 
Dominante, preistreibende Spekulations-
geschäfte würden einen gesellschaftspoli-
tisch unerwünschten Wohlstandstransfer 
herbeiführen, weil die Konsumenten mehr 
für Rohstoffe aufwenden müssen, als ih-
rem realen Gegenwert entspricht.

2.6.2	Wann Rohstoffe „kritisch“ sind
Ein wichtiges Kriterium für die Rohstoffsi-
cherheit ist die Zuverlässigkeit der Liefer-
länder. Indikatoren sind etwa deren poli-
tische Stabilität, die Korruptionskontrolle 
und die Leistungsfähigkeit der öffentlichen 
Hand. Besonders groß sind die Risiken, 
wenn ein Rohstoff zu einem großen Teil 
aus wenigen Lieferländern mit niedri-
ger Zuverlässigkeit stammt (gewichtetes 
Länderrisiko). Bei Rohstoffen mit hohen 
Lieferrisiken bei gleichzeitig großer Bedeu-
tung für die Wirtschaft (zum Beispiel, weil 
sie in wichtigen Produkten oder Prozessen 
nicht durch andere Rohstoffe ersetzt wer-
den können) spricht man von kritischen 
Rohstoffen.35 Nach einer Studie der Euro-
päischen Kommission vom Mai 2014 zäh-
len dazu momentan zwanzig Rohstoffe.36

Auch wenn ein Rohstoff nur noch 
von sehr wenigen Unternehmen angebo-
ten wird und diese damit quasi in einer 
Monopolstellung sind, kann der Rohstoff 

35	 Angerer et al. 2016, Kapitel 2.3.
36	 Antimon, Beryllium, Borate, Chrom, Kobalt, Koks-

kohle, Fluorit, Gallium, Germanium, Graphit, Indium, 
Magnesit, Magnesium, Niobium, Platinmetalle, Phos-
phate, Leichte Seltene Erden, Schwere Seltene Erden, 
Silizium und Wolfram (vgl. EC 2014-5, S. 4). 

	 In der Vorgängerstudie der Europäischen Kommissi-
on aus dem Jahr 2010 wurden lediglich 14 kritische 
Rohstoffe gelistet, wobei Tantal zwar 2010 als kritisch 
angesehen wurde, aber nicht mehr 2014.
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als potenziell kritisch eingestuft werden. 
Beispielsweise beträgt der Anteil der drei 
jeweils größten Produzenten für Niob 
93 Prozent, für Palladium 72 Prozent und 
für Platin 63 Prozent.37 Bei Beryllium kon-
trolliert ein einziger Anbieter in den USA 
92 Prozent des Marktes.

Welche Rohstoffe für die Ener-
giesysteme der Zukunft in den nächsten 
Jahren oder Jahrzehnten kritisch wer-
den, hängt zum einen von den zukünfti-
gen technologischen Entwicklungen im 
Energiesektor und zum anderen von den 
Rohstoffmärkten ab. Auch technologische 
Entwicklungen in anderen Sektoren, die 
mit dem Energiesektor um Rohstoffe kon-
kurrieren, spielen eine Rolle. Die Annah-
men dazu, wie sich die Rohstoffnachfrage 
entwickelt, beeinflussen die Bewertung 
ebenso wie die zur Bewertung der Kriti-
kalität angewandte Methode, sodass ver-
schiedene Kritikalitätsstudien zu einzelnen 
Rohstoffen teilweise zu unterschiedlichen 
Ergebnissen kommen. 

Große Übereinstimmung zeigt sich 
bei den Seltenen Erden, den Platin-
gruppenelementen sowie den Son-
dermetallen Indium und Tellur. Die-
se Elemente werden in fast allen aktuellen 
Studien als kritisch oder nahezu kritisch 
beurteilt.38 Bei den Seltenen Erden ist die 
Länderkonzentration mit mehr als 86 Pro-
zent der Weltbergwerksproduktion in ei-
nem Land (China) besonders hoch.39 Auch 
die Platingruppenmetalle werden in nur 
wenigen Ländern abgebaut: Mehr als 68 
Prozent des Platins kommen aus Südafri-
ka, rund 75 Prozent des Palladiums stammt 
aus Russland und Südafrika.40 Bei anderen 
Elementen ist die Bewertung nicht so ein-
deutig. So werden Nickel, der Stahlveredler 

37	 DERA 2014.
38	 Auch die Autoren der Analyse Rohstoffe für die 

Energiesysteme der Zukunft (Angerer et al. 2016), die 
der vorliegenden Stellungnahme als Grundlage dient, 
betrachten diese Rohstoffe als potenziell kritisch.

39	 USGS 2015, S. 129; siehe auch DERA 2014.
40	 USGS 2015, S. 121; siehe auch DERA 2014.

Niob, das Refraktärmetall41 Wolfram, Galli-
um, Germanium, Selen, Vanadium, Silber, 
Graphit, Rhenium und Hafnium von einem 
Teil der Rohstoffstudien als kritisch oder 
nahezu kritisch eingestuft, von anderen 
als unkritisch. Bei den Elementen Kupfer 
und Lithium, die bei den erneuerbaren 
Energien eine große Rolle spielen, drohen 
keine Versorgungsengpässe.42 Zwar könn-
te der Bedarf an Lithium für Zukunfts-
technologien wie Elektrofahrzeuge und 
Lithium-Ionen-Batterien bis 2035 auf das 
Vierfache der Primärproduktion des Jahres 
2013 anwachsen.43 Produktionssteigerun-
gen dieser Größenordnung innerhalb von 
zwanzig Jahren sind aber in der Vergangen-
heit bereits gelungen: So verfünffachte sich 
beispielsweise die Produktion von Kobalt 
und Indium von 1993 bis 2013.44 Daher be-
steht kein Grund zu der Annahme, dass die 
Rohstoffmärkte nicht in der Lage sein wer-
den, auf die steigende Lithiumnachfrage zu 
reagieren und den wachsenden Bedarf zu 
decken. Bei den Rohstoffen Phosphat45 und 
Helium46 hingegen besteht besonderer Be-
obachtungsbedarf.47

Einige der für die Energiewende 
benötigten Metalle, zum Beispiel die Elek
tronikelemente Indium, Germanium oder 
Gallium sind beibrechende Rohstoffe48, 
das heißt, sie werden als Nebenprodukt 

41	 Metalle mit relativ hoher Korrosionsbeständigkeit (bei 
Raumtemperatur), einem hohen Schmelzpunkt und 
hoher elektrischer Leitfähigkeit.

42	 Zu diesem Ergebnis kommen die Autoren der Analyse 
Rohstoffe für die Energiesysteme der Zukunft 
(Angerer et al. 2016) nach kritischer Würdigung auch 
von Modellen und Studien, die Kupfer und/oder 
Lithium als potenziell kritisch bewerten.

43	 DERA 2016, S. 14.
44	 DERA 2016, S. 293.
45	 Phosphat ein nicht zu substituierbarer Rohstoff, der 

als Düngemittel unersetzbar für den Pflanzenwuchs 
und damit für die Ernährung ist.

46	 Helium ist ein möglicher essenzieller Rohstoff für 
zukünftige Energietechnologien.

47	 Angerer et al. 2016.
48	 Beibrechende Elemente sind an einen anderen 

Hauptwertstoff (Primärrohstoff) gebunden. Eine 
Trennung der Elemente ist oftmals nur unter sehr ho-
hem Energieaufwand möglich. Die Gewinnung eines 
beibrechenden Elements ist somit zwangsläufig an die 
Gewinnung des Primärrohstoffs gekoppelt. Sie werden 
daher von Rohstoffen unterschieden, die eigenständig 
in Lagerstätten auftreten.
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im Bergbau eines anderen Metalls gewon-
nen. Bei diesen Metallen funktioniert der 
Regelkreis der Rohstoffversorgung nur 
eingeschränkt, da die produzierte Menge 
des beibrechenden Metalls an die Förde-
rung des Hauptmetalls gekoppelt ist und 
ein Produzent in der Regel letztere nicht 
wegen einer Knappheit des beibrechenden 
Metalls erhöhen wird. Zudem gibt es oft 
nur wenige Produzenten und Abnehmer, 
wodurch der Markt weniger transparent ist 
als bei Rohstoffen, die über große Börsen 
gehandelt werden. Daher ist auch die künf-
tige Verfügbarkeit schwer einzuschätzen.

2.7	 Strategische Rohstoffpolitik: 
Welche Rolle kann der Staat 
spielen?

Die geologische und geografische Vertei-
lung der Lagerstätten und die Struktu-
ren der Bergbauwirtschaft begünstigen 
Konzentrationstrends. Das heißt, immer 
mehr Rohstoffvorkommen gehören im-
mer weniger Firmen in immer weniger 
Förderländern. Es besteht eine Tendenz 
zur Bildung von Oligopolen oder sogar 
Monopolen. Dies ermöglicht es einzelnen 
Unternehmen oder Ländern, zum Beispiel 
durch Exportbeschränkungen, den Roh-
stoffmarkt sehr stark zu beeinflussen. Die 
daraus resultierenden Handels- und Wett-
bewerbsverzerrungen werden zunehmend 
zur Herausforderung im Hinblick auf die 
Rohstoffsicherheit.49

Ein Beispiel ist die Abhängigkeit 
von China bei den Seltenen Erden: Als die 
Regierung ab 2010 deren Exportquoten 
beschränkte, löste sie damit einen mas-
siven Preisanstieg aus. Hinzu kommt die 
Technologieführerschaft der chinesischen 
Unternehmen entlang der gesamten Wert-
schöpfungskette (quasi „von der Mine zum 
Magnet bis zum MacBook“). So kontrolliert 
China auch 75 Prozent des Marktes für ent-

49	 BDI 2015.

sprechende Fertigprodukte50 (beispiels-
weise Permanentmagnete51). Auch in der 
aktuellen Niedrigpreisphase gibt es kaum 
Konkurrenz zum chinesischen Monopol 
bei Seltenen Erden – ein Zustand, der sich 
spürbar auf das Wirtschaftswachstum und 
die Technologieführerschaft Deutschlands 
und Europas auswirken könnte.

Im Zusammenspiel mit dem Ansatz, 
westlichen Volkswirtschaften die Rohstoff-
sicherung der Privatwirtschaft zu überlas-
sen, ermöglichte es das staatskapitalistische 
Modell China, seine marktbeherrschende 
Position am Seltene-Erden-Markt strate-
gisch immer weiter auszubauen, bis hin zu 
einer nahezu Monopolstellung. Das daraus 
resultierende Versorgungsrisiko kann die 
rohstoffverbrauchende Industrie in west-
lichen Ländern kaum alleine überwinden, 
denn die eher kurzfristigen Zeithorizonte 
der Unternehmen und Investoren (ein bis 
fünf Jahre) verhindern strategische Inves-
titionen in den Aufbau einer alternativen 
Wertschöpfungskette für Seltene-Erden-
Produkte.52 

Ein Handelskonflikt zwischen China 
und Japan 2010 hat sogar die Befürchtung 
ausgelöst, dass Seltene Erden in zukünfti-
gen Konflikten als ökonomisches und po-
litisches Druckmittel gegen andere Länder 
verwendet werden könnten.53 Zwar haben 
westliche Regierungen in Reaktion auf die 
Preisspitze von 2010/2011 versucht, durch 
erhöhte Forschungsanstrengungen, inter-
nationale Diplomatie und eine Beschwer-
de bei der Welthandelsorganisation die 
Struktur des Seltene-Erden-Marktes zu 
verändern – bisher allerdings mit mäßi-
gem Erfolg.54

50	 Angerer et al. 2016.
51	 Permanent- beziehungsweise Dauermagnete haben 

eine hohe magnetische Energiedichte und sind 
stärker als herkömmliche Ferritmagnete. Sie kommen 
beispielsweise in elektrischen Generatoren und Laut-
sprechern zum Einsatz.

52	 Klossek et al. 2016.
53	 Klossek et al. 2016.
54	 Klossek et al. 2016.
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Bei einigen Metallen, beispielsweise 
Eisen (Stahl), hat China in den letzten Jah-
ren massive Überkapazitäten aufgebaut. 
Diese werden vom chinesischen Staat sub-
ventioniert, um die Produktion und damit 
Arbeitsplätze im Land erhalten zu können. 
Dadurch wird jedoch gleichzeitig die eu-
ropäische Stahlindustrie massiv bedroht, 
weshalb die EU im Februar dieses Jahres 
ein offizielles Anti-Dumping-Verfahren ge-
gen die Billigimporte eröffnet hat.

Die Verfügbarkeit von Rohstoffen zu 
wettbewerbsfähigen Preisen ist also – trotz 
ausreichender geologischer Rohstoffpoten-
ziale – nicht immer garantiert. Obwohl es 
erst einmal Aufgabe der Industrie selbst 
ist, Schutzkonzepte55 und Ausweichstrate-
gien zur Rohstoffsicherung zu entwickeln, 
kann der Staat hier einen entscheidenden 
Beitrag leisten. Ähnlich wie Öl und Gas 
werden in immer mehr Staaten Metalle 
als schützenswerte strategische Ressour-
cen betrachtet. Ein Blick in andere Länder 
zeigt, dass dies nicht nur für staatskapita-
listisch geführte Staaten wie China, Russ-
land oder die arabischen Länder gilt. Auch 
die demokratisch legitimierten Regierun-
gen in vergleichsweise marktorientierten 
und offenen Volkswirtschaften wie Japan 
und Südkorea betreiben eine strategi-
sche Rohstoffsicherungspolitik. So 
sichert die Japan Oil, Gas and Metals Na-
tional Corporation (JOGMEC) zusammen 
mit dem Staat und der Wirtschaft weltweit 
Rohstoffe für die japanische Industrie.56 

55	 Ein wichtiger Aspekt dabei ist, nachteilige Auswirkun-
gen von auftretenden Knappheiten und Preisspitzen 
möglichst gut abfedern zu können (Resilienz). In einer 
Analyse des Akademienprojekts werden Maßnahmen 
vorgestellt, die Resilienz gegenüber Versorgungseng-
pässen mit Platingruppenmetallen und Erdgas zu 
erhöhen (vgl. Renn 2017).

56	 Die JOGMEC gehört zum Zuständigkeitsbereich des 
Ministeriums für Wirtschaft, Handel und Industrie 
und stellt japanischen Unternehmen finanzielle Mittel 
für die Exploration und Entwicklung von Rohstoffpro-
jekten zur Verfügung. Weiterhin übernimmt sie Haf-
tungsgarantien bei risikoreichen Projekten und bietet 
den Unternehmen auch technische Unterstützung bei 
der Rohstoffentwicklung an (vgl. JOGMEC 2015).

Außerdem betreibt sie bei bestimmten kri-
tischen Rohstoffen eine strategische Lager-
haltung (Stockpiling), um die japanische 
Wirtschaft vor Lieferunterbrechungen und 
Preisschwankungen zu schützen.

Nun stellt sich die Frage, ob es für 
Deutschland sinnvoll wäre, das staatliche 
Engagement in der Rohstoffsicherung 
auszuweiten. Hierbei ist zunächst zwi-
schen zwei Ansätzen zu unterscheiden: 
Zum einen kann der Staat sich auf poli-
tischer Ebene für weltweit offenere und 
transparentere Märkte einsetzen, indem 
(beispielsweise über Handelsabkommen) 
Rahmenbedingungen geschaffen werden, 
die für die Unternehmen den Zugang zu 
Rohstoffen erleichtern. Von besonderer 
Bedeutung ist es dabei, Exportbeschrän-
kungen in den Lieferländern zu verhin-
dern. Zum anderen kann der Staat selber 
in der Rohstoffwirtschaft aktiv werden 
(beispielsweise durch staatliche Lagerhal-
tung oder staatliche Beteiligung an einem 
Bergbauunternehmen).

Staatliche Eingriffe in die Privatwirt-
schaft benötigen, neben parlamentarischer 
Kontrolle, eine minimale Legitimation in 
Form einer Abwägung der Wohlfahrtsver-
luste durch den Nichteingriff im Vergleich 
zu den Kosten durch den Eingriff. Wird ein 
staatlicher Eingriff in Erwägung gezogen, 
muss daher geprüft werden, (1)  ob ein 
Marktversagen vorliegt oder mit hinrei-
chender Wahrscheinlichkeit bevorsteht, 
(2) ob die angedachten Maßnahmen ge-
eignet sind, ein solches Versagen zu korri-
gieren, und (3) ob die Eingriffskosten den 
Wohlfahrtsverlust kompensieren.

Grundsätzlich bringen Märkte An-
gebot und Nachfrage nach einem Produkt 
zu einem bestimmten Preis zusammen. Ein 
hoher Preis wird aus einer Übernachfrage 
im Verhältnis zum Angebot beziehungs-
weise aus einem Unterangebot relativ zur 
Nachfrage resultieren. Ob das relativ zu 
niedrige Angebot durch ein antizyklisches 
Investitionsverhalten ausgelöst wurde 
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oder andere Gründe vorliegen, spielt hier-
bei keine Rolle. Solange das Produkt zu 
einem Preis gekauft oder verkauft werden 
kann, ist der Markt an sich funktionsfähig. 
Hohe Schwankungen der Preisänderungen 
(Volatilität) zeugen von einer hohen Un-
sicherheit bezüglich der Preisfindung und 
stellen die Markteilnehmer, insbesondere 
solche mit Interesse an dem physischen 
Produkt im Gegensatz zu spekulativen 
Marktteilnehmern, vor besondere Her-
ausforderungen. Solange jedoch auch bei 
hoher Volatilität Handel stattfindet, kann 
nicht von einem Marktversagen ausgegan-
gen werden.

Ein Marktversagen57 liegt hingegen 
vor, wenn einzelne Anbieter aufgrund ei-
ner Monopolstellung Marktmacht ausüben 
und Rohstoffe dadurch wesentlich teurer 
werden, als sie in einem freien und trans-
parenten Markt sein müssten. Ein Extrem-
fall liegt vor, wenn Produkte physisch nicht 
mehr beschafft werden können. Ein phy-
sischer Lieferengpass kann beispielsweise 
durch politische Änderungen hervorgeru-
fen werden. Exemplarisch sei das Export-
verbot von Rohstoffen durch Indonesien 
oder die Philippinen in jüngster Vergan-
genheit genannt.58 In einem solchen Fall 
sind die zu erwartenden volkswirtschaftli-
chen Kosten durch den Produktionsstopp 
hoch und ein staatlicher Eingriff könnte 
gerechtfertigt sein.

57	 Es gibt verschiedene Definitionen für Marktversagen.  
Ein allokatives Marktversagen entsprechend der 
neoklassischen Theorie der Volkswirtschaftslehre liegt 
bereits vor, wenn die Allokation knapper Ressour-
cen vom vollkommenen Modellmarkt abweicht. Ein 
Zusammenbruch des Marktes, der dazu führt, dass 
Rohstoffe physisch nicht mehr beschafft werden 
können, stellt eine besonders schwere Form eines 
Marktversagens dar.

58	 Mining Journal 2016.

2.8	 Welche Risiken birgt die 
Rohstoffgewinnung für Mensch 
und Umwelt?

Umwelt- und Sozialstandards im Bergbau 
unterscheiden sich von Land zu Land er-
heblich. Entsprechend unterschiedlich 
sind auch die Auswirkungen auf Mensch 
und Natur. So ist der Bergbau in Industrie
ländern, der nach dem Stand der Technik 
durchgeführt wird, sicher: In der deutschen 
rohstoffgewinnenden Industrie ereignen 
sich durchschnittlich weniger Unfälle als 
in der Gesamtheit der gewerblichen Wirt-
schaft.59 In vielen Entwicklungsländern 
sind die Arbeitssicherheitsstandards hin-
gegen niedrig. Besonders gefährlich und 
gesundheitsschädlich ist oft die Arbeit im 
Kleinbergbau, in dem die Erzförderung und 
-aufbereitung manuell und nur mit ein-
fachsten Techniken stattfindet. Auch pro-
fitiert die lokale Bevölkerung nicht immer 
wirtschaftlich von den Bergbauaktivitäten 
in ihrer Nachbarschaft. Stattdessen entste-
hen oft Inseln wirtschaftlicher Aktivität, die 
soziale Unterschiede in der Bevölkerung ze-
mentieren oder gar vergrößern, ohne sich 
positiv auf die Gesamtentwicklung einer 
Region oder eines Landes auszuwirken.60

Darüber hinaus verursacht der Berg-
bau in Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern, insbesondere der Kleinbergbau, oft 
gravierende Umweltschäden, die auch mit 
erheblichen Gesundheitsrisiken verbunden 
sind. Wenn Gruben- und Abwasser aus der 
Erzaufbereitung nicht fachgerecht gelagert 
und aufbereitet wird, vergiften Schwerme-
talle und andere Schadstoffe Böden und 
Gewässer. Schwere Gesundheitsschäden 
verursacht beispielsweise der Einsatz von 
Quecksilber zur Aufbereitung des Erzes im 
Gold-Kleinbergbau.61 Durch die hohe An-
zahl individueller Betreiber im einfachen 
Kleinbergbau ist die Überwachung und 
Durchsetzung von Umweltvorschriften 

59	 DGUV 2000-2012; DGUV 2014.
60	 Misereor 2013.
61	 MPI/BGR 2016, S. 90 ff.
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gerade in abgelegenen Regionen beson-
ders schwierig. Zudem sind häufig weder 
Betreiber noch Arbeiter fachgerecht aus-
gebildet.62 

Ein großes Problem sind auch Berg-
werke, die nach Ende ihrer wirtschaftli-
chen Nutzung nicht ordnungsgemäß rück-
gebaut, sondern einfach verlassen werden. 
Hier können noch über viele Jahre saure 
und metallhaltige Grubenwässer die Um-
welt schädigen.63 

Obwohl der Bergbau in Industrie
ländern heutzutage weitaus geringere 
Umweltschäden verursacht und nur einen 
zeitlich begrenzten Eingriff in die Natur 
darstellt, kommt es auch hier zuweilen 
zu Unfällen. Besonders schwerwiegend 
sind etwa Dammbrüche an Becken zur 
Lagerung der Aufbereitungsrückstände.64 
Bei der Förderung von Energierohstoffen 
gehören verunglückte Öltanker und explo-
dierte Bohrinseln wie die Deepwater Hori-
zon im Jahr 2010 zu den folgenschwersten 
Unfällen.65 Insgesamt hat sich jedoch die 
Menge an Öl, die durch solche Unglücke 
ins Meer gelangt, seit den 1970er Jahren 
um den Faktor 15 verringert.66 Der prakti-
sche Betrieb der Rohstoffgewinnung und 
-aufbereitung wirkt sich ebenfalls auf die 
Umwelt aus. Um große Förderanlagen wie 
Braunkohletagebaue zu betreiben oder 
Ölsand abzubauen, muss großflächig in 

62	 MPI/BGR 2016, S. 89.
63	 MPI/BGR 2016, S. 73.
64	 So brach 2010 in einem Aluminiumwerk im ungari-

schen Ajka der Damm eines Deponiebeckens. Drei 
Dörfer und eine Fläche von etwa vierzig Quadrat-
kilometern wurden mit schwermetallhaltigem Rot-
schlamm überschwemmt, zehn Menschen starben und 
150 wurden verletzt (vgl. MPI/BGR 2016, S. 59 ff.). 

65	 Die Explosion der Bohrplattform Deepwater Horizon 
im Golf von Mexico mit elf toten und 16 schwerver-
letzten Arbeitern war der schwerste Ölunfall aller 
Zeiten. 700.000 Liter Rohöl gelangten ins Meer, mit 
den entsprechenden Auswirkungen auf die Ökosyste-
me und die lokale Fischerei. Ein US-Expertenkomitee 
kam 2011 zu dem Schluss, dass eine Reihe technischer 
Mängel und Fehlentscheidungen in der Summe zu 
dem Unglück geführt haben, und dass in der Tiefsee-
ölförderung erhebliche Verbesserungen notwendig 
sind. In der Folge wurden von mehreren Ölkonzernen 
gemeinsam Notfallpläne ausgearbeitet, die in Zukunft 
solche schweren Unfälle verhindern sollen (vgl. World 
Ocean Review 2014, S. 38 ff.).

66	 World Ocean Review 2014, S. 39.

Landschaften und Ökosysteme eingegrif-
fen werden. Auch Schadstoffe gelangen in 
gewissem Umfang in die Umwelt: So wur-
den beispielsweise in Gewässern in der 
Nähe von Ölsandförderstätten in Kanada 
bei 13 Schadstoffen, darunter Quecksilber, 
Blei und Cadmium, höhere Werte gemes-
sen als in weiter entfernten Gewässern. Bei 
sieben dieser Stoffe waren die Richtwerte 
zum Schutz von Wasserlebewesen über-
schritten.67 

Bei der Weiterverarbeitung von 
Seltenen-Erden-Erzen wiederum fallen 
giftige Abfälle und radioaktive Substan-
zen an, die gegen ein Versickern in Bo-
den und Grundwasser gesichert werden 
müssen. Mountain Pass, das einzige ak-
tive Seltene-Erden-Bergwerk in den USA, 
wurde 2002 unter anderem wegen nega-
tiver Umweltauswirkungen geschlossen. 
Toxische und radioaktive Abwässer waren 
ins Grundwasser gelangt und potenziell 
gesundheitsschädliche Konzentrationen 
von Seltenen Erden sowie Radionukliden 
waren im Boden und in der Luft nachge-
wiesen worden. Zudem hatte der hohe 
Wasserverbrauch den Grundwasserspiegel 
absenken lassen. Nach umfangreichen Sa-
nierungsmaßnahmen konnte das Bergwerk 
2010 wieder in Betrieb genommen werden. 
Durch eine bessere Abfallbehandlung soll 
das Austreten schädlicher Substanzen in 
Zukunft verhindert werden. Zudem konnte 
der Wasserverbrauch durch einen Wieder-
gewinnungsprozess um neunzig Prozent 
reduziert werden.68 

Der oft hohe Wasserverbrauch ist 
eine weitere Herausforderung im Zusam-
menhang mit der Rohstoffgewinnung: Da 
viele Förderstätten in trockenen Gebieten 
liegen, fehlt das verbrauchte Wasser dann 
in der Landwirtschaft oder für die Trink-
wasserversorgung.69 

67	 Kelly et al. 2009.
68	 2015 wurde das Bergwerk allerdings wegen eingebro-

chener Preise der Seltenen Erden wieder stillgelegt 
(vgl. adelphi 2015).

69	 MPI/BGR 2016, S. 52.
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Schutz der Menschenrechte im Bergbau 

Menschenrechtsverletzungen kamen in der Vergangenheit im Bergbausektor häufiger vor als in allen an-

deren Branchen.70 Besonders in den frühen Projektphasen besteht ein hohes Risiko, dass beeinträchtigte 

Gruppen übergangen werden. Wichtig ist daher, dass die betroffene Bevölkerung bereits vor Beginn aller 

Aktivitäten informiert und in die Planung einbezogen wird und Projekte nur mit ihrer Zustimmung begonnen 

werden. Während der Errichtung von Bergwerken oder Tagebauen werden Menschenrechte besonders häu-

fig im Zuge von Umsiedlungen verletzt. Während des eigentlichen Betriebs dominieren Menschenrechtsver-

letzungen durch Umwelt- und Gesundheitsbeeinträchtigungen, die durch die Förder- und Aufbereitungspro-

zesse verursacht werden (zum Beispiel Verseuchung von Boden und Wasser mit Schadstoffen).

Konventionen zur Gewährleistung der Menschenrechte bei der Rohstoffförderung existieren bereits. 

Handlungsbedarf besteht vor allem bei ihrer Durchsetzung. Auch wenn die Menschenrechtsverletzungen 

meist außerhalb Deutschlands stattfinden, kann die Politik mittelbaren Einfluss im Sinne eines umwelt- 

und sozialverträglichen Bergbaus ausüben. So wird beispielsweise bei der Ausgestaltung neuerer Rohstoff-

abkommen der Bundesregierung der Schutz der Menschenrechte inzwischen berücksichtigt.71 Jedes Land 

hat zudem die Möglichkeit, Richtlinien für das globale Verhalten seiner heimischen Firmen vorzugeben 

und sie zur Einhaltung dieser Regelungen zu verpflichten. Es ist daher zu begrüßen, dass das Bundes-

kabinett am 21. Dezember 2016 einen nationalen Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte, der die 

Leitprinzipien72 der UN umsetzt, verabschiedet hat.73

70	 UN (2008), zitiert in (MPI/BGR 2016, S. 17), ordnet etwa 28 Prozent aller Menschenrechtsverstöße durch Firmen 
dem Rohstoffsektor zu.

71	 In den Rohstoffabkommen der Bundesregierung mit Kasachstan (Bundesregierung 2012) und der Mongolei (Bundes-
regierung 2011) wird die Umsetzung von Umwelt- und Sozialstandards bei der Rohstoffgewinnung als Schwerpunkt 
ausgewiesen, aber der Begriff „Menschenrechte“ fehlt vollständig. In den Abkommen mit Chile (Bundesregierung 
2013) und Peru (Bundesregierung 2014-1) werden Menschenrechte thematisiert, wobei Peru sogar besondere Versi-
cherungen bezüglich eingeborener Völker abgibt.

72	 DGCN 2014.
73	 Auswärtiges Amt 2016.

Zusammenfassend gilt: Die meisten der 
schwerwiegenden Umwelt- und Gesund
heitsschäden des Bergbaus wären ver-
meidbar, wenn die beste verfügbare 
Technik74 zum Einsatz käme. Nimmt man 
jedoch hohe Schadstoffemissionen und 
niedrige Sozialstandards in Kauf, lassen 
sich Wertstoffe deutlich günstiger produ-
zieren. Einheitliche globale Umwelt- und 
Sozialstandards sind daher wichtig, um 
eine Verlagerung der Produktion in Länder 
mit niedrigen Standards zu verhindern. 

Zudem wächst der Protest der be-
troffenen Bevölkerung gegen negative 
Umwelt- und Sozialfolgen des Bergbaus. 
Somit stehen die Unternehmen immer 

74	 Im internationalen Bergbau als Best Available 
Technology, kurz BAT, bezeichnet.

häufiger vor der Herausforderung, die ge-
sellschaftliche Zustimmung für Bergbau-
projekte („Social License to Operate“) zu 
erhalten. Es liegt also auch im unmittel-
baren Interesse der Rohstoffindustrie, die 
negativen Bergbaufolgen zu minimieren. 
Jedes Bergbauunternehmen sollte daher 
während der Laufzeit ausreichend finanzi-
elle Ressourcen allokieren, um Rehabilitie-
rungsmaßnahmen am Ende der Laufzeit zu 
finanzieren und auf diese Weise negative 
Bergbaufolgen möglichst gering zu halten.

Dennoch bleiben Eingriffe in Land-
schaft und Ökosysteme bei Bergbaupro-
jekten unvermeidbar. Der gesellschaftliche 
Dialog um die Legitimation eines Projektes 
erfordert daher ein Abwägen des Nutzens 
der Rohstoffgewinnung gegen die negati-
ven Folgen.
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3	 Handlungsoptionen: Metallische Rohstoffe

Auch wenn die Metallpreise derzeit niedrig 
sind, sind trotzdem langfristige Strategien 
zur Rohstoffsicherung erforderlich. Im Fol-
genden werden zunächst Maßnahmen für 
metallische Rohstoffe vorgestellt und hin-
sichtlich ihrer Effektivität, Realisierbarkeit 
und Kosten diskutiert. Vor- und Nachteile 
sowie die Rolle der jeweils verantwort-
lichen Akteure (vor allem Industrie und 
Staat) werden dargestellt. Die Optionen 
umfassen bereits bestehende sowie neue 
Instrumente, die einzeln oder komplemen-
tär umgesetzt werden können. 

3.1	 Expertise und Wissenstransfer

Um möglichst flexibel auf Schwankun-
gen an den Rohstoffmärkten reagieren zu 
können, benötigen Unternehmen gute und 
verlässliche Daten. In staatlichem Auftrag 
stellen die Bundesanstalt für Geowissen-
schaften und Rohstoffe (BGR)75, die zuge-
hörige Deutsche Rohstoffagentur (DERA) 
sowie die Geologischen Dienste der Bun-
desländer76 Informationen zu geologischen 
sowie rohstoffökonomischen und -ökologi-
schen Fragen bereit. 

Als Basis für die Rohstoffpolitik 
und Raumordnungspolitik werden von 
den Geologischen Diensten grundlegende 
Informationen über Rohstoffpotenziale 
erstellt, um Gebiete zu identifizieren, in 
denen prinzipiell Lagerstätten liegen könn-
ten. Geologische Karten zur Lage und Tiefe 

75	 Die BGR ist in Deutschland der nationale geologi-
sche Dienst. Organisatorisch ist sie eine Behörde im 
Geschäftsbereich des Bundeswirtschaftsministeriums.

76	 Zum Aufgabenspektrum der Geologischen Dienste der 
Bundesländer gehört unter anderem das Erstellen, 
Aufbereiten und Archivieren geowissenschaftlicher 
Fachinformationen über die Beschaffenheit des Bo-
dens und der im Untergrund befindlichen Rohstoffe.

von Bodenschätzen in einzelnen Ländern 
können auch der Rohstoffindustrie etwa 
als Grundlage für eigene Erkundungen77 
dienen und damit die Explorationskosten 
senken. Globale ökonomische Aspekte 
werden im Rohstoff-Monitoring der DERA 
analysiert.78 Dazu gehören ein Screening 
von Preis-, Angebots- und Nachfrageent-
wicklungen. Analysiert werden Preisent-
wicklungen, Länderrisiken79 sowie Ange-
botskonzentrationen auf den Märkten, 
Zwischenprodukte und Wertschöpfungs-
ketten sowie der Bedarf für Schlüssel- und 
Zukunftstechnologien. In Detailanalysen 
erstellt die DERA Rohstoffrisikoanalysen 
für einzelne Rohstoffe und diskutiert diese 
Ergebnisse mit relevanten Vertretern der 
Wirtschaft. 

Für das Zusammenspiel von staatli-
chen Informationsstellen und rohstoffver-
brauchenden Unternehmen ist Rohstoffex-
pertise auf beiden Seiten erforderlich – bei 
den staatlichen Einrichtungen, um die 
Informationen zu erstellen und in der In-
dustrie, um die Auswirkungen auf die Ver-
sorgungssituation des eigenen Unterneh-
mens richtig zu interpretieren und darauf 
reagieren zu können.

77	 Die geologischen Vorerkundungen der BGR in der 
Nordsee in den Jahren 1957 bis 1964 legten beispiels-
weise den Grundstein für die spätere kommerzielle 
Exploration der dortigen Öl- und Gasvorkommen.

78	 Die Deutsche Rohstoffagentur in der BGR hat ein Am-
pelsystem für fünf Kriterien entwickelt: augenblickli-
che Angebots- und Nachfragesituation (Marktbalance, 
Lagersituation, Kapazitätsausnutzungsgrad im Berg-
bau und bei Hütten/Raffinerien), Produktionskosten, 
geostrategische Risiken (Länderkonzentrationen und 
-risiko), Marktmacht (Firmenkonzentration), Trends 
bei Angebot und Nachfrage (projizierte Marktbalance 
in fünf Jahren, Grad der Exploration, geplante Inves-
titionen).

79	 Vgl. Abschnitt 2.6.2.
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3.1.1	Offenlegungspflicht für geologische 
Daten 
Das deutsche Lagerstättengesetz erlaubt 
es den Firmen, die Daten über die Erkun-
dung des tiefen Untergrundes dauerhaft 
verschlossen zu halten. Wertvolle geolo-
gische Informationen liegen weitgehend 
ungenutzt in den Archiven. Ein moder-
nes Lagerstättengesetz (wie etwa in 
Norwegen, Schweden, Finnland, Serbien, 
den Niederlanden, Kanada, Australien und 
Neuseeland), dem zufolge alle Daten (nach 
einer Karenzzeit) öffentlich gemacht wer-
den müssen, könnte volkswirtschaftlich 
von hohem Nutzen sein. Von einer optima-
len Datenlage aus könnten Wissenschaft 
und Industrie neue Explorationsideen 
und -konzepte entwickeln. Dies wäre für 
eine zukunftsorientierte wissenschaftliche 
Auswertung auch im Hinblick auf die Nut-
zung des geologischen Untergrundes durch 
künftige Generationen von großem Nutzen. 
Die Aufsuchungs- und Gewinnungsaktivi-
täten haben erfahrungsgemäß in den oben 
genannten Ländern durch eine solche Ge-
setzgebung nicht gelitten.

3.1.2	Internationale Vernetzung 
Derzeit sammelt und verwaltet jeder Staat 
Informationen über die globalen Roh-
stoffvorkommen. Durch eine stärkere in-
ternationale Vernetzung könnten Syner-
gien erzeugt und Kosten gespart werden. 
Ein erster erfolgreicher Schritt ist etwa 
das Projekt Minerals4EU80: Es wurde im 
Rahmen der Rohstoffinitiative der EU81 
auf den Weg gebracht und wird derzeit 
von 17 Geologischen Diensten in Europa 
unterstützt mit dem Ziel, ein europäi-
sches Wissensnetzwerk aufzubauen. 
So soll eine Online-Plattform ausgebaut 
und weiterentwickelt werden, auf der Da-
tensätze zur Rohstoffversorgung in Europa 
zusammengeführt und nach einheitlichen 

80	 Minerals4EU 2016.
81	 Durch die Rohstoffinitiative der EU sollen der freie 

Zugang zu Rohstoffvorkommen in Drittländern, 
eine nachhaltige Versorgung mit Rohstoffen aus 
europäischen Quellen sowie Ressourceneffizienz und 
Kreislaufwirtschaft gefördert werden, vgl. EC 2016-1.

Standards aufbereitet werden. Ein jährlich 
aktualisiertes European Minerals Year­
book soll ein umfassendes Lagebild für 
Europa zeichnen. Regelmäßige Analysen 
sollen politische, ökonomische und tech-
nologische Entwicklungen sowie langfris-
tige Markttrends auf den Rohstoffmärkten 
zusammenfassen und als Entscheidungs-
grundlage für Politik und Industrie dienen. 

Da das Projekt bereits erfolgreich 
angelaufen ist, könnte es relativ schnell 
und zu geringen Kosten weiterentwickelt 
werden, um Europas Wissensbasis im Hin-
blick auf wichtige Rohstoffe dauerhaft zu 
stärken. Die notwendigen Strukturen sind 
mit EuroGeoSurveys, der Gemeinschaft 
aller europäischen Dienste, bereits vorhan-
den. EuroGeoSurveys wurde 1995 gegrün-
det, um die EU und die Regierungen der 
Mitgliedsstaaten zu beraten. Das Ergebnis 
wäre eine bessere und regelmäßige Erstel-
lung eines European Minerals Yearbook 
(vergleichbar dem Standardwerk Mineral 
Commodity Summaries des United States 
Geological Survey) und anderer Analysen. 
Sinnvoll wäre eine Umstellung der Finan-
zierung von der EU-Projektförderung auf 
eine institutionelle Regelförderung mit re-
gelmäßiger Evaluierung.

Auch auf nationaler Ebene könnte 
eine Zusammenführung der Daten-
basen, die von den verschiedenen Lan-
desämtern unterhalten werden, die Ver-
fügbarkeit der Daten verbessern. Wichtig 
ist dies insbesondere für grenzüberschrei-
tende Lagerstättenprobleme.

Die Informationsbereitstellung zu 
den beibrechenden wirtschaftsstrategi-
schen Hightech-Metallen wie zum Beispiel 
Indium, Germanium, Gallium, Tellur, aber 
auch den Seltenen Erden ist mit besonde-
ren Herausforderungen verbunden: Diese 
Märkte sind sehr begrenzt und gleichzeitig 
sehr intransparent. Hier könnte das Modell 
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der International Metal Study Groups82 Ab-
hilfe leisten. Diese mit Vertretern von Re-
gierungen, Produzenten und Verbrauchern 
besetzten Arbeitsgruppen arbeiten unter 
dem Dach der Vereinten Nationen und ha-
ben bereits dafür gesorgt, dass die Märkte 
einiger Metalle transparenter geworden 
sind. Auf europäischer Ebene könnte das 
durch die EU-Kommission initiierte Euro-
pean Rare Earths Competency Network83 
für Seltene Erden eine Ausgangsbasis bil-
den, die auf weitere Hightech-Metalle aus-
geweitet werden könnte. Ob der in Aus-
sicht stehende Nutzen einer Study Group 
für Hightech-Metalle attraktiv genug wäre, 
damit ausreichend viele Produzenten und 
rohstoffverarbeitende Unternehmen aktiv 
teilnähmen und Informationen beitrügen, 
müsste ein Praxistest zeigen.84 

3.1.3	Rohstoffexpertise in Deutschland 
stärken 
Eine wichtige Rolle für Erhalt und Erwei-
terung von Rohstoffexpertise spielen die 
Universitäten und Forschungsinstitute. In 
den 1990er Jahren herrschte die Einschät-
zung vor, dass sich der Rohstoffbedarf 
langfristig problemlos über die internati-
onalen Märkte decken lassen würde. In der 
Folge wurden auch die Ausbildungs- und 
Forschungskapazitäten in den relevanten 
Geo- und Ingenieurwissenschaften sehr 
stark reduziert. 

Um die eigene Versorgungssituation 
stärker aktiv zu gestalten, ist Rohstoffex-
pertise erforderlich. Dies gilt insbesondere 
im Hinblick auf eine Stärkung des deut-
schen und europäischen Bergbaus und der 
Metallverarbeitung bei einigen kritischen 
Metallrohstoffen, wie in Abschnitt Diver-

82	 Study Groups gibt es bereits für Blei Zink, Kupfer 
und Nickel. Sie arbeiten gewinnorientiert, sowohl 
die Mitarbeit als auch die Beratungsprodukte sind 
kostenpflichtig. Die deutschen Beiträge für die Mit-
gliedschaft der BGR für das Jahr 2013 beliefen sich 
je Study Group auf circa 15.000 bis 27.000 Euro, vgl. 
BMWi 2015-1.

83	 ERECON 2015.
84	 Statt eine Study Group für Hightech-Metalle neu zu 

gründen, wäre auch eine institutionelle Anknüpfung 
an die bestehende Struktur der Internationalen Study 
Groups mit Sitz in Lissabon denkbar.

sifizierte Bezugsquellen diskutiert. Eine 
Wiederbelebung der Forschungs- 
und Ausbildungskapazitäten in 
Deutschland würde dazu beitragen, diese 
Expertise zu erhalten und auszubauen. Die 
Gründung des Helmholz-Instituts für Res-
sourcentechnologien Freiberg im Jahr 2011 
im Zuge der nationalen Rohstoffstrategie 
und die Einrichtung der Fraunhofer-Pro-
jektgruppe IWKS für Wertstoffkreisläufe 
und Ressourcenstrategie waren hierfür ein 
erster Anfang. Diese beiden außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen haben 
sich bereits erfolgreich mit den wichtigs-
ten universitären Kompetenzträgern an 
der RWTH Aachen, TU Clausthal und TU 
Bergakademie Freiberg vernetzt. Dieses 
Netzwerk, welches unter dem Namen Ger-
man Resource Research Institute (GERRI) 
firmiert, soll dazu dienen, Synergien zu re-
alisieren. Dies gilt insbesondere für die er-
folgreiche Partizipation in der von der EU 
finanzierten und im Jahr 2015 gegründeten 
Knowledge and Innovation Community EIT 
Raw Materials, welche das Ziel hat, Inno-
vationen und Ausbildung im europäischen 
Rohstoffsektor nachhaltig zu stärken. 

Während es für das Themenfeld 
Exploration derzeit ausreichend Lehr-
kapazitäten gibt, die es zu erhalten gilt, 
zeichnet sich ein Defizit im Bereich der 
Aufbereitung und metallurgischen Verar-
beitung (einschließlich Bioleaching) von 
Metallrohstoffen sowie bei der Rohstoff-
wirtschaft ab.

Darüber hinaus wäre es auch denk-
bar, die Expertise der Geologischen 
Dienste der Bundesländer zu stärken. 
Momentan werden dort vor allem geo-
wissenschaftliche und bodenkundliche 
Fachinformationen gesammelt, aufbe-
reitet und archiviert. Die Geologischen 
Dienste der Bundesländer beraten jedoch 
auch die Bergämter bei der Vergabe von 
Bergbauberechtigungen an nationale und 
internationale Bergbauunternehmen. Da-
mit die Dienste auf fundierter Grundlage 
entscheiden können, benötigen sie die 
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entsprechende rohstoffwirtschaftliche Ex
pertise und insbesondere Kenntnis der 
internationalen Entwicklungen auf den 
Rohstoffmärkten. 

3.2	 Versorgungssicherheit 

Die Abhängigkeit von wenigen Lieferlän-
dern lässt sich reduzieren, indem inlän-
dische Rohstoffquellen stärker genutzt 
werden. Auch eine Diversifizierung der 
Lieferländer kann die Versorgungssicher-
heit erhöhen. 

3.2.1	Recycling
Weil Deutschland über umfangreiche Se-
kundärlagerstätten aus Altmetall verfügt, 
kann ein umfassendes und effizientes 
Recycling ein wichtiger Baustein für eine 
nachhaltigere und sicherere Versorgung 
mit metallischen Rohstoffen für die Ener-
giewende sein. Um die Recyclingraten 
bei bestimmten Metallen zu verbessern, 
müssen neben den technischen Verfahren 
auch Gesetzgebung, Logistik und Konsu-
mentenverhalten in den Blick genommen 
werden. Nur mit einem umfassenden 
Ansatz, der gleichermaßen ökonomische 
und verbraucherfreundliche Anreize für 
Unternehmen85 und Konsumenten setzt 
und logistisch gut organisiert ist, können 
mehr wertvolle Rohstoffe zurückgewonnen 
werden als es heute der Fall ist. Kurz: Das 
Recycling von Metallen muss attraktiver, 
einfacher und effizienter gestaltet werden. 

Abfallströme systematisch dem 
Recycling zuführen
Die Recyclingkette besteht aus mehreren 
Prozessstufen: Erfassen (Sammeln), Sor-
tieren, Demontage, Aufbereitung86 und 
metallurgisches Recyceln. Während auf der 
ersten Stufe die Verbraucher beteiligt sind, 

85	 EC 2014-1.
86	 Die Aufbereitung bezeichnet Zerkleinerung (beispiels

weise Schreddern) und Aufschluss gefolgt von 
mechanisch-physikalischen Trennverfahren (zum 
Beispiel Magnetscheidung, Dichtetrennung, optische 
Sortierung).

die Altprodukte zum Wertstoffhof bringen 
oder in die entsprechenden Sammelbehäl-
ter werfen, gibt es am Ende der Kette eu-
ropaweit nur einige wenige Metallhütten, 
die das gesamte Altmaterial metallurgisch 
verarbeiten. Die Abfallströme verdichten 
sich somit zum Ende der Recyclingkette.87 

Entlang dieser Kette gibt es heute 
zwar für fast alle Stoffe leistungsfähige 
Rückgewinnungsprozesse. Diese werden 
aber in vielen Fällen nicht ausreichend 
genutzt. Daher gehen nach wie vor auf 
allen Prozessstufen Stoffe verloren: von 
unzureichender oder fehlerhafter Samm-
lung der Abfälle88 bis hin zu Verlusten 
in der mechanischen Aufbereitung oder 
in der nachfolgenden Metallurgie.89 Es 
ist also entscheidend, die Abfallströme 
systematisch zu erfassen und dafür zu 
sorgen, dass sie bis zur metallurgischen 
Endverarbeitung in der Kette verbleiben. 
Dafür müssen allerdings auch die metal-
lurgischen Verarbeitungskapazitäten in 
Deutschland und Europa vorhanden sein 
und genutzt werden. Es gilt der Grundsatz: 
weg vom „Abfall“-Management hin zum 
„Ressourcen“-Management. 

Einen Hebel zu Verbesserung der 
Situation bietet die Abfallgesetzgebung.90 
Diese beinhaltet derzeit jedoch rein mas-
sen- beziehungsweise gewichtsbasierte 
Recyclingquoten für die stoffliche Verwer-
tung, die sich zudem nicht auf die Ausbeute 
am Ende der Recyclingkette, sondern auf 
vorgelagerte Stufen (zum Beispiel Auf-
bereitung) beziehen. Dies führt zu einem 
Fokus vor allem auf die Rückgewinnung 

87	 Hagelüken 2015.
88	 Die Sammlung von Sekundärrohstoffen erfolgt zum 

Teil durch nicht registrierte Betriebe/Händler.
89	 Beispielsweise wenn Bauteile mit wertvollen Elemen-

ten nicht rechtzeitig ausgebaut werden: Kommt ein al-
tes Auto in den Schredder, so können die Magnete mit 
Seltenen Erden im Nachgang nicht mehr herausgeholt 
werden.

90	 Zur Abfallgesetzgebung gehören unter anderem das 
Kreislaufwirtschaftsgesetz, das in erster Linie auf Ver-
packungsabfälle abzielt, das Elektro- und Elektronik-
gerätegesetz, die Altfahrzeug-Verordnung sowie das 
Gesetz über das Inverkehrbringen, die Rücknahme 
und die umweltverträgliche Entsorgung von Batterien 
und Akkumulatoren.
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der Massenrohstoffe Stahl, Aluminium, 
Kunststoff und Glas. Die in viel kleineren 
Mengen vorkommenden Edel- und Son-
dermetalle bleiben nahezu irrelevant für 
die Erfüllung einer massenbasierten Quo-
te. Das Ressourceneffizienz-Programm der 
Bundesregierung, ProgRess I (2012) und 
ProgRess II (2016), weist bereits auf die 
notwendige Verbesserung beim Recycling 
von Edel- und Sondermetallen hin.91 Als 
Lösungsansatz wird das Zugänglichma-
chen von Informationen über die Wert-
stoffinhalte für Produzenten und Entsorger 
sowie die Bündelung von Abfallströmen 
mit ähnlicher Metallzusammensetzung 
gesehen. Geeignete Erfassungssysteme 
müssten zunächst entwickelt werden.92

Eine weitergehende Möglichkeit 
wäre, für bestimmte besonders ressourcen-
relevante Produktgruppen beziehungsweise 

91	 BMUB 2012, BMUB 2016.
92	 BMUB 2016, Kap. 7.4.6.

Fraktionen daraus technische Recyc
lingstandards93 europaweit verbindlich 
festzuschreiben. Diese sollten neben der 
Qualität der Recyclingprozesse auch die 
Kriterien der Wirtschaftlichkeit sowie der 
Umwelt- und sozialen Aspekte berücksich-
tigen. Die betroffenen edel- und sonderme-
tallhaltigen Produkte/Fraktionen dürften 
dann entlang der Recyclingkette nur noch 
in nach diesen Standards auditierten und 
zertifizierten Anlagen verarbeitet werden. 
Ein möglichst effizientes Recycling nach 
dem besten Stand der Technik wäre so 
gewährleistet. Insbesondere für komplexe 

93	 Ein entsprechender technischer Standard für die 
metallurgische Verarbeitung kupfer- und edelme-
tallhaltiger Elektronikfraktionen, der unter anderem 
Vorgaben von Mindest-Recycling-Quoten für einige 
Metalle enthält, wurde bereits durch führende Metall-
hütten gemeinsam mit Eurometaux und der European 
Electronics Recyclers Association erarbeitet. Derzeit 
wird dieser vom Europäischen Komitee für elektro-
technische Normung (CENELEC) in eine „Technical 
Guideline“ überführt. Für die Aufbereitung von 
Elektro- und Elektronikaltgeräten gibt es bereits einen 
CENELEC-Standard. Verbindlich vorgeschrieben sind 
diese Standards allerdings bisher nicht.
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Abbildung 2: Recyclingprozesskette für Konsumgüter – Beispiel Recycling von Technologiemetallen aus Leiter
platten.94 Der Überblick zeigt die Komplexität der Prozesskette und die damit verbundenen Herausforderungen.

* Die effektive Recyclingrate (Recyclingeffizienz) für ein Metall ergibt sich aus dem Produkt der Wirkungsgrade 
der einzelnen Stufen. Im Beispiel werden 30 Prozent der relevanten Altgeräte gesammelt (Sammeleffizienz), bei 
der Aufbereitung gehen 40 Prozent des Goldes in „falschen“ Fraktionen (Stahl, Kunststoff, Stäube etc.) verloren. 
Die Zahlen sind realistisch für die Gewinnung von Gold aus Consumer-Elektronik in Deutschland und Europa.

94	 Hagelüken 2014.
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Produkte, die viele verschiedene wertvolle 
Metalle enthalten (zum Beispiel Leiter-
platten, Lithium-Ionen-Batterien), wären 
solche technischen Standards gut geeignet. 
Wenn sich die Recycling-Technologien 
weiterentwickeln, können zudem techni-
sche Standards schnell angepasst werden. 

Heute erfolgt auch in Europa die 
Vergabe von Recyclingaufträgen vor allem 
unter Kostengesichtspunkten, auf die tat-
sächliche Qualität der Recyclingprozesse 
wird hingegen noch zu wenig Wert gelegt. 
Vor allem bei komplexen Stoffgemischen 
aus Wertstoffen und Schadstoffen, wie 
das zum Beispiel bei Elektronikproduk-
ten der Fall ist, ist aber ein hochwertiges 
Recycling teurer als ein „Rosinenpicken“ 
weniger Wertstoffe, das mit hohen Schad-
stoffemissionen einhergeht. Bei den der-
zeit niedrigen Rohstoffpreisen verschärft 
sich der Kostendruck noch weiter, sodass 
viele Recyclingmaterialien in ineffizienten 
Recyclinganlagen landen. Dieses Problem 
besteht sowohl bei der Aufbereitung als 
auch der metallurgischen Verarbeitung – 
auf beiden Prozessstufen könnte oft besser 
recycelt werden, wenn die dafür entstehen-
den Kosten auch weitergegeben werden 
könnten. Wäre das Recycling bestimmter 
komplexer Produktströme europaweit nur 
in zertifizierten Anlagen zulässig, so wür-
de dies zu einem fairen, qualitätsbasierten 
Wettbewerb führen, der nicht zulasten von 
Umweltstandards und Rohstoffausbeuten 
ginge.

schonende Aufschlussverfahren und Prä-
Schreddertechnologien zur Abtrennung 
von Batterien, Leiterplatten und Magneten 
sowie Identifizierungs- und Sortierverfah-
ren zur Trennung unterschiedlicher Alumi-
niumlegierungen. Bei der anschließenden 
metallurgischen Verarbeitung liegt die 
Herausforderung bei der Gewinnung von 
Seltenen Erden und den Hightech- und 
Sondermetallen wie Indium, Germanium, 
Gallium, Tellur, Kobalt oder Lithium aus 
komplexen „Multimetall“-Gemischen, wo 
teilweise noch keine etablierten Technolo-
gien existieren. Hier ist zunächst die Ent-
wicklung geeigneter metallurgischer 
Verfahren und Prozesskombinationen 
erforderlich.

Um die Recyclingkette als Ganzes 
besser kontrollieren zu können, wäre 
denkbar, bei den zuständigen Behörden 
die Fachkompetenz für das Recycling auf-
zubauen, ähnlich wie diese bei den Bergbe-
hörden für die Gewinnung der Primärroh-
stoffe vorliegt. Diese mit entsprechenden 
Fachleuten besetzten Behörden könnten 
die Reporting-Pflichten bei technischen 
Mindestanforderungen, Umwelt- und So-
zialstandards überwachen. Das Aufgaben-
spektrum dieser Einrichtungen würde bei 
der Erfassung der Abfallströme beginnen 
und in der zertifizierten Recyclinganlage 
beziehungsweise bei der unterstützenden 
Hafenkontrolle im Falle der illegalen Aus-
fuhr von Elektronikschrott enden. Darüber 
hinaus könnten diese Einrichtungen in Zu-
sammenarbeit mit dem Umweltbundesamt 
Produkte anhand ihrer Ressourceneffizienz 
zertifizieren, um die Verbraucher über die 
Recyclingfähigkeit zu informieren – ähn-
lich, wie der Verbraucher beispielsweise 
anhand des EU-Effizienzlabels über die 
Energieeffizienz von Haushaltsgeräten 
informiert wird. Zur Bewältigung dieser 
Aufgaben wäre eine Koordination zwischen 
Bund und Ländern erforderlich. Eine sol-
che Maßnahme würde auch die gleichran-
gige Bedeutung von Primar- und Sekun-
därrohstoffen unterstreichen. 

Während es auch für viele Sonder-
metalle bei einfachen Rückständen (zum 
Beispiel Produktionsausschuss) und be-
stimmten Materialkombinationen etab-
lierte Recyclingverfahren gibt, liegt die 
Herausforderung in der Regel bei kom-
plexen Produkten und Elementkombina-
tionen. So sind weitere Fortschritte in der 
Aufbereitungstechnik erforderlich, mit 
denen einzelne Komponenten oder Ma-
terialien aus Produkten herausgelöst und 
den passenden metallurgischen Verfahren 
zugeführt werden können. Beispiele sind 
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Sammelsysteme verbraucherfreundlicher 
gestalten
Nur wenn die Konsumenten motiviert 
sind, ihre Altprodukte tatsächlich abzu-
geben statt sie zu „horten“ oder über den 
Restmüll zu entsorgen, können genügend 
wertvolle Rohstoffe zurückgewonnen wer-
den. Obwohl es in Deutschland durchaus 
Möglichkeiten zur Rückgabe von Elektro-
nik gibt (Wertstoffhöfe und Wertstoffton-
nen, Batterieboxen in Supermärkten etc.), 
werden sie teilweise von den Verbrauchern 
nicht umfassend genutzt, da sie als zu auf-
wendig empfunden werden (zum Beispiel 
lange Fahrt zum Wertstoffhof). Auch die 
Rücknahme von Altgeräten in den Ge-
schäften großer Elektronikhändler95 ge-
staltet sich noch zu wenig attraktiv für die 
Kunden.

Um dies zu ändern, bedarf es ent-
weder konkreter finanzieller Anreize oder 
eines möglichst unkomplizierten Rückga-
beprozesses, der dem Verbraucher wenig 
Aufwand verursacht.96 Pfandsysteme 
für einige Elektronikprodukte oder Lea-
singmodelle könnten ebenfalls ein An-
satz sein.97 Beim Leasing würden die Ver-
braucherinnen und Verbraucher nicht für 
den Besitz, sondern nur für die Nutzung 
des Gerätes zahlen. Bei Rückgabe würde 
das Pfand erstattet beziehungsweise die 
(monatliche) Leasinggebühr enden. Für 
die Einführung von Pfandsystemen be-
dürfte es allerdings entsprechender Rege-
lungen. Leasingmodelle über die gesamte 
Lebensdauer des Produkts können lang-
fristig für alle Beteiligten interessanter 
sein, da sich weitere Synergien ergeben 

95	 Mit der Neufassung des Elektro- und Elektronikge-
setzes von Oktober 2015 sind Elektronikhändler mit 
einer Verkaufsfläche ab vierhundert Quadratmetern 
zur unentgeltlichen Rücknahme von Altgeräten ver-
pflichtet.

96	 Beispielsweise, in dem die Geräte in Geschäften abge-
geben werden können, die der Verbraucher sowieso 
häufig aufsucht. So können in Frankreich alte Handys 
in Wäschereien abgegeben werden.

97	 Hagelüken 2015.

können.98 Neben den Rückgabeanreizen 
ist der entscheidende Vorteil von Pfand- 
oder Leasingsystemen, dass dadurch das 
Eigentum an den Altprodukten auf weni-
ge professionelle Hersteller, Leasinggeber 
oder Flottenbetreiber beschränkt bliebe. 
Diese würden über eine kritische Masse an 
Altprodukten verfügen und könnten direk-
te Recycling-Verträge mit professionellen 
Recyclern abschließen, wodurch transpa-
rente Stoffströme und ein hochwertiges 
und kosteneffizientes Recycling unterstützt 
würden.

Illegale Elektroschrott-Exporte verhindern 
Die Menge an Abfall von Elektro- und 
Elektronikgeräten99 hat in den vergan-
genen Jahren dramatisch zugenommen. 
Schätzungen zufolge kommen allein im 
Jahr 2016 weltweit etwa 93,5 Millionen 
Tonnen im Wert von rund zwanzig Mil-
liarden US-Dollar zusammen.100 Schät-
zungsweise 25 bis dreißig Prozent des 
Elektro(nik)schrotts aus Europa wird ille-
gal in Regionen ohne ausreichende Recyc-
linginfrastruktur exportiert und führt dort 
wegen seiner giftigen Bestandteile (zum 
Beispiel Quecksilber und Blei) und/oder 
gefährlicher Emissionen aus den primiti-
ven Recyclingprozessen (Cyanide, Dioxi-
ne) teilweise zu erheblichen Umwelt- und 

98	 Bei Consumer-Elektronik ließe sich für die Hersteller 
eine bessere Kundenbindung erreichen, Verbrauche-
rinnen und Verbraucher könnten je nach Präferenz 
jeweils das aktuellste Modell nutzen oder auch zu 
günstigeren Gebühren dann in einer „Nutzerkaskade“ 
ein etwas älteres Modell. Hardware- und Software-
Updates ließen sich zentral organisieren etc. Bei teu-
ren Produkten, zum Beispiel Elektroautos, könnten im 
Fall intelligenter CarSharing-Modelle die Nutzungs-
grade der Fahrzeuge erheblich erhöht und damit die 
Kosten gesenkt werden (Ellen McArthur Foundation/
McKinsey 2015).

99	 Bei den Mengenangaben ist zu berücksichtigen, dass 
die große Masse an Elektro- und Elektronikaltgeräten 
Weiße Waren (zum Beispiel Kühlschränke, Waschma-
schinen), Haushaltsgeräte wie Kaffemachinen, Toas-
ter, Werkzeuge, Spielzeug etc., sind. Diese beinhalten 
nur wenig Edel- und Sondermetalle. Reich an Edel- 
und Sondermetallen sind vor allem die Informations- 
und Kommunikationstechnik-Produkte (Handys, 
Computer) sowie Kameras, Audio, Video. Bei diesen 
Produkten nehmen die Stückzahlen zu, durch Minia-
turisierung und abnehmende Edelmetallhehalte pro 
Gerät steigt die wiedergewinnbare Mengen an Edel- 
und Sondermetallen aber nicht unbedingt in gleichem 
Maße an.

100	 Opalka 2014.
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Gesundheitsschäden.101 Für Europa selbst 
stellen die illegalen Schrottexporte nicht 
nur einen volkswirtschaftlichen Verlust, 
sondern auch ein zunehmendes Sicher-
heitsproblem dar, da kriminelle Organisa-
tionen erheblich daran verdienen.102

Da der Hauptumschlagsplatz für 
Transporte dieser Art die europäischen 
Häfen sind, könnte eine Verstärkung 
der Hafenkontrollen eine wirksame 
Gegenmaßnahme sein. Hätten die Ha-
fenkontrollbehörden mehr Personal und 
mehr Container-Scanner zur Verfügung, 
könnten illegale Transporte leichter ent-
deckt werden. Würde die Verschiffung 
solcher Transporte auf bestimmte Häfen 
beschränkt, könnten die Transporteure 
auch nicht auf andere Häfen mit weniger 
Kontrollen ausweichen. 

Das System der Zolltarifnum-
mern könnte dahingehend geändert wer-
den, dass bereits bei der Zollerklärung 
erkennbar ist, ob es sich um neue oder 
gebrauchte Güter handelt. Dies würde die 
Anschlusskontrollen erleichtern. Bisher 
wird lediglich nach Produktgruppen un-
terschieden. 

Weiterhin könnte verlangt werden, 
dass Elektronikschrott künftig nur noch 
an zertifizierte Recyclinganlagen geliefert 
werden darf.103 Eine merkliche Erhöhung 
der Strafen für die illegale Ausfuhr von 
Elektronikschrott könnte abschreckend 
wirken. Außerdem sollte darüber nachge-
dacht werden, welche zusätzlichen Maß-
nahmen in den Zielländern wirksam ille-
gale Verwertungsstrukturen bekämpfen 
könnten. In diesem Bereich könnten etwa 
Polizei und Entwicklungszusammenarbeit 
kooperieren. 

101	 UNEP 2015.
102	 Laut der europäischen Polizeibehörde Europol besteht 

die Gefahr, dass Elektronikschrott zu einem krimi-
nellen Handelsgut der Zukunft wird („Key Criminal 
Commodity of the Future“, EUROPOL 2015, S. 24).

103	 Eurometaux 2015, S. 10.

Insgesamt zeigt der illegale Elek-
troschrotthandel, dass es entlang der 
Rohstoffkette an Transparenz mangelt. 
Verbesserte Reporting-Pflichten und Kon-
trollmaßnahmen müssen daher auf den 
Weg gebracht werden, um wirksam gegen 
dieses Problem vorgehen zu können.

Anreize für ein recyclingfähigeres 
Produktdesign 
Ressourceneffizienz wiederum beginnt be
reits beim Produktdesign. Je mehr elek
tronische Komponenten mit Edel- und 
Sondermetallen verbaut werden, desto 
wichtiger ist es, dass diese am Ende ihrer 
Lebenszeit zurückgewonnen werden kön-
nen. Wenn beispielsweise moderne Elek-
tromotoren Magnete mit Seltenen Erden 
enthalten, sollten diese Elektromotoren 
zum Beispiel in einem Fahrzeug zugäng-
lich sein, und die Magnete müssten sich 
aus den Motoren mit vertretbarem techni-
schen Aufwand ausbauen lassen. Ähnliches 
gilt für Batterien und Akkus oder für Lei-
terplatten. Allerdings sind heute die Mate-
rialverbünde der Elektronikprodukten oft 
so komplex, dass man nur schlecht an die 
relevanten Bauteile herankommt. 

Eine Option, um dieses Problem 
grundsätzlich anzugehen, wären Regeln 
für ein recyclingfähigeres Produktdesign 
und/oder ein Label zur Recyclingfä-
higkeit, vergleichbar etwa dem Label 
zur Energieeffizienz bei Elektrogeräten.104 
Auch gilt es insgesamt, zur Erhöhung der 
Lebensdauer von Produkten beispielsweise 
durch Verschleißminimierung und bessere 
Reparaturfähigkeit beizutragen. Dazu be-
darf es allerdings verbindlicher einheit-
licher europäischer Regeln und Pro-
duktstandards. Diese müssten sich stets 
an der technischen Durchführbarkeit ge-
genwärtiger Recyclingverfahren orientie-
ren. Bei entsprechender Umsetzung könnte 
ein recyclingoptimiertes Produktdesign ei-

104	 Siehe auch Deutsches Ressourceneffizienzprogramm 
II, Handlungsoption 7.3.3: Ressourcenschonung in die 
Produktentwicklung einbeziehen, BMUB 2016, S. 55.
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nen ökologisch und ökonomisch nachhalti-
gen Beitrag zur Schaffung einer effizienten 
Kreislaufwirtschaft leisten.

3.2.2	Diversifizierte Bezugsquellen
Je mehr Rohstoffanbieter es gibt, desto 
besser können natürlich Ausfälle einzel-
ner Anbieter kompensiert werden. Auf den 
Metallrohstoffmärkten gibt es allerdings 
seit mehreren Jahren eine zunehmende 
Konzentration hin zu wenigen Rohstoff-
unternehmen in immer weniger Ländern. 
Bei einigen Metallen existieren bereits 
Quasi-Monopole mit nur noch wenigen 
alternativen Anbietern.105 Bei vielen wich-
tigen Rohstoffen für die Energiewende ist 
die Länderkonzentration wesentlich hö-
her als beim Erdöl.106 Im Hinblick sowohl 
auf ihre eigene Versorgungssicherheit als 
auch auf die Entwicklung der weltweiten 
Marktstrukturen wäre es sinnvoll, wenn 
die Importeure für Rohstoffe oder Zwi-
schenprodukte ihre Bezugsquellen diver-
sifizieren würden. In der Regel kaufen sie 
jedoch beim preisgünstigsten Anbieter, 
was bestehende Monopolsituationen – wie 
beispielsweise bei den Seltenen Erden aus 
China – weiter verschärft.

Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
nur wenige Metalle, in erster Linie Kup-
fer, Blei, Zink, Nickel, Aluminium und die 
Edelmetalle, an der Börse gehandelt wer-
den. Bei vielen Metallen, die für die Ener-
giewende wichtig sind, darunter Seltene 
Erden, die Platingruppenmetalle, Silizium, 
Lithium, Indium und Tantal, gibt es jedoch 
keinen derart einfachen Zugang. Rohstoff-
verbrauchende Unternehmen müssen sich 
zunächst Zugangswege für diese Rohstof-

105	 Beispielhaft für monopolisierte Rohstoffmärkte sind 
die Märkte für Niob (neunzig Prozent der Weltpro-
duktion in Brasilien), für Seltene Erden (86 Prozent 
der Weltproduktion in China) oder für Platin (68 Pro-
zent der Weltproduktion in Südafrika).

106	 So liegt der Herfindahl-Hirschman-Index, der als Maß 
für die Länderkonzentration verwendet wird, bei Sel-
tenen Erden bei über 7.000 sowie bei Vanadium und 
Lithium bei über 3.000, während er bei Erdöl, selbst 
wenn man die OPEC als ein Land betrachtet, lediglich 
2.093 beträgt. Seltene Erden haben zusätzlich ein ho-
hes Länderrisiko. Das heißt, die Lieferländer werden 
als unzuverlässig bewertet (DERA 2016).

fe sichern. Eine Möglichkeit dazu ist, dass 
Unternehmen wie Technologiekonzerne, 
Hersteller von Windkraft- und Photovol-
taikanlagen oder deren Zulieferer selbst 
Bergbau betreiben oder Beteiligungen an 
Rohstoffprojekten erwerben, mit denen 
langfristige Lieferverträge oder ein Vor-
kaufsrecht verbunden sind. Auf diese Wei-
se können Unternehmen mehr Kontrolle 
über die ersten Stufen der Wertschöpfung 
gewinnen. Man bezeichnet dies als Rück-
wärtsintegration.

Die Bundesregierung unterstützt 
die deutsche Wirtschaft dabei bereits im 
Rahmen ihrer nationalen Rohstoffstrate-
gie von 2010.107 Dazu gehören verschiedene 
Finanzinstrumente zur Absicherung von 
Rohstoffprojekten im Ausland gegen 
politische und wirtschaftliche Aus-
fallrisiken, darunter:

•	 Investitionsgarantien für Projekte in 
Schwellen- und Entwicklungsländern,

•	 Garantien für ungebundene Finanzkre-
dite (UFK-Garantien)108 zur finanzielle 
Absicherung von Rohstoffprojekten im 
Ausland gegen Kreditausfallrisiken,

•	 Exportgarantien (Hermes-Deckungen) 
zur Absicherung von Exportgeschäften 
gegen Zahlungsausfälle ausländischer 
Kunden.

Während einige dieser Maßnahmen, bei-
spielsweise die UFK-Garantien, von der 
Industrie gut angenommen wurden,109 
wurde das 2013 neu aufgelegte Explora-

107	 BMWi 2010.
108	 UFK-Garantien sind staatliche Garantien der Bun-

desrepublik Deutschland, mit denen Kreditgeber 
(Banken) von Rohstoffprojekten im Ausland gegen 
wirtschaftliche und politische Kreditausfallrisiken 
abgesichert werden. Eine Voraussetzung ist, dass aus 
dem finanzierten Vorhaben ein langfristiger Import 
eines als politisch förderungswürdig beurteilten Roh-
stoffs nach Deutschland erfolgt.

109	 So wurden im Jahr 2014 insgesamt 18 UFK-Anfragen 
gestellt, davon zehn für metallische Rohstoffe. Zum 
Jahresende wurden vier Garantien für Rohstoffprojek-
te vom Bund übernommen (Garantien für UFK 2014).
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tionsförderprogramm110 des Bundes 
hingegen bereits am 31. März 2015 wegen 
mangelnder Nachfrage wieder eingestellt. 
Mit der Aufnahme einer Explorations-
förderung in die Rohstoffstrategie der 
Bundesregierung wurde ausdrücklich die 
Erwartung verknüpft, dass seitens der 
Wirtschaft geeignete, rohstoffpolitisch 
förderwürdige, nachhaltige Explorations-
projekte identifiziert und zur staatlichen 
Förderung vorgeschlagen werden sollten. 
Die verzeichneten Antragseingänge haben 
diese Erwartungen nicht erfüllt.

Hier zeigte sich, dass die deutsche 
rohstoffverbrauchende Industrie trotz 
staatlicher Förderangebote zu einem En-
gagement in der Exploration und langfris-
tigen Rohstoffsicherung nicht so einfach zu 
gewinnen ist. Auch die im Jahre 2012 auf 
Initiative des Bundesverbandes der Deut-
schen Industrie gegründete Allianz zur 
Rohstoffsicherung111 wurde wegen man-
gelnder Nachfrage der Industrie bereits im 
Dezember 2015 wieder beendet. Ziel der 
Allianz war es, mit Beteiligung mehrerer 
deutscher Großunternehmen ein Rohstoff
unternehmen zu gründen, welches Beteili-
gungen an Rohstoffprojekten, vornehmlich 
im Ausland, aufbaut. 

Die Gründe dafür, dass die Indus-
trie sich wenig für die Rohstoffsicherung 
engagiert, sind vielfältig. Zum einen sugge-
rieren die niedrigen Rohstoffpreise derzeit, 
dass die Versorgungslage entspannt ist. 
Zum anderen ist Bergbau kapitalintensiv 

110	 Die Richtlinien über die Gewährung von bedingt rück-
zahlbaren Zuwendungen zur Verbesserung der Versor-
gung der Bundesrepublik Deutschland mit kritischen 
Rohstoffen (Explorationsförderrichtlinien) traten 
am 1. Januar 2013 in Kraft mit dem Ziel, deutsche 
Unternehmen bei der Aufsuchung potenziell kritischer 
nicht energetischer mineralischer Rohstoffe sowie bei 
der Akquise neuer Beteiligungen an Rohstoffprojekten 
zu unterstützen. Antragsberechtigt waren rechtlich 
selbstständige Unternehmen, die zur Durchführung 
des Vorhabens technisch und wirtschaftlich in der 
Lage waren, ihren Sitz und Geschäftsbetrieb in 
Deutschland hatten und hier die Voraussetzungen für 
eigene rohstoffwirtschaftliche Tätigkeiten boten.

111	 Aus der Allianz zur Rohstoffsicherung ging die Gesell-
schaft Rohstoffallianz GmbH hervor. Gründungsmit-
glieder und Gesellschafter der Rohstoffallianz waren 
unter anderem Aurubis, BASF, Bayer, BMW, Bosch 
und Volkswagen.

und das Risiko ist höher als in der verar-
beitenden Industrie.112 Auch das fehlende 
Know-how im Metallbergbau, nachdem in 
den 1990er Jahren alle deutschen Metall-
gruben geschlossen und die ausländischen 
Beteiligungen verkauft wurden, stellt ein 
Hindernis dar.

Da die Rohstoffpreise in Zukunft 
voraussichtlich wieder steigen werden und 
Versorgungsengpässe möglich sind, kann 
es aus volkswirtschaftlicher Sicht sinnvoll 
sein, staatlich stärkere Vorsorge zu betrei-
ben. Betrachtet man die Energiewende als 
Projekt von nationalem Interesse, so gilt 
dies in besonderer Weise für Rohstoffe, die 
für den Umbau des Energiesystems benö-
tigt werden. Hierbei gilt es, eine angemes-
sene Kombination aus Eigenverantwortung 
der Industrie und gesamtwirtschaftlichen 
rohstoffstrategischen Erwägungen zu fin-
den. Außerdem ist zu berücksichtigen, 
dass sich langfristige Rohstoffsicherung 
(beispielsweise der Aufbau von Beteili-
gungen an Bergbauprojekten) am besten 
antizyklisch, also in Niedrigpreisphasen, 
bewerkstelligen lässt, damit die Kosten 
überschaubar bleiben.

Gründung eines international agierenden 
deutschen Rohstoffunternehmens 
Bis Anfang der 1990er Jahre konnte die 
deutsche Industrie zum Beispiel Zink, 
Blei und Germanium zum Teil aus eige-
nen Quellen gewinnen. Unterstützt durch 
das erste staatliche Explorationsförder-
programm113 zwischen 1970 und 1990 war 
es zudem vor allem dem Bergbau- und 
Explorationsunternehmen Metallgesell-
schaft AG gelungen, einen umfangreichen 
ausländischen Grubenbesitz aufzubauen 
und ausländische Beteiligungen zu er-

112	 Wellmer 1986.
113	 Das Explorationsförderprogramm der Bundesregie-

rung Maßnahmen zur Verbesserung und Versorgung 
der Bundesrepublik mit mineralischen Rohstoffen 
diente dazu, die Rohstoffversorgung der deutschen 
Industrie zu verbessern. Deutsche Firmen konnten 
mithilfe des Programms Beteiligungen an ausländi-
schen Metallgruben aufbauen, was ihnen erlaubte, 
Rohstoffe teilweise selbst zu gewinnen und weiterzu-
verarbeiten (Rückwärtsintegration).
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werben. Das jahrzehntelang aufgebaute 
Händlernetz garantierte maßgeblich den 
Erfolg des Unternehmens. Bedingt durch 
die finanzielle Schieflage der Gesellschaft 
1993 wurden alle ausländischen Betei-
ligungen verkauft, das Know-how ging 
verloren. Die deutschen Metallerzgruben 
waren bereits 1992 aus Gründen der Wirt-
schaftlichkeit geschlossen worden, obwohl 
nur die wenigsten Buntmetalllagerstätten 
in Deutschland völlig ausgeschöpft („aus-
geerzt“) waren.114 Seitdem gibt es keinen 
größeren heimischen Grubenbesitz auf 
dem Metallerzsektor und kein größeres 
deutsches Rohstoffunternehmen mehr.

Da es ratsam ist, bei der Rohstoff-
versorgung für die Energiesysteme der 
Zukunft in längeren Zeiträumen zu den-
ken, könnte es ein strategischer Vorteil für 
Deutschland sein, wenn es künftig wieder 
ein international agierendes deut-
sches Rohstoffunternehmen gäbe. 
Die Erfahrung der letzten Jahre (unter 
anderem mit der gescheiterten Rohstoff
allianz) zeigt jedoch, dass die Gründung 
eines solchen Unternehmens durch rein 
privatwirtschaftliche Initiativen unwahr-
scheinlich ist. Stuft man die praktische 
Durchführung der Rohstoffsicherung als 
nationales Interesse ein, so könnte dies 
gegebenenfalls einen staatlichen Eingriff 
rechtfertigen.

Die Zurückhaltung der deutschen 
Industrie bei der Rohstoffgewinnung ist 
teilweise darin begründet, dass bei Inves-
titionen im Rohstoffbereich aus betriebs-
wirtschaftlicher Sicht eine Diskrepanz 
zwischen der Zyklizität am Rohstoffmarkt 
und der Investitionsrechnung besteht. 
Eine Lagerstätte in Produktion zu nehmen, 
dauert sieben bis zehn Jahre und ist mit ei-
nem sehr hohen Kapitalbedarf verbunden. 
Während dieser Zeit macht die Lagerstätte 
üblicherweise Verluste, die erst in der Pro-
duktionsphase durch Gewinne kompen-

114	 Zum Beispiel der Rammelsberg bei Goslar, der 1988 
geschlossen wurde.

siert werden können. Die Bewertung einer 
Investition wird betriebswirtschaftlich mit 
dem Kapitalwertverfahren durchgeführt, 
bei der die (Netto-)Zahlungsströme jeder 
Periode, zum Beispiel jedes Jahres, auf den 
Gegenwartswert diskontiert und aufsum-
miert werden. Bei einer Lagerstätteninves-
tition, vergleichbar mit Start-up-Unterneh-
men, sind die ersten Jahre negativ und die 
folgenden Jahre in Produktion hinsichtlich 
des erzielbaren Verkaufspreises unsicher. 
Nur wenn der erwartete zukünftige Ver-
kaufspreis hinreichend hoch ist, hat die 
Investition einen positiven Kapitalwert 
und kann finanziert werden.

Die Prognose zukünftiger Preise 
ist mit einer großen Unsicherheit belegt, 
die an Rohstoffmärkten noch dadurch 
verstärkt wird, dass für die meisten Roh-
stoffe keine transparenten Preishistorien 
durch Börsen verfügbar sind.115 Nutzt man 
statistische Verfahren zur Fortschreibung 
der aktuellen Preise in die Zukunft, so er-
zielt man tendenziell dann höhere erwar-
tete Preise, wenn man die Fortschreibung 
in einer Phase hoher Preise beginnt. Bei 
zyklischem Verhalten der Märkte folgen 
auf Hochpreisphasen aber auch niedrige-
re Preise. Diese Zyklen sind beispielsweise 
bei Agrarrohstoffen durch die Erntequa-
litäten, bei Industrierohstoffen durch die 
wirtschaftliche Lage und bei beiden ferner 
durch die Situation auf den Weltmärkten 
bedingt.

Während der Niedrigpreisphasen 
sind die Investitionsprojekte dann basie-
rend auf der Preisfortschreibung nicht 
mehr profitabel und finden keine Finan-

115	 Die sechs Nicht-Eisen-Metalle der London Metal Ex-
change sowie die Agrarrohstoffe der Chicagoer Börse 
sind hier eine Ausnahme, da diese weltweit als Refe-
renzpreise akzeptiert werden. Hierbei ist jedoch zu 
bemerken, dass auf diese Referenzpreise je nach Qua-
lität des gehandelten Rohstoffs Auf- und Abschläge 
zu leisten sind, die wiederum intransparent sind und 
nicht systematisch erfasst werden. Beispielsweise wird 
Nickel in einer Qualitätsstufe an der LME gehandelt, 
die nur in sehr geringem Umfang in der Industrie zum 
Einsatz kommt. Das häufiger genutzte Ferro-Nickel 
(FeNi) notiert zu einem variablen Abschlag auf den 
LME-Nickel-Preis.
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zierung oder werden abgebrochen. Durch 
mangelndes (erwartetes) Angebot der Roh-
stoffe steigt dann der Preis und der Zyklus 
beginnt erneut. Zum Beispiel stand der 
Nickelpreis Ende 2005 bei knapp 12.000 
US-Dollar pro Tonne, stieg dann inner-
halb von zweieinhalb Jahren auf 51.600 
US-Dollar, um innerhalb von eineinhalb 
Jahren wieder auf das vorherige Niveau zu-
rückzufallen. Derartige Preisveränderun-
gen beeinflussen die Investitionstätigkeit 
in hohem Maße. Bei nicht börsengehandel-
ten Rohstoffen, wie beispielsweise bei Sel-
tenen-Erden-Elementen, fehlt zusätzlich 
die Transparenz über die Preisfindung, was 
die beschriebenen Effekte noch verstärkt.

Ein möglicher Ansatz, das beschrie-
bene Zyklizitätsdilemma zu adressieren, 
wäre die Gründung einer staatlich geför-
derten Bergbau- oder Rohstofffirma. Im 
Folgenden werden zwei Ansätze für eine 
staatliche Beteiligung an einem solchen 
Unternehmen diskutiert.

Fall 1: In diesem Modell über-
nimmt die staatliche Firma als Bergbau-
unternehmen die Funktion eines Initiators 

in der Primärgewinnung. Dies wäre einer 
Weiterentwicklung der Konzeption der 
Bundesregierung für marine Rohstoffe 
(siehe Kapitel 3.2.3). Hier sichert sich die 
Bundesregierung durch die Bundesanstalt 
für Geowissenschaften und Rohstoffe Kon-
zessionen für einen möglichen späteren 
industriellen Abbau. Da die rohstoffver-
arbeitende Industrie im primären Roh-
stoffsektor (überwiegend Metalle) kaum 
eine ausreichende Langfristvorsorge für 
die benötigten Rohstoffe betreibt und da 
die finanziellen Anreize insbesondere in 
Zeiten niedriger Rohstoffpreise kurzfris-
tig zu gering sind, ist zu überlegen, welche 
Rolle der Staat beim Aufbau eines nati-
onalen Bergbauunternehmens auch für 
terrestrische Rohstoffe spielen könnte. 
Voraussetzung hierbei wäre, dass sich der 
Beginn des finanziellen Engagements auf 
Zeiten niedriger Rohstoffpreise begrenzt 
(Niedrigpreisphase in Rohstoffzyklen). Er-
fahrungsgemäß sind in den Niedrigpreis-
zeiten Preise für fortgeschrittene Projekte 
günstig, während in Hochpreiszeiten oft 
exorbitante Prämien gezahlt werden müs-
sen (siehe Abbildung 3).

Abbildung 3: Modell für das antizyklische Investieren in Rohstoffprojekte: Prämien für erfolgversprechende 
Explorationsprojekte in Abhängigkeit von den Phasen des Rohstoffzyklus116

116	 Die Einstiegsprämien in Lagerstätten sind nicht 1:1 von den Rohstoffpreisen abhängig. Sie sind auch beeinflusst von 
Stimmungen in der Rohstoffindustrie, zum Beispiel von Moden (welche Rohstoffe sind gerade „in“?) oder jüngsten 
Explorationserfolgen.

Kaufpreis/Prämie für erfolgversprechende 
Explorationsprojekte

Antizyklischer 
Einstieg 
in Projekte

PREISE

ZEIT

Rohstoffpreise
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Hierbei könnte der Staat mit einer 
vergleichsweise geringen Initialfinanzie-
rung von etwa 500 Millionen Euro über 
sieben bis zehn Jahre eine Bergbaugesell-
schaft fördern. Der diesem Modell zugrun-
de liegende Ansatz ist quasi eine „Vorrats-
haltung an Lagerstätten für Boom- und 
Krisenzeiten“. Da man Bergrechte und 
Anrechte an Vorkommen aber nicht erwer-
ben und nur auf ihnen „sitzen“ kann, son-
dern immer eine Verpflichtung überneh-
men muss, sie unter Umständen bis zum 
Feasibility-Status117 weiterzuentwickeln, ist 
ein derartiger Fonds nötig – auch um ein 
attraktiver Partner für Lagerstättenbesit-
zer kritischer Rohstoffe zu sein. Ziel sollte 
es also sein, einerseits Niedrigpreiszeiten 
für den Einstieg in attraktive Projekte zu 
nutzen, andererseits diese Niedrigpreiszei-
ten, in denen bei der deutschen Industrie 
kein Interesse an Rohstoffen besteht, da 
die Versorgungslage entspannt ist, zu über-
brücken, bis das Interesse der Industrie in 
Knappheitszeiten wieder steigt.

In diesem Zeitraum könnten im in-
ternationalen Umfeld etwa fünf bis zehn 
bauwürdige Lagerstätten entwickelt wer-
den. Hierbei sollte die staatliche Bergbau-
gesellschaft bestrebt sein, sich immer nur 
als „Anschubinitiatior“ zu sehen und die 
Projekte möglichst schnell in privatwirt-
schaftliche Lösungen (wie Fremdfinanzie-
rung, Hinzunahme von Partnern, Finanzie-
rungsbeiträge von rohstoffverarbeitenden 
Unternehmen als Gegenleistung für lang-
fristige Lieferzusagen etc.) zu überführen. 
Das staatliche Unternehmen könnte sich 
dann zurückziehen und die Lagerstätten 
könnten privatwirtschaftlich entwickelt 
und in Produktion gebracht werden. Die 
völlig eigenständige Entwicklung einer La-
gerstätte bis hin zur Feasibility-Studie soll-
te daher nur eine Rückfallalternative sein, 
falls sich keine Partner finden lassen. Es 
könnten sogar auch ausländische Gesell-

117	 Der Feasibility-Status ist die Grundlage, um von 
Banken eine Finanzierungszusage für ein Projekt zu 
bekommen.

schaften als private Partner in Erwägung 
gezogen werden, sofern sie Verpflichtun-
gen für die Rohstoffversorgung der deut-
schen Industrie übernehmen.118

Durch dieses Modell könnten meh-
rere Rohstoffe abgedeckt werden, für die 
aktuell eine besonders hohe Marktkonzen-
tration existiert und die für die Versorgung 
insbesondere der Energiesysteme der Zu-
kunft und für neue Mobilitätskonzepte 
wichtig wären (zum Beispiel Seltene Erden, 
Lithium, Kobalt, Platingruppenmetalle, 
Kupfer etc.). Wenn der Staat zu Beginn 
des Projektes Unternehmenspartner für 
die Rohstoffabnahme beziehungsweise 
die Abnahme von hergestellten Zwischen-
produkten dazugewinnt und mit der Zeit 
seine Beteiligungen an den Projekten 
wieder veräußert, wären die staatlichen 
Kosten und die staatlichen Beteiligungen 
vergleichsweise überschaubar. Die Gefahr 
wäre, dass sich bei einer zu geringen Inves-
titionssumme keine Initialwirkung für ein 
längerfristiges privatwirtschaftliches Enga-
gement einstellt und somit die Wirkung für 
die langfristige Rohstoffsicherung verpufft.

Fall 2: In diesem Modell geht die 
staatliche Bergbaugesellschaft Beteiligun-
gen in Form von Aktienpaketen oder Direkt
investitionen bei bestehenden Produzenten 
von Rohstoffen und Zwischenprodukten 
ein und nutzt Investitionsgarantien und 
Garantien für ungebundene Finanzkredite 
des Bundes in diesem Bereich. Dieses Mo-
dell ist vergleichbar mit den Aktivitäten der 
Japan Oil, Gas and Metals National Corpo-
ration. Da die deutsche verarbeitende In-
dustrie meist unmittelbar auf Produkte der 
höheren Wertschöpfungskette zurückgreift, 
könnten strategische Partnerschaften ne-
ben dem Bergbau (ab Feasibility-Status) 
mit Zulieferern vor allem der ersten Wert-

118	 Vorbild wären die sogenannten Junior-Companies 
in Kanada oder Australien, die mit oft unkonventi-
onellen Ideen nach einer Lagerstättenentdeckung 
die Entwicklung durch Hereinnahme von oft großen 
Firmen betreiben. Diese müssen je nach Projekterfolg 
stufenweise immer höhere Finanzbeiträge leisten, um 
Anteile zu erwerben.
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schöpfungsstufen (Raffination, Herstellung 
von Legierungen, weitere frühe Verarbei-
tungsstufen) entwickelt werden, die sich 
bereits in Produktion befinden. Hierbei 
würde eine nationale Rohstoffgesellschaft 
über Direktinvestitionen und unter Zuhilfe-
nahme bestehender Förderinstrumente des 
Bundes wie Investitionsgarantien, Hermes-
deckungen und Garantien für ungebundene 
Finanzkredite, strategische Beteiligungen 
bei Projekten im Bau oder bei bestehenden 
Produzenten eingehen.

An Großprojekten dieser Art sind 
üblicherweise weitere Partner beteiligt, 
welche das Investitionsrisiko auf mehrere 
Schultern verteilen: Banken, Beteiligungs-
gesellschaften, Unternehmen aus verwand-
ten Branchen sowie die Abnehmer für die 
hergestellten Rohstoffe und Zwischenpro-
dukte. Ein solches Instrument könnte von 
den bestehenden Förderinstrumenten des 
Bundes profitieren. So wurde beispielswei-
se über das UFK-Instrument im Jahr 2015 
der Bau einer hochmodernen Schmelze zur 
Erzeugung von Siliziummetall auf Island 
flankiert, allerdings ohne Direktbeteiligung 
des Bundes.119

Ein gutes Beispiel für die erfolgrei-
che Durchführung von staatlichen Direkt-
beteiligungen ist die JOGMEC. Sie sichert 
Rohstoffe für die japanische Wirtschaft in 
Kooperation mit ausländischen Partnern 
über eine Beteiligung, zum Beispiel für 
Niob als Stahlveredler mit dem bedeu-
tendsten Niob-Produzenten der Welt in 
Brasilien, Cia. Brasileira de Metalurgia e 
Mineração. Mithilfe der JOGMEC sind ja-
panische Großunternehmen in der Lage, 
sich Anteile an vielen der sehr guten neuen 
Lagerstätten zu sichern. Über Minderheits-
beteiligungen sichert man so den Fluss von 
Rohstoffen aus diesen Lagerstätten nach 
Japan langfristig ab.

In beiden beschriebenen Modellen 
ist ein wichtiger Erfolgsfaktor für ein sol-

119	 Euler Hermes Aktiengesellschaft 2016.

ches Rohstoffunternehmen, antizyklisch 
tätig zu sein, das heißt, in Niedrigpreispha-
sen Anrechte für später eintretende deut-
sche Firmen günstig einzukaufen. Werden, 
wie im Fall der gescheiterten Rohstoffalli-
anz, solche Aktivitäten in Hochpreisphasen 
begonnen, kann der Zugang zu Rohstoffen 
nur mit der Zahlung hoher Prämien erkauft 
werden. Da sich auch Akteure, die bereits 
Oligopolstellungen innehaben, antizyklisch 
in Lagerstätten einkaufen,120 könnte das 
antizyklische Engagement eines deutschen 
Rohstoffunternehmens auch der weiteren 
Anbieterkonzentration zum Beispiel bei 
den Seltenen Erden entgegenwirken.

Ein antizyklisch tätiges staatliches 
Bergbauunternehmen würde (im Fall 1) 
in Lagerstätten oder Explorationsvor-
haben mit einem negativen (erwarteten) 
Kapitalwert investieren. Steigt während 
der Entwicklung der Lagerstätte nun der 
Marktpreis für die Produkte, so ändert sich 
der Kapitalwert und die Investition kann 
profitabel werden. Die Rohstoffwirtschaft 
ist jedoch risikoreich und der Erfolg ei-
nes Projektes von vielen unvorherseh-
baren Faktoren abhängig. Der Staat geht 
daher mit einer solch hohen Beteiligung 
ein erhebliches wirtschaftliches Risiko 
ein. Bei einem Verkauf der Lagerstätte 
an die Privatwirtschaft müsste ein Preis 
erzielt werden, der das vergangene Risi-
ko kompensiert. Da Hochpreisphasen im 
Rohstoffsektor mit einer expansiven Wirt-
schaftsleistung korrelieren und diese übli-
cherweise mit steigenden Realzinsen ein-
hergeht, wird jedoch die Finanzierung der 
Übernahme der Lagerstätte für die Privat-
wirtschaft relativ teurer. Der Verkauf der 
Lagerstätte ist auch im Hochpreisszenario 
mit Unsicherheit zu bewerten. Im Falle 
von stagnierenden oder sinkenden Preisen, 
beispielsweise wenn aufgrund technischen 
Fortschritts Substitute für den Rohstoff ge-

120	 So kaufen sich staatliche und halbstaatliche chinesi-
sche Unternehmen in Seltene-Erden-Lagerstätten, 
zum Beispiel Kvanefeld in Grönland und Catalão in 
Brasilien, ein (in Catalão wird Niob und Phosphor 
produziert, es ist aber ein großes Potenzial an Seltenen 
Erden vorhanden).
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funden werden, geht die Investition nicht 
auf und das staatliche Bergbauunterneh-
men bleibt hinsichtlich dieses Rohstoffes 
defizitär.

Im Fall 2 gelten diese Überlegun-
gen analog. Hier sind jedoch die absolute 
Höhe der Investition und die Dauer der 
Kapitalbindung und damit absehbar auch 
die Effektivität der Maßnahme geringer. 
Das Risiko ist dabei aber, relativ zum Fall 
der staatlichen Lagerstättenentwicklung, 
ebenfalls geringer.

In beiden Fällen ist überdies zu be-
rücksichtigen, dass ex post zwar klar iden-
tifiziert werden kann, wann sich der Preis 
für einen Rohstoff in einer Hochpreisphase 
und wann in einer Niedrigpreisphase be-
findet, was in der jeweils aktuellen Situa-
tion – somit „in Echtzeit“ – immer unklar 
ist. Es ist stets unsicher, ob ein Preis noch 
weiter steigt, fällt oder ob eine Trendwende 
eintreten wird. Jede Berechnung, die dar-
auf fußt, bei minimalen oder sehr geringen 
Rohstoffpreisen zu investieren und später 
den Rohstoff zu hohen Preisen zu verkau-
fen, ist daher zu optimistisch, da dies in der 
Praxis nahezu niemals mit hinreichender 
Sicherheit gelingen wird.

Zu bedenken ist zudem das nicht un-
erhebliche Risiko, dass öffentliche Unter-
nehmen ineffizient arbeiten. Der Grund für 
die im Vergleich zu privaten Unternehmen 
oftmals Ineffizienz staatlicher Unternehmen 
liegt darin, dass private Unternehmen in der 
Regel nicht nur gewinnorientiert arbeiten 
(und daher auch Interesse an einer mög-
lichst effizienten Leistungsproduktion ha-
ben), sondern zudem auch einer Kontrolle 
und Disziplinierung durch die Finanz- und 
Kapitalmärkte unterliegen. Dagegen verfol-
gen staatliche Unternehmen oft kein klares 
Gewinnziel, sondern mehrere, möglicher-
weise einander widersprechende Ziele, wie 
etwa eine günstige Versorgung der Nachfra-
ger, Gewinnerzielung und politische Ziele. 
Dies ist problematisch, weil damit keine 
klare Erfolgsmessung möglich und letztlich 

die Zielerreichung kaum überprüfbar ist. 
Zudem werden Leitungspositionen faktisch 
oftmals politisch besetzt und die Unterneh-
men unterliegen auch nicht so sehr dem 
Druck der Kapitalmärkte. Vielmehr operie-
ren öffentliche Unternehmen mit weichen 
Budgetrestriktionen, die zu produktiver 
Ineffizienz, also ineffizientem Produktions- 
und Investitionsverhalten, „einladen“.

Während private Unternehmen 
oftmals durch Großaktionäre, Invest-
mentfonds oder auch Familieneigentü-
mer beaufsichtigt werden, die ein starkes 
Interesse an einer effizienten Unterneh-
mensführung haben, werden staatliche 
Unternehmen durch (politische) Beamte, 
kommunale Würdenträger und andere 
Vertreter beaufsichtigt, welche die Inter-
essen des Steuerzahlers (als Eigentümer) 
wahren sollen. Die staatlich besetzten 
Aufsichtsgremien wiederum werden mehr 
oder minder effizient durch die Parlamente 
(und Medien) kontrolliert, welche wieder-
um durch die Wähler kontrolliert werden.

Oft fehlt es den politisch besetzten 
Aufsichtsgremien an Kompetenz und An-
reizen für eine effektive Kontrolle. Dies, 
ebenso wie das mehrstufige Kontrollkon-
zept121 führt dazu, dass das Management 
öffentlicher Unternehmen faktisch we-
niger effektiv beaufsichtigt wird als das 
Management von privaten Unternehmen. 
Die Aufsichtsprobleme lassen sich anhand 
zahlreicher öffentlicher Infrastrukturpro-
jekte besonders deutlich illustrieren.122 
Die Erfahrungen in verschiedenen Sekto-
ren zeigen zudem, dass einmal gegründete 
staatliche Unternehmen aufgrund dieser 
Anreizstrukturen nur schwer wieder ab-
zuschaffen oder in privatwirtschaftliche 
Strukturen zu überführen sind. Damit ent-
stehen der Gesellschaft langfristige Kosten.

121	 In der ökonomischen Fachsprache als vielstöckiges 
Prinzipal-Agenten-Problem bezeichnet.

122	 Vgl. zum Beispiel Flyvbjerg 2005, Flyvbjerg/Sunstein 
2015, Flyvbjerg 2014, Anzinger/Kostka 2015, Shapiro/
Lorenz 2000.
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Zwar gibt es durchaus auch Beispie-
le für staatliche Bergbaugesellschaften, die 
auch in einem privatwirtschaftlichen Um-
feld erfolgreich agieren.123 Das Risiko, dass 
die Gründung staatlicher Unternehmen 
zwar gut gemeint ist, letztlich aber doch 
die Aufsicht wenig effektiv ist und das Un-
ternehmen ineffizient arbeitet, ist jedoch 
groß. Daher sollte sich, falls staatliche Be-
teiligung in Erwägung gezogen wird, der 
Staat im Wesentlichen als Bergbauinitiator 
verstehen und die Beteiligungen so schnell 
wie möglich in privatwirtschaftliche Lö-
sungen überführen.

Grundsätzlich stellt sich jedoch die 
Frage, ob und warum Ausfallrisiken, die 
zumindest derzeit erfolgreich von Unter-
nehmen getragen werden, überhaupt auf 
den Staat beziehungsweise die Gesellschaft 
übertragen werden sollen. Ein staatliches 
Bergbauunternehmen geht mit Verlust-
risiken einher, die insbesondere aus der 
schwierigen Prognostizierbarkeit des zu-
künftigen Bedarfs herrühren. Falls für ei-
nen Rohstoff kein Marktversagen attestiert 
werden kann, ist ein staatlicher Eingriff da-
her schwierig zu rechtfertigen. Sobald ein 
Marktversagen allerdings manifest wird, 
ist ein solcher Eingriff verspätet. Es ist 
also eine strategische Entscheidung erfor-
derlich, die die Verlustrisiken eines staat-
lichen Bergbauunternehmens gegen die 
Eintrittswahrscheinlichkeit eines Markt-
versagens im Sinne einer Versorgungskri-
se und gegen die möglichen Folgen eines 
Versorgungsausfalls (unter anderem für 
den Umbau des Energiesystems) abwägt.

Ist nun also die Wahrscheinlichkeit 
eines zukünftigen Marktversagens hinrei-
chend hoch, um einen umfassenden staat-
lichen Eingriff zu rechtfertigen? Bisher 

123	 Beispiele sind CODELCO in Chile, die größte 
Kupferbergbaugesellschaft der Welt, oder LKAB, 
die staatliche schwedische Eisenerzgesellschaft, die 
die Lagerstätten im hohen Norden Schwedens unter 
schwierigen Bedingungen erfolgreich abbaut (World 
Bank 2011).

scheint der Sektor aus volkswirtschaftli-
cher Sicht mit den hier genannten Risiken 
umgehen zu können. Ähnlich wie andere 
Märkte, die von Preiszyklen und langen 
Investitionshorizonten geprägt sind, ver-
fügt der Rohstoffsektor grundsätzlich über 
gut funktionierende, wenngleich zum Teil 
riskante Geschäftsmodelle. Unternehmen 
können zudem verschiedene Finanzinstru-
mente nutzen, um sich gegen Ausfallrisiken 
abzusichern. Allerdings wäre es mit Blick 
auf nicht börsengehandelte Rohstoffen 
sinnvoll, Mechanismen zu finden, welche 
die Preisfindung transparenter gestalten.124

Entscheidend ist aber nicht nur, 
ob die Märkte derzeit gut mit den Risiken 
umgehen können, sondern auch, ob das 
mit hinreichender Sicherheit in Zukunft 
so bleiben wird. Indizes, mit deren Hilfe 
sich die Kritikalität von Rohstoffen quan-
tifizieren lässt, zeigen, dass sich die Ver-
sorgungslage beispielsweise bei Seltenen 
Erden zunehmend verschärft.125 Auch die 
zunehmenden Oligopolstellungen Chinas 
durch Lagerstättenkäufe insbesondere in 
Afrika sowie die jüngst verhängten Export-
verbote von Nickelerz aus Indonesien und 
den Philippinen deuten darauf hin, dass 
der Zugang zu Rohstoffen durch die Roh-
stoffpolitik der Lieferländer zukünftig er-
schwert werden könnte. Die Bemühungen 
marktbasierter westlicher Volkswirtschaf-
ten, durch verstärkte Forschungsanstren-
gungen, Diplomatie und eine Beschwerde 
gegen China bei der Welthandelsorganisa-
tion die Dominanz Chinas im Seltene-Er-
den-Markt zu durchbrechen, konnten die 
Marktstrukturen bisher nicht wesentlich 
verbessern.126

124	 Ein Ansatz dafür könnte die in Abschnitt Interna-
tionale Vernetzung beschriebene Study Group für 
Seltene Erden sein.

125	 Indizes für die Kritikalität von Rohstoffen, unter 
anderem der Herfindahl-Hirschman-Index und das 
gewichtete Länderrisiko, werden in Angerer et al. 2016 
ausführlich diskutiert.

126	 Klossek et al. 2016.
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Um die Wahrscheinlichkeit eines 
zukünftigen Marktversagens sowie den 
zu erwartenden Schaden für die deutsche 
Volkswirtschaft durch eine Versorgungs-
krise einzuschätzen, wäre der Ausbau des 
bestehenden Frühwarnsystems bei der 
DERA im Rahmen des DERA-Rohstoff-
monitorings möglich. Dieses sollte neben 
den Faktoren Preisentwicklung, Preis-
schwankung (Volatilität), Marktvolumen 
(gehandelte Ware), Marktkonzentration, 
physische Verfügbarkeit (Exploration, 
Produktion, Lager) sowie einer Bewer-
tung der politischen Risiken der Primär-
produktion weitere Aspekte wie die zeitli-
chen Veränderungen des internationalen 
Rohstoffhandels oder eine engmaschigere 
Analyse der Entwicklung von Nachfrage-
trends berücksichtigen. Entscheidend ist, 
dass das Frühwarnsystem nicht dazu dient, 
kurzfristige Marktsignale127 zu bewerten, 
sondern anhand des langfristigen Risikos 
die strategische Entscheidung unterstützen 
soll, ob staatliche Maßnahmen angebracht 
sind. Bei seiner Entwicklung sollten Roh-
stofffachleute sowie Politikwissenschaft-
lerinnen und -wissenschaftler ebenso be-
teiligt sein wie Volkswirtinnen und -wirte. 
Bei der Entscheidung für oder gegen die 
Einrichtung eines staatlichen Bergbauun-
ternehmens oder ähnlicher Maßnahmen, 
die aus Steuergeldern finanziert werden, 
würde ein solches Frühwarnsystem eine 
wissenschaftliche Basis bieten.

Der Nutzen der Prävention ist dabei 
allerdings voraussichtlich schwer messbar 
und nicht unmittelbar zu quantifizieren. 
Um einen nennenswerten Einfluss auf 
Angebotsmengen und Preise zu haben, 
müsste ein solches staatlich unterstütz-
tes Rohstoffunternehmen substanzielle 
Marktanteile erzielen. Selbst wenn dies 
gelänge, dürfte angesichts der starken 
Marktkonzentration in vielen Rohstoff-
märkten das Unternehmen selbst zu einem 
Oligopolisten aufsteigen. Erfahrungen aus 

127	 Zur Unterscheidung langfristiger und kurzfristiger 
Trends siehe S. 20 (Box).

verschiedenen Wirtschaftssektoren zeigen 
allerdings, dass staatliche Oligopolisten 
oder Monopolisten trotz einer staatlichen 
Kontrolle starke Anreize haben, Angebots-
mengen bewusst knapp zu halten, um hohe 
Oligopolpreise zu verlangen. Dies könnte 
Verbesserungen bei der Versorgungssi-
cherheit in der kurzen Frist mittelfristig 
wieder (über-)kompensieren. Gleichzeitig 
können die Kosten für die Gesellschaft da-
durch vergleichsweise hoch ausfallen. Dies 
ist insbesondere auf die oben beschriebe-
nen Anreizprobleme und den Umstand 
zurückzuführen, dass der Staat eine mit-
telfristig wohl unwirtschaftliche Aufgabe 
übernehmen würde.

Zusammenfassend lässt sich fest-
stellen, dass aus rohstoffstrategischer Sicht 
zwar Handlungsbedarf bestehen mag, es 
aus ökonomischer Sicht aber fraglich ist, 
ob und unter welchen Umständen die 
staatliche Beteiligung an einem Bergbau-
unternehmen als präventive Maßnahme 
gegen mögliche zukünftige Versorgungs-
engpässe gerechtfertigt und erfolgsver-
sprechend sein kann. Eine umfassende 
Prüfung der Vor- und Nachteile, Chancen 
und Risiken in Abhängigkeit von den be-
trachteten Rohstoffen und Modellen der 
staatlichen Beteiligung ist daher unbedingt 
erforderlich.

Entscheidet man sich für eine staat-
liche Förderung, so könnte diese an die 
Einhaltung hoher Umwelt- und Sozial-
standards unter Verwendung der besten 
verfügbaren Technologie geknüpft werden. 
Auf diese Weise könnte ein deutsches Roh-
stoffunternehmen auch zur Verbreitung 
umwelt- und sozialverträglicher Bergbau-
praktiken beitragen.

Niedrigpreisphasen durch Care and 
Maintenance überbrücken
Eine Maßnahme, die bisher nicht in der 
Rohstoffstrategie des Bundes enthalten ist, 
würde bei ungewöhnlich niedrigen Welt-
marktpreisen für Rohstoffe oder Dumping-
preisen einzelner Anbieter greifen: Berg-
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werke, die sonst wirtschaftlich arbeiten, 
aber durch Niedrigstpreise in Bedrängnis 
geraten sind, könnten staatlich gestützt 
werden. Je nach betriebswirtschaftlicher 
Notwendigkeit würde der Betreiber die 
Aktivitäten bis auf die Instandhaltungs-
arbeiten herunterfahren (Care and 
Maintenance).128 Das Bergwerk befände 
sich quasi in „Stand-By“-Modus. Der Staat 
könnte die Explorationsarbeiten finanziell 
unterstützen. Mit diesem Modell ließe sich 
ein Bergwerk am Leben erhalten, sodass in 
Zeiten steigender Rohstoffpreise schnel-
ler wieder auf die Lagerstätte zugegriffen 
werden kann. Die Wiedereröffnung eines 
komplett geschlossenen Bergwerks würde 
in jedem Fall mehr kosten als die tempo-
räre Unterstützung auf Basis von Care and 
Maintenance. Auf diese Weise könnte der 
Monopolbildung entgegengewirkt werden.

Das Beispiel der Wolframgrube Mit-
tersill in Österreich zeigt, dass ein solches 
Vorgehen aus rohstoffstrategischer Sicht 
sinnvoll sein kann: Die Grube konnte 
trotz einbrechender Wolframpreise auf 
Care-and-Maintenance-Basis mit staatli-
cher Unterstützung 1992/93 offengehalten 
werden. Die Unterstützung der österreichi-
schen Regierung beschränkte sich dabei 
auf die Explorationsarbeiten. Alle ande-
ren Betriebs- und Personalkosten wurden 
weiterhin vom Grubenbetreiber getragen. 
Heute ist die Grube Mittersill wieder ein 
bedeutender Wolframproduzent in der EU. 
Da Wolfram gemäß EU-Kommission ein 
kritischer Rohstoff ist, kann diese Maß-
nahme als Beitrag zur europäischen Ver-
sorgungssicherheit gewertet werden.

Auch international wäre es denkbar, 
dass die EU bestimmte Bergwerke außer-
halb Europas auf Care-and-Maintenance-
Basis finanziell aufrechterhält und dafür 
im Gegenzug vergünstigte langfristige 
Lieferungen erhält. Die Kehrseite solcher 

128	 Care and Maintenance umfasst die Instandhaltung 
der Infrastruktur eines Bergwerks, wie zum Beispiel 
Pumpen, Wasserhaltung, Sicherungsarbeiten, aber 
auch Explorationsarbeiten.

staatlichen Eingriffe in den Markt können 
natürlich Wettbewerbsverzerrungen sein. 
Zudem geht der Staat, ähnlich wie für das 
staatliche Bergbauunternehmen beschrie-
ben, ein erhebliches ökonomisches Risiko 
ein. Denn wann und in welchem Maße die 
Rohstoffpreise wieder steigen, ist nicht 
vorhersehbar. Damit einher geht die Fra-
ge nach der Abwägung, welche Bergwerke 
wie lange von staatlichen Unterstützungen 
profitieren können. Am Ende ist dies eine 
politische Entscheidung, die gleicherma-
ßen betriebswirtschaftliche, wirtschaftspo-
litische und strategische Aspekte berück-
sichtigen muss.

Bergbau in Deutschland und Europa
Für Indium, Germanium, Wolfram, Li-
thium oder Nickel gibt es in Deutschland 
Potenziale, die zur Neuentdeckung von 
Primärlagerstätten führen können. Ne-
ben dem Recycling könnten diese zu einer 
stärkeren Versorgung aus inländischen 
Rohstoffquellen beitragen. Die folgenden 
Maßnahmen könnten dazu beitragen, diese 
Vorkommen kommerziell zu nutzen:

•	 Forschung als Vorarbeit für die kom-
merzielle Exploration.129 Dass auch in 
einem Land mit einer langen Bergbau
tradition durch neue Explorationsme-
thoden bisher unbekannte bauwürdige 
Lagerstätten zu finden sind, zeigt bei-
spielsweise die Entdeckung der bedeu-
tenden Wolframlagerstätte Mittersill in 
Österreich im Jahre 1967, die auf der 
Basis eines wissenschaftlichen Konzep-
tes gefunden wurde.

•	 Es gibt in Deutschland – im Wesentli-
chen in Sachsen – bekannte Metallvor-
kommen, die potenziell wirtschaftlich 
wären, wenn es gelänge, die techni-
schen Probleme der Aufbereitung zu 
lösen. Das beste Beispiel ist die Zinn-
Wolfram-Fluorit-Lagerstätte Pöhla in 

129	 Das r4-Programm des BMBF fördert erstmalig seit 
den 1980er Jahren wieder Forschungsarbeiten zur 
Erkundung von Primärrohstoffen.



46 Handlungsoptionen: Metallische Rohstoffe

Sachsen.130 Hier sind verstärkte For-
schungsanstrengungen notwendig, um 
die bestehenden Probleme der mecha-
nischen Aufbereitung und metallurgi-
schen Verarbeitung zu lösen.

•	 Steuerliche Förderung als Unterstüt-
zung für eine Grubeninvestition

Im europäischen Kontext wäre auch vor-
stellbar, einen auf freiwilliger Basis or-
ganisierten „Europäischen Fonds für 
kritische Rohstoffe“131 zu gründen. Er 
könnte die Nutzung vielversprechender 
europäischer Lagerstätten132 finanzieren, 
um die Versorgungsketten beispielsweise 
bei Seltenen Erden und anderen potenzi-
ell kritischen Rohstoffen zu diversifizieren. 
Vorstellbar wäre auch hier eine Gemein-
schaftsfinanzierung durch private und 
öffentliche Geldgeber, um solche Projekte 
längerfristig betreiben zu können.

Eine wichtige Frage ist, inwieweit 
Bergbauprojekte in Deutschland und Eu-
ropa von der Bevölkerung befürwortet 
oder zumindest geduldet werden.133 Un-
tersuchungen für Energieprojekte zeigen, 
dass die Art und Weise, wie Projekte kom-
muniziert und geplant werden, von großer 
Bedeutung für die Akzeptanz sind. Je mehr 
und je früher Kommunikations- und Be-
teiligungsmöglichkeiten an den Planungs- 
und Entscheidungsprozessen gewährleistet 
sind, desto größer sind die Chancen, eine 
Lösung zu finden, die von allen akzeptiert 

130	 Mit Wolfram und Fluorit sind damit zwei von der EU 
als kritisch angesehene Rohstoffe darin enthalten.

131	 ERECON 2015, S. 84.
132	 Beispielsweise die Seltenen-Erden-Lagerstätten 

Norra Kärr in Schweden und Kvanefjeld im südlichen 
Grönland.

133	 Im Rahmen der Fördermaßnahme r4 – Innovative 
Technologien für Ressourceneffizienz – Forschung 
zur Bereitstellung wirtschaftsstrategischer Rohstoffe 
des BMBF wurde im Jahr 2015 das Projekt GORmin – 
Governanceoptionen für die akzeptable Gewinnung 
wirtschaftsstrategischer Ressourcen aus primären 
und sekundären Lagerstätten in Deutschland aufge- 
legt. Ziel des Projektes ist es, gesellschaftliche Kon- 
fliktlinien bei Bergbauprojekten in Deutschland zu 
analysieren und Lösungsansätze für Gestaltungs
optionen zu erarbeiten. Die Ergebnisse des von 2015 
bis 2018 laufenden Projektes stehen noch aus.

wird.134 In diesem Zusammenhang ist auch 
die rechtliche Ausgestaltung von Genehmi-
gungsverfahren im Hinblick auf Transpa-
renz und Beteiligungsprozesse von großer 
Bedeutung.135

3.2.3	Marine Rohstoffe 
Sollte der weltweite Bedarf an metallischen 
Rohstoffen künftig weiter steigen, könnten 
die marinen Rohstoffe als zusätzliche Ver-
sorgungsquelle in Betracht kommen. In der 
Tiefsee werden reichhaltige Vorkommen 
vermutet, die noch unerschlossen sind. Da-
bei handelt es sich unter anderem um poly-
metallische Knollen („Manganknollen“136), 
kobaltreiche Eisen-Mangan-Krusten137 und 
hydrothermale Sulfiderze138. Viele darin 
vorkommende Metalle sind wichtige Ele-
mente für die Energiesysteme der Zukunft.

Es ist allerdings noch nicht abseh-
bar, welche Rolle marine Rohstoffe spielen 
können. Derzeit arbeiten einige Unterneh-
men daran, die Abbautechnologien zu ver-
bessern und zu automatisieren. Entspre-
chende Geräte werden bereits in großen 
Wassertiefen getestet.139 Doch die Kosten 
für Exploration und Abbau von Rohstoffen 
aus der Tiefsee könnten um ein Vielfaches 

134	 Renn 2015, S. 59.
135	 Strategieempfehlungen an Politik und Wirtschaft aus 

juristischer Sicht für den Rohstoffabbau in Deutsch-
land werden beispielsweise durch den Arbeitskreis 
Akzeptanz und Effizienz in der Vorhabenplanung der 
Regierungskommission des Landes Niedersachsen 
Europäische Umweltpolitik und Vorhabenplanung 
erarbeitet. Die Ergebnisse wurden Ende 2016 veröf-
fentlicht.

136	 Polymetallische Knollen (Manganknollen) sind kleine 
schwarzbraune Knollen von etwa ein bis zehn Zenti-
meter Durchmesser. Sie wachsen sehr langsam in se-
dimentbedeckten Tiefseegebieten in einer Wassertiefe 
von 4.000 bis 5.000 Metern. Die größten Vorkommen 
befinden sich im sogenannten Manganknollengürtel 
in der Clarion-Clipperton-Zone im Zentralpazifik. Sie 
enthalten die Wertmetalle Kupfer, Nickel und Kobalt.

137	 Kobaltreiche Eisen-Mangan-Krusten sind wenige 
Zentimeter dicke Überzüge beziehungsweise Krusten 
aus Mangan-Eisen-Oxid, die an Oberflächen aus har-
ten Gesteinsformationen der Tiefsee angelagert sind. 
Zusätzlich zu erhöhten Gehalten an Kobalt können 
sie wertvolle Spurenmetalle wie Platin, Tellur und 
Wolfram enthalten.

138	 Hydrothermale Sulfiderze kommen entlang vulkani-
scher Strukturen (ozeanischer Bergrücken, Inselbö-
gen) in verschiedenen Meerestiefen vor. Sie können 
erhöhte Konzentrationen an Kupfer, Zink, Gold, 
Silber, Indium und Germanium enthalten.

139	 Wiedicke et al. 2012; OECD 2016.



47Handlungsoptionen: Metallische Rohstoffe

höher sein als bei Lagerstätten an Land. 
Ob es sich für Unternehmen eines Tages 
wirtschaftlich lohnt, Metalle aus dem Meer 
zu gewinnen, hängt somit vor allem vom 
konventionellen Rohstoffangebot und der 
Preisentwicklung ab: Wenn genügend Me-
talle zu günstigen Preisen auf dem Welt-
markt verfügbar sind, ist es wenig attraktiv, 
marine Rohstoffe aufwendig zu erschließen. 
Dennoch bezeichnet der Nationale Mas-
terplan Maritime Technologien des Bun-
deswirtschaftsministeriums von 2011 den 
Meeresbergbau als Option zur Sicherung 
des deutschen Rohstoffbedarfs.140 Wenn 
er eine tragende Säule der Rohstoffstra-
tegie werden soll, ist zu überlegen, wie 
die Forschung in den Bereichen Abbau, 
Verarbeitung und Umweltverträglichkeit 
intensiviert werden kann. Benötigt wer-
den vor allem mehr Informationen darü-
ber, wie sich die Abbaumethoden auf die 
sensiblen Ökosysteme der Tiefsee, aber 
auch auf die Fischerei und den Menschen 
auswirken. Deutsche Unternehmen und 
Forschungseinrichtungen könnten zudem 
einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung 
umweltverträglicher Gewinnungs-, Auf-
bereitungs- und Verhüttungstechnolo
gien von metallischen Rohstoffen aus der 
Tiefsee leisten. Gleichzeitig gilt: Je eher 
belastbare Informationen zur Verfügung 
stehen, desto eher können die künftigen 
Kosten abgeschätzt und neue Rohstoffla-
gerstätten erkundet werden.

Den Anfang hat die Bundesanstalt 
für Geowissenschaften und Rohstoffe ge-
macht, indem sie bereits seit 2006 von 
der Internationalen Meeresbodenbehör-
de ein etwa 80.000 Quadratkilometer 
großes Lizenzgebiet im Zentralpazifik zur 
Erforschung von polymetallische Knollen 
erworben hat. Das auf 15 Jahre angeleg-
te Forschungsprojekt soll unter anderem 
Umweltreferenzdaten sammeln, um die 
Auswirkungen eines späteren industriellen 
Abbaus der Knollen zu bewerten.141 Einen 

140	 BMWi 2011.
141	 BGR 2014.

weiteren Lizenzvertrag zur Erkundung von 
Sulfid-Lagerstätten im Indischen Ozean 
hat Deutschland 2015 unterzeichnet. Auf 
einem circa 10.000 Quadratkilometer 
großen Gebiet südöstlich von Madagaskar 
können fortan Sulfidlagerstätten erkundet 
werden. Beide Erkundungslizenzen kön-
nen nach dem Ende der Laufzeiten zu Ab-
baulizenzen werden.142 

Mit dem Erwerb der Erkundungsli-
zenzen, den genannten Forschungsaktivi-
täten sowie dem Beitrag zur Erarbeitung 
einer Meeresbergbaukonvention143 im 
Rahmen des Seerechtsübereinkommens 
der Vereinten Nationen hat Deutschland 
als Staat bereits erheblich in die Entwick-
lung des Meeresbergbaus investiert. Nun 
stellt sich die Frage, ob und wie der Über-
gang zu einer kommerziellen Nutzung der 
Lagerstätten in der Tiefsee gestaltet werden 
sollte. Ein wichtiger Baustein hierfür wäre 
ein sogenannter „Pilot-Mining-Test“ (Ver-
suchsbergbau), um den Abbau zu erproben 
und die damit in Zusammenhang stehen-
den Umweltauswirkungen zu erfassen. 
Wie die Beispiele des Explorationsförder-
programms und der beendeten Rohstoffal-
lianz zeigen, ist die deutsche Industrie für 
ein Engagement selbst bei konventionellen 
terrestrischen Lagerstätten schwer zu ge-
winnen.144 Bei den nichtkonventionellen 
Rohstoffen aus dem Meer ist ohne weitere 
staatliche Starthilfen daher vermutlich kein 
Engagement der Industrie zu erwarten. 

Diese Situation könnte in Zukunft 
zu einem Wettbewerbsnachteil gegen-
über jenen Ländern führen, die derzeit 
ebenfalls aktiv die Rohstoffpotenziale der 
Meere erkunden, um sie später abbauen zu 
können:145 China, Japan, Indien, Südkorea 
und Russland, die sich ebenfalls Konzessi-
onen gesichert haben, betreiben auch be-

142	 BMWi/BGR 2015.
143	 In der Meeresbergbaukonvention sind Regeln 

definiert, nach denen der zukünftige Meeresbergbau 
durchgeführt werden sollte.

144	 Vgl. Abschnitt Diversifizierte Bezugsquellen.
145	 International Seabed Authority 2015.
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reits staatlich finanzierte Exploration146, 
um sich eine gute Ausgangsposition für 
einen späteren kommerziellen Abbau zu 
sichern. Unter der Jurisdiktion der Inter-
nationalen Meeresbodenbehörde werden 
vermutlich staatliche oder semistaatliche 
Firmen aus China, Indien oder Japan 
die ersten sein, die Meeresrohstoffe au-
ßerhalb ihrer jeweiligen ausschließlichen 
Wirtschaftszone147 abbauen werden. Aus 
deutscher Sicht wäre eine Fortführung und 
Ausweitung des Engagements, unter an-
derem die Entwicklung innovativer Tech-
nologien, somit aus rohstoffstrategischen 
Gründen in jedem Fall überlegenswert. 
Darüber hinaus könnte Deutschland von 
Anfang an darauf hinwirken, dass weltweit 
hohe Umwelt- und Sicherheitsstandards 
für den Meeresbergbau eingeführt werden, 
um die Ökosysteme der Meere zu schützen.

Das Modell der staatlichen För-
derung entspräche weitgehend dem in 
Abschnitt Diversifizierte Bezugsquellen 
beschriebenen Fall 1 für ein deutsches 
Bergbauunternehmen. Die dort dargestell-
ten Argumente, die aus wettbewerbsöko-
nomischer Sicht gegen eine solche staatli-
che Förderung sprechen, sind auch bei den 
marinen Rohstoffen gegen die rohstoffstra-
tegischen Gründe abzuwägen.

3.2.4	Lagerhaltung
Einen weiteren Hebel zur Reduktion von 
Versorgungsrisiken bietet die Lagerhal-
tung. Üblicherweise sind die Unterneh-
men selbst dafür verantwortlich, welche 
Rohstoffe sie – in Abhängigkeit von den 
aktuellen beziehungsweise erwarteten 
Weltmarktpreisen – in welchen Mengen 
und über welchen Zeitraum einlagern. Bei 
kritischen Rohstoffen kann jedoch auch 
der Staat ein Interesse daran haben, dass 

146	 International Seabed Authority 2014.
147	 Die ausschließliche Wirtschaftszone ist laut See-

rechtsübereinkommen der Vereinten Nationen eine 
zweihundert Seemeilen breite Zone entlang der 
Basislinie der Küste, in der der Küstenstaat souveräne 
Rechte zur Erforschung, Ausbeutung und Nutzung der 
lebenden und nichtlebenden Ressourcen des Meeres, 
des Meeresbodens und des Untergrundes besitzt (vgl. 
UNCLOS 1982, Art. 55-57).

ausreichend Reserven im Inland zur Ver-
fügung stehen. Für eine staatlich-strategi-
sche Vorratshaltung gibt es zwei denkbare 
Alternativen: Entweder die Industrie wird 
mithilfe von Zuschüssen oder Steueranrei-
zen bewogen, mehr Rohstoffe einzulagern, 
oder der Staat übernimmt selbst die zen
trale Lagerhaltung.

Programme für eine von Staat und 
Wirtschaft gemeinsam verantwortete 
Vorratshaltung strategischer Metalle 
gibt es etwa in Japan148 und Südkorea149. 
Allerdings könnte diese Art des Eingriffs 
als Subvention interpretiert werden, die 
bestimmten Unternehmen einen Vorteil 
verschafft. Nach dem Auslaufen der staat-
lichen Unterstützung zur Bevorratung 
könnten die Rohstoffe zudem sofort wieder 
weiterverkauft werden. Die gewünschte 
Wirkung, nämlich dass die Industrie über 
einen längeren Zeitraum Reserven bildet, 
um in Hochpreisphasen genügend Roh-
stoffe vorrätig zu haben, würde verpuffen.

Alternativ könnte der Staat selbst 
die zentrale Lagerhaltung übernehmen.150 
Analog zu den strategischen Erdölreserven 
des Bundes könnten auch kritische Metall-
rohstoffe über einen längeren Zeitraum 
unter staatlicher oder teilstaatlicher Ver-

148	 In Japan gibt es das Programm Rare Metals Stockpi-
ling. Es legt nationale Reserveziele fest, wonach der 
Staat Rohstoffe für 42 Tage und die Privatwirtschaft 
für 18 Tagen lagern sollen. Betroffen sind die Metalle 
Chrom, Kobalt, Mangan, Molybdän, Nickel, Vanadium 
und Wolfram. Die genauen Bestandshöhen der strate-
gischen Reserven sind aufgrund von Spekulationsge-
fahr nicht öffentlich bekannt (JOGMEC 2014). Zudem 
wird bei Gallium, Indium, Niob, Platin, Seltene Erden, 
Strontium und Tantal die Lage an den Rohstoffmärk-
ten beobachtet (TU Clausthal/BGR 2013, S. 75).

149	 Korean Resources Corporation (KORES) ist ein 
staatliches Energie- und Rohstoffunternehmen der ko-
reanischen Regierung, das weltweit Rohstoffe für die 
koreanische Wirtschaft sichert. KORES ist verantwort-
lich für den Einkauf von insgesamt acht strategischen 
Rohstoffen: Eisenerz, Zink, Bitumen, Kohle, Uran, 
Kupfer, Nickel, Seltene Erden und andere seltene 
Metalle. Die Organisation betreibt zudem Vorratsla-
gerhaltung für seltene Metalle (KORES 2013).

150	 Ende der 1970er Jahre gab es in der Bundesrepublik 
Deutschland den Plan, eine staatliche Vorratshaltung 
einzurichten. Die Lagerhaltung von Chrom, Mangan, 
Vanadium, Kobalt und Blauasbest sollte mit Unter-
stützung der Kreditanstalt für Wiederaufbau auf ein 
Jahr bei den Firmen ausgedehnt werden. Die Zinsen 
(geschätzt vierhundert Millionen DM) wollte der 
Bund übernehmen. Das Projekt wurde aufgrund von 
Sparplänen später nicht realisiert.
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waltung bevorratet werden. Der deutsche 
Staat – oder bei einer europäischen Lösung 
die EU – würde damit ins Rohstoffgeschäft 
einsteigen und aktiv zur Steigerung der Ver-
sorgungssicherheit beitragen. Ein solches 
Modell kommt beispielsweise in den USA 
zum Einsatz.151 Festzulegen wäre, wie und 
an wen die staatlichen Metallreserven im 
Fall einer knappen Versorgungslage aus-
gegeben werden würden. Denkbar wäre, 
dass strategisch wichtige Industriebereiche 
(beispielsweise bei Seltene-Erden-Magne-
ten Erbauer von Offshore-Windkraftanla-
gen, bei Platinmetallen nur industrielle An-
wendung und keine Schmuckherstellung) 
mit hohem Verbrauch bevorzugt von der 
strategischen Reserve profitieren könnten. 
Hierbei könnte man sich daran orientieren, 
welche Industriesektoren von der letzten 
Rohstoffkrise besonders hart getroffen 
wurden.

Nachteil dieser Art der Lagerhal-
tung wäre, dass der Staat mit Steuermit-
teln einen Teil der Aufgaben der Wirtschaft 
übernähme, die die mit dem Rohstoffhan-
del verknüpften wirtschaftlichen Entschei-
dungen in aller Regel schneller und effizi-
enter umsetzen kann als der Staat. Anders 
als beim Erdöl, bei dem man mit hoher 
Gewissheit davon ausgehen kann, dass es 
in den nächsten Jahren und Jahrzehnten 
wirtschaftsstrategisch wichtig bleibt, kön-
nen einzelne Metalle durch technologische 
Weiterentwicklungen innerhalb weniger 
Jahre ihre Bedeutung verlieren, während 
der Bedarf an anderen Metallen wächst. 
Die Gefahr, die falschen Metalle für die 
Lagerhaltung auszuwählen, wäre beim 
Staat sicherlich größer als bei einem Unter-
nehmen, das seinen eigenen zukünftigen 
Bedarf natürlich besser einschätzen kann. 

151	 DLA 2016.

Da die Lagerhaltung teuer ist,152 
würde der Staat ein erhebliches wirtschaft-
liches Risiko eingehen. Gleichzeitig könnte 
die Bereitschaft der Industrie geschmälert 
werden, selbst genügend vorzusorgen. Da-
durch würde der Effekt der Lagerhaltung 
reduziert werden.

Generell stellt sich dabei die Frage, 
ob und unter welchen Umständen eine 
staatliche Beteiligung an der Lagerhaltung 
aus volkswirtschaftlicher Sicht gerechtfer-
tigt ist. Wie in Abschnitt Strategische Roh-
stoffpolitik: Welche Rolle kann der Staat 
spielen? diskutiert, stellt ein physischer 
Lieferengpass, beispielsweise verursacht 
durch Exportverbote, ein echtes Markt-
versagen dar. Stark schwankende Preise 
hingegen sind nicht unbedingt Ausdruck 
von Marktversagen, sondern drücken le-
diglich eine hohe Unsicherheit bei der 
Preisfindung aus.

Eine staatliche Lagerhaltung zur Ab-
federung von Hochpreisphasen würde also 
kein Marktversagen im eigentlichen Sinne 
korrigieren, sondern vielmehr einen Me-
chanismus zur Preisglättung zur Verfügung 
stellen. Hierbei kauft der Staat in Niedrig-
preisphasen physisch Rohstoffe auf und la-
gert diese. In Hochpreisphasen werden die 
Rohstoffe dann an die Privatindustrie zu 
Preisen unterhalb der dann herrschenden 
Marktpreise weitergegeben. Sofern diese 
Preise die Kosten für die ursprüngliche 
Rohstoffbeschaffung, die Lagerhaltung, 
Verwaltung, Versicherung etc. und die 
entgangenen Zinsgewinne bei anderweiti-
ger Kapitalverwendung kompensieren, ist 
diese Maßnahme zwar für den Staat kos-
tenneutral darstellbar. Das Risiko besteht 
allerdings darin, dass der Einkauf der Roh-

152	 Der Wert eines Jahresverbrauches in Deutschland 
beträgt bei den potenziell kritischen Elementen 
Tellur und Indium sowie den potenziell kritischsten 
Seltenen-Erden-Elementen Neodym, Dysprosium und 
Praseodymium nach Expertenmeinung in Summe 
circa siebzig Millionen Euro. Bei den Platingruppen-
elementen Platin, Palladium und Rhodium hat nach 
Expertenmeinung ein Dreimonatsverbrauch bereits 
einen Wert von rund 160 Millionen Euro.
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stoffe nicht zu niedrigsten Preisen stattfin-
det oder die Kosten für die Lagerhaltung 
nicht ausreichend kompensiert werden, 
beispielsweise dann wenn die Preise nur 
sehr langsam steigen und die Lagerhaltung 
entsprechend lange anhält oder wenn sich 
der Bedarf der Privatindustrie als nicht 
hinreichend hoch erweist.

Zweifelsohne stellen extreme Preis-
schwankungen die Markteilnehmer, ins-
besondere solche mit Interesse an dem 
physischen Produkt (im Gegensatz zu spe-
kulativen Marktteilnehmern), vor beson-
dere Herausforderungen. In Abwesenheit 
eines Marktversagens ist jedoch auch hier 
zweifelhaft, ob Ausfallrisiken, die derzeit 
erfolgreich von Unternehmen getragen 
werden, auf den Staat beziehungsweise 
die Gesellschaft übertragen werden sollten. 
Denn der Sektor scheint sich ähnlich wie 
andere Sektoren mit vergleichbaren Cha-
rakteristika, etwa über Finanzinstrumente, 
gut absichern zu können. Ein Marktversa-
gen beispielsweise im Sinne einer Versor-
gungskrise ist derzeit nicht absehbar. Die 
gesellschaftlichen Kosten dürften den Nut-
zen daher im Moment übersteigen.

Anders ist die Situation zu bewerten, 
wenn – zum Beispiel durch Exportverbo-
te – physische Lieferengpässe drohen. Da 
in Zeiten von engen Lieferketten („Just in 
Time Delivery“) die Reichweite der gela-
gerten Rohstoffe in der Privatwirtschaft 
gering ist, sind die eigenen Reserven bei 
einem Lieferengpass rasch verbraucht. 
In diesem Fall sind die zu erwartenden 
volkswirtschaftlichen Kosten durch den 
Produktionsstopp hoch und ein staatlicher 
Eingriff in einer zielführenden Ausgestal-
tung könnte gerechtfertigt sein. Grundsätz-
lich können bi- und multilaterale Verträge 
und Handelsabkommen (insbesondere mit 
Sanktionsmechanismen) kosteneffizient 
eine starken rechtlichen Rahmen schaffen, 
um solche politisch induzierten Knapphei-
ten zu verhindern beziehungsweise zu re-
vidieren. Sie stellen daher eine First-Best-
Option dar.

Ist dies nicht möglich, so könnte 
eine staatliche Lagerhaltung als „letzter 
Beschaffer“ („Lender of Last Ressort“) die 
Produktionsfähigkeit temporär aufrecht-
erhalten. Beim Aufbau einer solchen staat-
lichen Notreserve müssten allerdings die 
Verteilung der Reserven sowie der Preis-
findungsmechanismus vorab festgelegt 
werden. Zu berücksichtigen ist zudem, 
dass eine solche Lagerhaltung, die nur in 
echten Notsituationen (also bei kompletten 
Lieferstopps) einspringen sollte, mit hoher 
Wahrscheinlichkeit verlustbringend arbei-
ten wird, da solche Situationen selten auf-
treten. Zudem kann sie nur temporär (ab-
hängig von der Größe des Lagers) Abhilfe 
schaffen, jedoch nicht dauerhaft.

Da die staatliche Lagerhaltung als 
„physische Versicherung“ für die Privat-
wirtschaft fungiert, wäre auch eine um-
fangreiche Beteiligung der Privatindustrie 
über eine Art Versicherungsprämie oder 
den Verkauf von Optionen auf Lieferung 
in Krisenzeiten denkbar. Besteht nach sol-
chen Optionen keine Nachfrage, ist davon 
auszugehen, dass die erwarteten Kosten 
eines etwaigen Lieferausfalls niedriger 
sein werden als die Kosten der staatli-
chen Bevorratung, sodass davon Abstand 
genommen werden sollte. Das Angebot 
von Optionen auf Lieferung in Notzeiten 
hätte zugleich den Vorteil, die Kosten der 
staatlichen Lagerhaltung auf die Nutznie-
ßer zu konzentrieren und diese nicht der 
Allgemeinheit anzulasten. Ferner kann 
durch die Nachfrage nach den Optionen 
sowohl die Auswahl der vorzuhaltenden 
Rohstoffe als auch deren Menge durch 
Beteiligung der Industrie bedarfsgerecht 
gesteuert werden. Unterbleibt ein solcher 
Steuermechanismus, besteht die Gefahr, 
dass die Produkte der staatlichen Lagerhal-
tung nicht dem Bedarf der Privatwirtschaft 
in Art, Menge und Qualität entsprechen.

Sollte hingegen aus staatlichen La-
gern auch in Situationen verkauft wer-
den, in denen lediglich die Preise als hoch 
wahrgenommenen werden, so droht die 
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Gefahr, dass Preisspitzen und Preistäler 
in der jeweils aktuellen Situation falsch 
eingeschätzt werden und etwa bei weiter 
steigenden (oder fallenden) Preisen „zu 
früh“ verkauft (oder bevorratet) wird. Zu-
dem droht, wie auch bei einem staatlichen 
Bergbauunternehmen, die Gefahr der in-
effizienten Bewirtschaftung aufgrund der 
prinzipiellen Anreiz- und Kontrollproble-
me in staatlichen Unternehmen und Or-
ganisationen.

Aufgrund der zwangsweise limitier-
ten Größe von solchen Lagern ist daher 
ähnlich zweifelhaft, ob die Versorgungs-
sicherheit auch mittelfristig überhaupt 
verbessert werden könnte. Ist Lagerung 
im größeren Umfang möglich und fällt 
der Betrieb der Lager einem staatlichen 
Unternehmen zu, gilt auch hier die nicht 
unerhebliche Gefahr, dass starke Anrei-
ze bestehen, Angebotsmengen bewusst 
knapp zu halten, um hohe Oligopolpreise 
zu verlangen. Dies wiederum könnte die 
kurzfristigen Verbesserungen bei der Ver-
sorgungssicherheit überkompensieren. 
Diese verschiedenen Kosten würden dann 
ultimativ den Steuerzahlern angelastet.

3.3	 Ressourceneffizienz 

Während die bisher vorgestellten Maßnah-
men zur Sicherung der Rohstoffeffizienz 
auf der Angebotsseite ansetzen, müssen 
bei der Betrachtung der Rohstoffeffizienz 
Angebot und Verbrauch betrachtet werden, 
außerdem die Gewinnungsprozesse selbst. 
Die Abhängigkeit von kritischen Rohstof-
fen kann auch verringert werden, indem 
der Verbrauch reduziert wird. Eine effizi-
ente Rohstoffgewinnung kann auch dazu 
beitragen, Energie- und Wasserverbrauch 
und andere Umweltfolgen zu verringern.

3.3.1	Exploration, Abbau und Aufbereitung
Da in der Regel zunächst diejenigen Lager-
stätten genutzt werden, aus denen sich die 
Rohstoffe am einfachsten und kostengüns-
tigsten gewinnen lassen, nehmen im Laufe 

der Zeit die Metallgehalte in den abgebau-
ten Lagerstätten immer weiter ab und die 
Erze werden komplexer in ihrer Zusam-
mensetzung. Erkundung und Abbau der 
Rohstoffe werden dementsprechend tech-
nisch aufwendiger und kostenintensiver. 
Um den steigenden Bedarf an Hightech-
Metallen in Zukunft trotzdem decken zu 
können, müssen die technischen Verfahren 
für Exploration und Abbau der Rohstoffe 
kontinuierlich weiterentwickelt werden. 
Die Gründe dafür liegen auf der Hand: 
Zum einen können schwer zugängliche 
Rohstoffvorkommen zum Teil erst durch 
den Einsatz neuer Fördertechnologien ab-
gebaut werden. Ein Beispiel sind Rohstoffe 
aus dem Meeresbergbau (marine Rohstof-
fe) und andere Lagerstätten in großen Tie-
fen, für die geeignete Fördertechnologien 
noch entwickelt und getestet werden müs-
sen. Zum anderen kann man den steigen-
den Kosten durch schlechtere Lagerstätten 
nur durch eine fortlaufende Verbesserung 
der Fördertechnologien entgegenwirken. 
Ohne eine laufende technische Optimie-
rung wäre es nicht möglich gewesen, die 
realen Preise für viele Rohstoffe über die 
letzten hundert Jahre in etwa konstant zu 
halten.153 

Auch im Hinblick auf die Umwelt-
verträglichkeit sind kontinuierliche Wei-
terentwicklungen der technischen Verfah-
ren notwendig. Denn: Je feinkörniger und 
komplexer die Erze sind, desto mehr Ener-
gie wird benötigt, um sie aufzubereiten. 
Ohne technische Weiterentwicklung würde 
der Energiebedarf immer weiter steigen, 
wenn zunehmend schlechtere Lagerstät-
ten genutzt werden müssen. Der Bergbau 
verursacht bereits heute circa acht Prozent 
des Weltenergiebedarfs beziehungsweise 
CO2-Ausstoßes.154 Wenn jedoch Energie-
aufwand und CO2-Emissionen bereits 
beim Abbau der metallischen Rohstoffe 
sehr hoch sind, relativiert sich damit auch 
der Vorteil der „grünen Technologien“, die 

153	 Angerer et al. 2016, Abb. 3.2.2.
154	 Angerer et al. 2016.
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aus den Metallen hergestellt werden. Das 
heißt, je energieintensiver die Rohstoffge-
winnung am Anfang der Produktionskette 
ist, desto geringer ist der Umweltvorteil 
der Erneuerbare-Energien-Anlage. 

Zu einem nachhaltigen Bergbau ge-
hört auch Vorsorge für die Zeit nach Been-
digung des Förderbetriebs. So sollte dafür 
Sorge getragen werden, dass sich wieder 
intakte Ökosysteme etablieren können, 
das Land wieder genutzt werden kann und 
keinerlei Gefahren von dem stillgelegten 
Bergwerk ausgehen. Da dies in der Vergan-
genheit nicht immer geschehen ist, gilt es 
auch, bestehende Bergbaufolgeschäden zu 
beseitigen. Eine vorbildliche Beseitigung 
der Spuren des Bergbaus kann zu einer 
größeren gesellschaftlichen Zustimmung 
für Bergbauprojekte („Social License to 
Operate“) beitragen. 

Da die Metalle meist außerhalb 
Deutschlands abgebaut werden, betreffen 
die Umweltfolgen oft andere Länder. Wenn 
beispielsweise der Abbau von Seltenen Er-
den in China für den Einsatz von Wind-
kraftanlagen in Deutschland zu massiven 
Umweltschädigungen in China führt, dann 
relativiert sich der ökologische Nutzen der 
Anlagen erheblich.155 Das Gleiche gilt auch 
für andere Regionen, in denen mit einfa-
chen technologischen Mitteln unter hohem 
Energieaufwand Rohstoffe gefördert wer-
den, die anschließend in den westlichen 
Industriestaaten genutzt werden. 

Handlungsoptionen, um die Roh-
stoffgewinnung kosteneffizienter und um-
weltverträglicher zu machen, liegen zum 
einen in der Förderung von Forschung 
und Entwicklung für effizientere Tech-
nologien. Zum anderen kann die Politik 
dazu beitragen, dass effiziente Tech-
nologien auch weltweit zum Einsatz 
kommen. 

155	 Yang et al. 2013.

Die größten Potenziale, neue Lager-
stätten zu entdecken, liegen in der Tiefe. 
Neue Explorationsverfahren können 
helfen, diese Vorkommen zu erschließen. 
Für tiefliegende Vorkommen werden Sys-
teme entwickelt, mit denen elektromag-
netische Signale mehrere hundert Meter 
tief in den Boden eindringen können (zum 
Beispiel Audiofrequenzmagnetik). Die der-
zeitigen Verfahren ermöglichen Eindring-
tiefen von rund 600 Metern. Künftig sol-
len die Signale in bis zu 1.000 Meter tiefe 
Gesteinsschichten eindringen können.156 

Wie auch in anderen Industriesekto-
ren werden im Bergbau die Verfahren der 
Robotisierung und Vernetzung mitt-
lerweile stärker genutzt. Dadurch können 
Kosten eingespart werden.157 In Zukunft 
könnten zunehmend ferngesteuerte Berg-
baumaschinen zum Einsatz kommen, die 
an Stellen vordringen können, die für Men-
schen zu gefährlich wären. Einige Fachleu-
te gehen davon aus, dass die Bergwerke der 
Zukunft an der Oberfläche weitgehend un-
sichtbar, vollautomatisiert, hoch effizient, 
umweltfreundlich und zudem menschen-
leer sein werden.158

Der Verbrauch von Süßwasser 
kann reduziert werden, indem brackisches 
oder salziges Wasser genutzt wird. Die 
Klimabilanz von Bergbauunternehmen 
ließe sich verbessern, indem die Produktion 
an das schwankende Angebot von Strom aus 
Sonne und Wind angepasst würde. Denkbar 
ist, dass Unternehmen gezielt preisgünsti-
gen überschüssigen Wind- und Solarstrom 
einsetzen, um Erze mit besonders niedrigen 
Metallgehalten aufzubereiten.159 

156	 Angerer et al. 2016
157	 McKinsey 2015-2.
158	 Lieberwirth 2015; Arvidsson 2005. Im Flussspat-

Bergwerk Niederschlag erfolgt schon heute ein großer 
Teil der Aufbereitung unter Tage (Sächsisches Ober-
bergamt 2014).

159	 Schon heute arbeiten viele Tagebaue mit zwei Erzhal-
den unterschiedlicher Qualität, um auf schwankende 
Rohstoffpreise zu reagieren.
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Im Rahmen der bilateralen Ent-
wicklungszusammenarbeit könnte 
Deutschland zu einer weltweiten Förde-
rung eines energieeffizienteren und öko-
logischeren Bergbaus beitragen. Ziel ist 
es, dass Deutschland dabei eine globale 
Vorbildfunktion einnimmt und technologi-
sche Unterstützung in den Partnerländern 
leistet, zum Beispiel durch die Förderung 
energetischer Effizienzmaßnahmen im 
Bergbau. 

Verschiedene Maßnahmen zur Stei-
gerung der Effizienz in den Bereichen Er-
kundung, Abbau, Aufbereitung und Wie-
dergewinnung von Rohstoffen werden 
bereits im Rahmen des Forschungsförder-
programms r4 − Innovative Technologien 
für Ressourceneffizienz − Forschung zur 
Bereitstellung wirtschaftsstrategischer 
Rohstoffe sowie in der deutschen High-
tech-Strategie160 des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung genannt. Folg-
lich ist die effiziente Rohstoffgewinnung 
nicht nur ein technisches, sondern auch 
ein zentrales politisches Thema. Durch den 
steigenden Rohstoffbedarf wird Ressour-
ceneffizienz in Zukunft immer wichtiger. 
Die Politik kann hier einen wichtigen Bei-
trag leisten. Sie kann zum einen die Ent-
wicklung energieeffizienter und umwelt-
schonender Technologien fördern und zum 
anderen den Einsatz dieser Technologien 
international stärken. Dadurch könnten 
gerade in Entwicklungsländern die öko-
logischen Folgen des Bergbaus minimiert 
werden.

3.3.2	Nutzung in Industrie und Haushalten
Die Effizienz der Nutzung von Rohstoffen 
kann im Wesentlichen in zwei Bereichen 
erhöht werden: zum einen bei den End-
verbrauchenden, die durch ihre Kaufent-
scheidungen den Bedarf an Geräten (zum 
Beispiel Autos, Mobiltelefone) bestimmen, 
und zum anderen in der Industrie, wo über 
die Produktionsverfahren der Rohstoffbe-

160	 BMBF 2012.

darf für der Herstellung der Geräte beein-
flusst werden kann.

In der Industrie kommen in erster 
Linie technische Maßnahmen zur Erhö-
hung der Materialeffizienz sowie Substi-
tutionsmaßnahmen infrage. Von Materi-
aleffizienz spricht man, wenn bei einem 
Produkt das verbrauchte Material in ei-
nem effizienten (sparsamen) Verhältnis 
zum Nutzen steht. Bei der Substitution 
wird ein Material oder Element durch ein 
anderes ersetzt (Materialsubstitution). Ein 
möglicher Grund dafür ist, dass bestimm-
te Materialien teurer oder schwieriger zu 
beschaffen sind. So werden zum Beispiel 
in der Automobilindustrie bei bestimmten 
Komponenten Permanentmagnete mit Sel-
tenen Erden (Neodym-Eisen-Bor-Verbin-
dung) durch Ferritmagnete ersetzt. Diese 
sind zwar leistungsschwächer, kommen 
aber ohne Seltene Erden aus.161 

Der Einfluss der Privatverbrau-
cher auf den Rohstoffbedarf ist vor al-
lem ein gesellschaftliches Thema. Jeder 
Konsument nutzt in der Regel zahlreiche 
Elektro- und Elektronikgeräte, die viele 
metallische Rohstoffe enthalten. Die der-
zeitigen Konsummuster führen dazu, dass 
die Nutzungsdauer von Elektrogeräten 
immer kürzer wird.162 Durch Änderungen 
des Konsumverhaltens kann also jeder Ver-
braucher zu einem sparsamen Umgang mit 
Rohstoffen beitragen (weniger Geräte kau-
fen; rohstoffeffizientere und gut recycelba-
re Technik kaufen; Geräte bis zum Ende 
ihrer Lebensdauer nutzen und gegebenen-

161	 ERECON 2015, S. 26.
162	 Verstärkt wird dieser Effekt nicht nur durch medial 

verbreitete Konsummuster, sondern zusätzlich durch 
eine Produktionskultur, die mehr auf Masse als auf 
Klasse beziehungsweise langlebige Qualität setzt. 
Immer wieder steht dabei auch der Vorwurf der „ge-
planten Obsoleszenz“ im Raum, bei dem die Industrie 
bewusst materialspezifische Schwachstellen in ihre 
Produkte einbaut, damit diese schneller kaputtgehen 
und schneller ersetzt werden müssen (UBA 2016).
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falls reparieren lassen163; aussortierte, noch 
funktionsfähige Geräte verschenken oder 
verkaufen).

Der Politik steht eine Reihe von Ins-
trumenten zur Verfügung, um ein nachhal-
tiges Konsumverhalten zu fördern. Dazu 
zählen unter anderem Informationskam-
pagnen, Eingriffe in die Entscheidungs-
architektur164, Einflüsse auf die Produkt-
preise (zum Beispiel durch Steuern) und 
ordnungspolitische Maßnahmen, also Ver-
bote oder Anordnungen.165 

Ein mögliches „hartes“ Instrument 
des Staates, um die Rohstoffnutzung effi-
zienter zu gestalten, ist eine Ressourcen-
steuer. Sowohl in der Wissenschaft166 als 
auch der Politik167 hat diese Idee Verfech-
terinnen und Verfechter und wird immer 
wieder diskutiert. Indem die Energie- und 
Primärressourcen mit einem bestimmten 
Prozentsatz besteuert werden, sollen die 
Preise stabilisiert und der Ressourcenver-
brauch der Wirtschaft insgesamt verringert 
werden. Dies soll zum einen die Umwelt 
schonen und zum anderen Anreize für 
die Entwicklung einer fortschrittlicheren 
Kreislaufwirtschaft schaffen. 

Als weiteres Argument für die Res-
sourcensteuer wird hervorgehoben, dass die 
Umweltkosten in den Rohstoffpreisen nicht 
enthalten sind, die Preise also niedriger 
sind als die tatsächlichen volkswirtschaft-
lichen Kosten, die durch die Rohstoffge-
winnung und Nutzung verursacht werden. 
Durch eine Rohstoffsteuer könnten diese 

163	 Konzepte wie das „Fairphone“, die auf möglichst 
transparente Herstellungsprozesse setzen und bei 
denen die verbauten Komponenten modular ausge-
tauscht werden können, sind sinnvolle Ansätze, um 
den Materialeinsatz zu verbessern und die Lebensdau-
er elektronischer Geräte zu verlängern.

164	 Ein Beispiel für die Entscheidungsarchitektur, um 
Recycling zu fördern, sind Sammelbehälter an Orten, 
die der Verbraucher ohnehin aufsucht, zum Beispiel in 
Drogeriemärkten, Supermärkten oder Bäckereien.

165	 Einen Überblick über verschiedene verbraucherpoliti-
sche Maßnahmen in Bezug auf die Energiewende gibt 
Renn 2015.

166	 Weizsäcker 2016.
167	 Bündnis 90/Die Grünen 2015.

externen Kosten eingepreist werden.168 Im 
Vereinigten Königreich, Dänemark und 
Schweden werden beispielsweise aus die-
sem Grund Ressourcensteuern auf primäre 
Baurohstoffe erhoben und haben dort im 
Zusammenspiel mit weiteren Politikmaß-
nahmen dazu beigetragen, dass mehr Re-
cycling-Baurohstoffe verwendet werden.169

Allerdings sollte berücksichtigt 
werden, dass es in Bezug auf den Wert der 
Rohstoffe eine Hierarchie gibt. Im Sinne 
der Energiewende sind Energierohstoffe 
höherwertig als die Massenrohstoffe für 
die Bauindustrie. So könnte eine Steuer 
auf Baurohstoffe am Ende der Hierarchie 
dazu führen, dass Gebäude weniger gut 
isoliert werden, da sie Gebäudeisolierung 
relativ zu Energieverlusten verteuert. Im 
schlimmsten Fall kann die Steuer also 
dazu führen, dass Baurohstoffe durch ei-
nen Mehreinsatz von Energierohstoffen 
substituiert werden. Dies wäre im Sinne 
des Klimaschutzes kontraproduktiv. Ob 
dieser Fall eintritt, hängt unter anderem 
von den geltenden bautechnischen Anfor-
derungen ab.

Obwohl das Ziel einer weniger res-
sourcenabhängigen Wirtschaft als solches 
begrüßenswert ist, ist die tatsächliche Len-
kungswirkung einer Ressourcensteuer für 
metallische Rohstoffe umstritten. Grund-
sätzlich entwickeln sich Rohstoffpreise zy-
klisch, was bedeutet, dass die Preise nach 
einer bestimmten Zeit wieder steigen und 
fallen (Preisvolatilität). Das heißt, dass die 
Entscheidung für eine Ressourcensteuer 
die Gesamtbreite der Preisschwankungen 
berücksichtigen muss, wenn sie zu einer 
Preisstabilisierung führen soll. Bisher 
sind jedoch alle Preisstabilisierungsmaß-
nahmen auf dem Rohstoffmarkt (zum Bei-
spiel Zinn- oder Kautschukabkommen170) 

168	 Meyer 2012.
169	 Meyer 2012.
170	 Bei diesen Abkommen wurde versucht, über Export-

quoten und einen Stockpile, der antizyklisch Käufe 
und Verkäufe tätigen wollte, die Preise zu stabilisieren 
(Gocht 1983, S. 168–175).
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fehlgeschlagen. Auch die Idee im Rahmen 
des Integrierten Rohstoffprogrammes 
der Konferenz der Vereinten Nationen für 
Handel und Entwicklung (United Nations 
Conference on Trade and Development) 
für eine Reihe von Rohstoffen zu versu-
chen, Preise zu stabilisieren, wurde nach 
dem Scheitern des Zinnabkommens 1985 
nicht weiter verfolgt.171

Zudem werden erfahrungsgemäß 
bedeutende Durchbrüche bei Material-
einsparungen meist in Zeiten sehr hoher 
Rohstoffpreise, wie zum Beispiel des Preis
peaks bei den Seltenen Erden 2010/11, 
erreicht. Eine „mäßige“ Besteuerung von 
Ressourcen würde daher wahrscheinlich 
keinen signifikanten Einspareffekt erzie-
len.172 Eine Steuer, die hoch genug ist, um 
auch in Phasen niedriger Marktpreise Res-
sourceneffizienz anzureizen, würde aber 
insbesondere in Zeiten hoher Marktpreise 
die Wirtschaft sehr stark belasten. 

Wenn die Steuer in erster Linie zum 
Ziel hat, die Umweltkosten der Rohstoff-
gewinnung einzupreisen, wäre eine Steuer 
pro Tonne Rohstoff wenig zielgenau. Denn 
die Umweltfolgen der Gewinnung eines 
Rohstoffs können sich von Bergwerk zu 
Bergwerk erheblich unterscheiden. Eine 
Ressourcensteuer müsste zudem global 
erhoben werden. Ansonsten entstünden 
Nachteile für einzelne Nationen, speziell für 
exportorientierte Länder wie Deutschland. 
Angesichts der unterschiedlichen Interes-
sen zwischen Entwicklungs-, Schwellen- 
und Industrieländern sowie ungeklärter 
Zuständigkeiten auf internationaler Ebene 
ist die Einigung auf eine globale Ressour-
censteuer zurzeit unwahrscheinlich. 

171	 Gocht et al. 1988, S. 198–200.
172	 So konnte beispielsweise für Benzin „Für längere Zeit-

räume und Zeitreihen […] kein signifikanter Einfluss 
des Preises auf die Kraftstoffnachfrage nachgewiesen 
werden“ (Hautzinger/Mayer 2004, S. 177).

3.4	 Internationale Rohstoffpolitik

Internationale Rohstoffpolitik verfolgt im 
Wesentlichen zwei Ziele:

•	 die eigene rohstoffverbrauchende In-
dustrie bei der Rohstoffsicherung im 
Ausland zu unterstützen sowie

•	 die weitweiten Rahmenbedingungen zu 
verbessern, indem offene und transpa-
rente Märkte geschaffen und einheitli-
che, hohe Umwelt- und Sozialstandards 
im Bergbau und der Aufbereitung der 
Rohstoffe etabliert werden.

Instrumente, um diese Ziele zu erreichen, 
können auf bilateraler und multilateraler 
beziehungsweise globaler Ebene ansetzen. 

3.4.1	Globale Ansätze
Hinsichtlich einer umwelt- und sozialver-
träglichen Rohstoffgewinnung sind für 
Deutschland als Rohstoffimporteur vor 
allem die Bedingungen außerhalb des Lan-
des maßgebend. Auf multilateraler Ebene 
wurden in der Vergangenheit zahlreiche 
ordnungspolitische Optionen erwogen, 
wie mit Rohstoffen besser, gerechter und 
nachhaltiger umgegangen werden kann. Zu 
diesen Ansätzen zählen:

•	 Steuerung durch internationale 
Sachverständigengremien: zum 
Beispiel International Resource Panel 
des United Nations Environment Pro-
gramme (2007)

•	 Entwicklung eines globalen Roh-
stoffrechts: zum Beispiel Neukon-
zeption der World Trade Organization 
(WTO)-Abkommen, Regulierung von 
„Common Pool Resources“ (2005), 
überregionale Regulierung der Res-
sourcennutzung (International Insti-
tute for Sustainable Development)

•	 Nachhaltigkeitsstrategien: zum 
Beispiel Sustainable Development 
Roadmap for the WTO (2009)
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•	 Globale Rohstoffverwaltung:  zum 
Beispiel in Form eines internatio-
nalen Metall-Covenants173 über eine 
„Materialverantwortung“ („Materials 
Stewardship“)174

•	 Globale Umwelt- und Sozialstan-
dards in der Rohstoffindustrie: 
zum Beispiel The International Council 
on Mining and Metals (ICMM) (2001)

•	 Steuerung durch Transparenz: 
zum Beispiel Extractive Industries 
Transparency Initiative (EITI) (2002); 
„Publish What You Pay“ (2002)

Angesichts der hohen wirtschaftlichen 
Bedeutung von Rohstoffen sowohl für die 
Produzenten- als auch für die Importländer 
wäre eine globale Einigung zum Umgang 
mit Rohstoffen und einheitlich hohen Um-
welt- und Sozialstandards sicherlich sehr 
wünschenswert. Die Ansätze einer globalen 
Ressourcenpolitik haben sich aber bisher 
insgesamt als wenig beziehungsweise nicht 
durchsetzungsfähig erwiesen. Angesichts 
der verschiedenen, derzeit unvereinbaren 
Interessen von Staaten und Unternehmen 
sowie dem Fehlen einer globalen supra-
nationalen Rechtssetzungs- und Kontroll
instanz wird es auf absehbare Zeit keine 
globale Ressourcenpolitik geben. 

Auch auf EU-Ebene sind die Inter-
essen der Mitgliedstaaten zu heterogen. Da 
die Mitgliedstaaten und deren Unterneh-
men Konkurrenten auf den Rohstoffmärk-
ten sind, ist eine koordinierte Politik zur 
gemeinsamen Rohstoffsicherung schwierig 
zu realisieren. Obwohl eine europäische 
Rohstoffstrategie und verschiedene Initi-
ativen und Einzelmaßnahmen in den letz-
ten Jahren auf den Weg gebracht worden 

173	 Covenants sind privatrechtliche Verträge, die zwi-
schen öffentlichen Stellen und rohstoffverarbeitender 
Industrie abgeschlossen werden. Neben verbindlichen 
Zielvorgaben, die zwischen den Beteiligten ausgehan-
delt werden, enthalten sie Sanktionsmechanismen 
bei Nichterreichung der Ziele als Möglichkeiten zur 
Anpassung der Inhalte bei veränderten Rahmenbedin-
gungen.

174	 Bleischwitz 2009, S. 154.

sind175, ist eine gemeinsame europäische 
Rohstoffpolitik in nächster Zeit nicht zu 
erwarten. 

Im Rahmen der EU-Handelspolitik 
setzt sich Deutschland auf bi- und mul-
tilateraler Ebene für die Beseitigung von 
Handelshemmnissen und Wettbewerbs-
zerrungen ein. Mithilfe der Welthandelsor-
ganisation wurden zum Beispiel erfolgrei-
che Klageverfahren gegen China aufgrund 
seiner diskriminierenden Exportpolitik 
bei metallischen Rohstoffen eingeleitet.176 
Die Streitschlichtungsverfahren auf WTO-
Ebene sind jedoch langwierig und wirken 
auch im Erfolgsfalle nur unzureichend als 
rechtliches Absicherungsinstrument bei 
ausländischen Rohstoffvorhaben. Als flan-
kierender Rahmen verlieren multilaterale 
Abkommen dennoch nicht ihre Bedeutung. 
Sie verkörpern das langfristige Ziel eines 
weltweiten gerechten und nachhaltigen 
Umgangs mit Rohstoffen. Hierbei wäre ein 
Ausbau des kontinuierlichen Monitorings 
von globalen Wettbewerbsverzerrungen, 
wie es ansatzweise bei der OECD und der 
EU bereits durchgeführt wird, besonders 
hilfreich.

3.4.2	Bilaterale Ansätze
Ein weniger umfassender, aber prakti-
kablerer Ansatz sind bilaterale Roh-
stoffabkommen und Rohstoffpart-
nerschaften im Rahmen der nationalen 
Rohstoffpolitik. Bilaterale Abkommen kön-
nen den Zugang zu Lagerstätten im Aus-
land für die Industrie erleichtern und dazu 
beitragen, die benötigten Metallrohstoffe 
in ausreichenden Mengen zu bezahlbaren 
Preisen zu beziehen. Sie sind schneller 
implementierbar als größere multilaterale 
Abkommen und daher zumindest kurz- bis 
mittelfristig eher erfolgsversprechend. Zu-
sätzlich zur Stabilisierung der Rohstofflie-
ferbeziehungen können dadurch weitere 
gemeinsame Ziele der beteiligten Länder 
verfolgt werden, zum Beispiel Arbeitsplatz-

175	 EC 2008, EC 2010, EC 2011, EC 2014-5.
176	 WTO 2014.
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sicherheit, Ressourcen- und Klimaschutz 
und Rohstoffeffizienz. Bilaterale Rohstoff-
partnerschaften eignen sich in der Regel 
jedoch nur für Länder, die gewisse gemein-
same Interessen haben, da die Abkommen 
ansonsten nur schwer umzusetzen sind. 

Deutschland hat bereits drei bila-
terale Rohstoffpartnerschaften (Mongolei 
2011, Kasachstan 2012, Peru 2014) und eine 
Kooperationsvereinbarung (Chile 2013) 
geschlossen. Die Rohstoffpartnerschaften 
verfolgen das Ziel, Rohstoffe aus den Part-
nerländern für die deutsche Wirtschaft zu 
sichern und gleichzeitig die Kooperation im 
Industrie- und Technologiebereich zu stär-
ken. Die Etablierung nachhaltiger Umwelt- 
und Sozialstandards in den Partnerländern 
spielt ebenfalls eine Rolle. 

Die vertraglichen Vereinbarungen 
lassen sich jedoch nicht immer problem-
los umsetzen, wie das 2011 geschlossene 
Rohstoffabkommen mit der Mongolei177 
beispielhaft zeigt. So haben deutsche Fir-
men bislang keine größeren Investitionen 
im mongolischen Bergbausektor getätigt. 
Dies ist auch künftig nicht zu erwarten, 
da insbesondere die politisch-rechtlichen 
Rahmenbedingungen für ausländische Un-
ternehmen (Rechtsunsicherheit, ineffizien-
te Bürokratie, Regelungen für ausländische 
Fachkräfte178) nach wie vor ungünstig sind. 
Hinzu kommt, dass die Infrastruktur in der 
Mongolei mangelhaft ist und das Land weit 
entfernt von Häfen liegt. All dies erschwert 
die Förderung und den Handel mit Roh-
stoffen. 

Rohstoffabkommen können immer 
nur ein flankierendes Unterstützungsange-

177	 Rohstoffabkommen Mongolei 2011.
178	 Laut Artikel 43.1 des Minerals Law of Mongolia (Fas-

sung vom 30.10.2006) dürfen nur bis zu zehn Prozent 
ausländische Mitarbeiter in einer in der Mongolei 
registrierten Firma beschäftigt sein. Überschreitet 
die Mitarbeiterzahl diese Zehn-Prozent-Quote, muss 
das Unternehmen für jede weitere ausländische 
Mitarbeiterin oder jeden weiteren ausländischen 
Mitarbeiter jeden Monat den zehnfachen monatlichen 
Mindestlohn an den Staat zahlen (The Minerals Law 
of Mongolia 2006).

bot für die Industrie darstellen, konkrete 
Lieferverträge und -konditionen müssen 
die Unternehmen selbst aushandeln. Da-
mit die staatlichen Maßnahmen Wirkung 
zeigen, müssen sie von der Industrie an-
genommen werden. Eine Voraussetzung 
für ihre Wirksamkeit ist, dass die Indus
trie sich generell in der Rohstoffsicherung 
engagieren will. Zudem müssen die Roh-
stoffabkommen gut auf die Bedürfnisse der 
Unternehmen zugeschnitten sein. 

3.4.3	Zentraler Ansprechpartner für 
Rohstofffragen
Das Beispiel Mongolei zeigt auch, dass die 
Abstimmung zwischen Politik und Wirt-
schaft verbessert werden muss, damit 
die politischen Vereinbarungen aufgrund 
des Fernbleibens der Wirtschaft nicht 
weitgehend wirkungslos bleiben. Um die 
Rohstofffragen zwischen Politik und Wirt-
schaft zukünftig stringenter zu fokussieren 
und zu organisieren, wäre ein zentraler 
Ansprechpartner für Rohstofffragen 
eine Möglichkeit. Denkbar wäre zum Bei-
spiel die Einrichtung des Postens ei-
nes Staatssekretärs beziehungsweise 
einer Staatssekretärin oder eines Be-
auftragten auf Staatssekretärsebene 
für Rohstofffragen. Diese Ansprechper-
son könnte die verschiedenen politischen 
Zuständigkeitsbereiche effizienter als bis-
her zusammenführen und deutsche Roh-
stoffinteressen im Ausland mit Nachdruck 
vertreten. Als zentraler Ansprechpartner 
könnte er bei rohstoffstrategischen, aber 
auch bei Umwelt- und Sozialfragen auf eine 
engere Abstimmung mit der Wirtschaft 
und zivilgesellschaftlichen Organisationen 
hinwirken. Auch auf europäischer Ebene 
könnte dadurch die Kooperation zwischen 
den EU-Mitgliedstaaten in Rohstofffragen 
gestärkt werden. 

3.4.4	Transparenzmechanismen 
Bei vielen Rohstoffen sind die globalen 
Produktions- und Lieferketten oft in-
transparent. Gerade bei Rohstoffen aus 
Konf﻿liktgebieten, in denen bewaffnete 
Gruppen vom Abbau und Handel profitie-
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ren, ist schwer nachzuvollziehen, woher 
sie eigentlich stammen und unter welchen 
Bedingungen sie gefördert und verarbeitet 
wurden. Unternehmen, die ihre Rohstoffe 
aus Krisengebieten beziehen, unterstützen 
damit indirekt die Geschäfte von Rebellen 
und korrupten Regierungen – zum Nach-
teil der lokalen Bevölkerung. 

Um Unternehmen stärker in die 
Pflicht zu nehmen und Handels- und Pro-
duktionsprozesse offenzulegen, sind ver-
bindliche Transparenzmechanismen 
ein geeignetes politisches Instrument. 
Dazu hat es in den vergangenen Jahren auf 
internationaler Ebene bereits eine Reihe 
von Initiativen179 gegeben, die verschiedene 
Rohstoffe umfassen und auf unterschiedli-
chen Ebenen ansetzen. 

Die zurzeit wichtigste Transpa-
renzinitiative bei den metallischen Roh-
stoffen ist der im Jahr 2010 in den USA 
verabschiedete Dodd-Frank Wall Street 
Reform and Consumer Protection Act 
(kurz: Dodd-Frank Act).180 Artikel 1502 
des Dodd-Frank Act verlangt von Unter-
nehmen, die an der US-Börse notiert sind, 
einen jährlichen Bericht darüber, ob ihre 
Produkte „Konfliktmineralien“181 aus der 
Demokratischen Republik Kongo (DR 
Kongo) und/oder den Nachbarstaaten ent-
halten. Das Ziel ist es, die Lieferketten von 
Unternehmen transparenter zu machen 

179	 Eine der bekanntesten ist der Kimberley-Prozess, 
der seit 2003 den Handel mit sogenannten „Blut
diamanten“ mithilfe staatlicher Herkunftszertifikate 
unterbinden soll. Die Initiative wird von Staaten, 
internationalen Nichtregierungsorganisationen und 
der Diamantenindustrie getragen und erfasst nach 
eigenen Angaben mehr als 99 Prozent der globalen 
Rohdiamantenproduktion (Kimberley Process 2016). 
Die Effizienz dieses Systems wurde jedoch in den letz-
ten Jahren von Beobachtern wie der internationalen 
Nichtregierungsorganisation Global Witness infrage 
gestellt, da es Regelungslücken aufweist und die tat-
sächliche Umsetzung zu sehr von den teilnehmenden 
Staaten abhängt und nur schwer von unabhängigen 
Stellen überprüft werden kann (Global Witness 2010; 
Global Witness 2013). 

180	 Dodd-Frank Act 2010.
181	 Laut Dodd-Frank Act, Artikel 1502 sind „Konfliktmi-

neralien“ definiert als Columbit-Tantalit (Niob-Tantal) 
oder Coltan, Kassiterit (Zinn), Gold, Wolframit oder 
deren Derivate (Dodd-Frank Act 2010, Artikel 1502, 
S. 2218). Oft werden sie zusammengefasst als Tantal, 
Wolfram, Zinn und Gold.

und zu mehr Verantwortung und Sorgfalt 
im Rohstoffhandel beizutragen. Durch das 
Risiko eines Reputationsverlusts sollen 
Unternehmen auf diese Weise bewogen 
werden, künftig keine Rohstoffe mehr aus 
den Konfliktgebieten in Zentralafrika zu 
beziehen. Dadurch soll die Finanzierung 
bewaffneter Gruppen durch den illegalen 
Mineralienhandel eingedämmt werden. 

Die bisherige Bilanz des Dodd-
Frank Act wird unterschiedlich bewertet. 
Einige sehen das Gesetz positiv, da in der 
Folge die globalen Lieferketten ein Stück 
weit transparenter geworden sind. Zudem 
habe sich der Einfluss bewaffneter Grup-
pen in einigen Bergbauregionen der DR 
Kongo verringert, was zu einer teilweisen 
Verbesserung der Sicherheitslage in die-
sen Regionen geführt hat.182 Inwiefern 
dies allerdings allein auf den Dodd-Frank 
Act zurückzuführen ist oder von anderen 
Faktoren abhängt, ist nicht eindeutig zu 
klären. Kritiker verweisen hingegen dar-
auf, dass das Gesetz bisher nicht den be-
absichtigten Effekt erzielt hat und teilweise 
sogar kontraproduktiv wirkte, da auslän-
dische Unternehmen aufgrund der Sorge 
um Reputationsverlust weniger Rohstoffe 
aus der DR Kongo bezogen, wodurch zahl-
reiche Kongolesen ihre Arbeitsplätze im 
Bergbau verloren haben.183 Zudem sei die 
Dokumentation der Unternehmen über die 
Herkunft der Rohstoffe in ihren Produk-
ten nach wie vor mangelhaft.184 Obwohl mit 
dem Dodd-Frank Act ein wichtiger erster 
Schritt getan wurde, wird es noch einige 
Jahre dauern, bis man den Effekt genauer 
einschätzen und bewerten kann. 

In der EU wird ebenfalls an einer 
einheitlichen Regelung gearbeitet, um die 
Einfuhr bestimmter Mineralien und Me-
talle185 aus sogenannten „Konflikt- und 

182	 Dranginis 2016.
183	 Wolfe 2015.
184	 Wipperfürth 2015.
185	 EC 2014-4.
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Hochrisikogebieten“186 durch europäische 
Unternehmen transparenter zu gestalten 
und zertifizieren zu können. Genau wie 
beim Dodd-Frank Act sollen damit die 
illegalen Rohstoffgeschäfte bewaffneter 
Gruppen unterbunden werden und mehr 
Sorgfalt187 und Transparenz bei der Roh-
stoffeinfuhr erreicht werden. Diskutiert 
wird eine verbindliche Zertifizierung von 
Tantal, Wolfram, Zinn und Gold aus Kon-
fliktgebieten für alle EU-Unternehmen. 
Auch die Unternehmen im nachgelager-
ten Teil der Lieferkette, die keine Roh-
stoffe aus Konfliktgebieten importieren, 
jedoch Tantal, Wolfram, Zinn und Gold in 
ihren Produkten verwenden, müssen über 

186	 Laut EU-Kommission werden Konflikt- und Hochrisi-
kogebiete als Gebiete definiert, „in denen bewaffnete 
Konflikte geführt werden oder die sich nach Konflik-
ten in einer fragilen Situation befinden, sowie Gebiete, 
in denen Staatsführung und Sicherheit schwach oder 
nicht vorhanden sind“. Anders als beim Dodd-Frank 
Act, dessen geografischer Anwendungsbereich auf die 
DR Kongo und deren Nachbarstaaten beschränkt ist, 
gilt der EU-Entwurf für alle Konfliktgebiete der Welt 
(EC 2014-3, S. 13).

187	 Bei den Sorgfaltspflichten orientiert man sich an den 
Leitlinien zur Sorgfaltspflicht der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD 2013).

die Herkunft der Mineralien und Metalle 
in ihren Lieferketten Informationen ein-
holen. Lediglich Importeure sehr kleiner 
Mengen (beispielsweise Zahnärzte) sind 
von den Informationspflichten ausgenom-
men. Insgesamt würde die Regelung etwa 
880.000 Unternehmen betreffen.188 Die 
EU-Konfliktmineralien-Verordnung wurde 
2016 verabschiedet. Während sowohl die 
EU-Verordnung als auch der Dodd-Frank 
Act in erster Linie darauf abzielen, die Fi-
nanzierung bewaffneter Gruppen durch 
den Rohstoffhandel einzuschränken, hat 
der International Council of Mining & Me-
tals eine Verbesserung der Umwelt- und 
Sozialstandards in der Bergbau- und Me-
tallindustrie zum Ziel. Im ICMM haben 
sich große internationale Bergbaufirmen 
zusammengeschlossen. Etwa dreißig bis 
vierzig Prozent der weltweiten Produktion 
werden nach dessen Standards gefördert.189

188	 EP 2015.
189	 Angerer et al. 2016.

Transparenzinitiativen Jahr Ziele

International Council of Mining & 
Metals

2001 Verbesserung der Nachhaltigkeit in der Bergbau- und 
Metallindustrie

Extractive Industries Transparency 
Initiative

2002 Erhöhung der Transparenz internationaler Finanzströme 
von Staaten und Unternehmen im Rohstoffsektor*

Kimberley-Prozess 2003 Unterbindung des Handels mit Rohdiamanten über 
staatliche Herkunftszertifikate

Conflict-Free Sourcing Initiative/ 
Conflict-Free Smelter Program

2008 Informationen für Unternehmen zu Metallhütten, die 
„konfliktfreie“ Rohstoffe verarbeiten

Dodd-Frank Act, Artikel 1502 2010 Einschränkung des illegalen Handels mit Konflikt
mineralien von bewaffneten Gruppen durch Offen
legungspflichten für Unternehmen

Aluminium Stewardship Initiative 2012 Erhöhung von Transparenz und Nachhaltigkeit in der 
Aluminiumindustrie

EU-Verordnung zu Konfliktmineralien Geplant 
2017

Erhöhung der Transparenz der Lieferketten von europä
ischen Unternehmen durch die Zertifizierung von Roh-
stoffimporten aus Hochrisiko- und Konfliktgebieten

Tabelle 1: Beispiele vorhandener Transparenzinitiativen im Rohstoffsektor190 

* Deutschland hat im Dezember 2015 den Antrag auf Mitgliedschaft in der EITI eingereicht (BMWi 2015-2).

190	 Eine ausführlichere Übersicht über Transparenzinitiativen befindet sich in Angerer et al. 2016, Abb. 3.19.
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Wie die Erfahrung mit bestehen-
den Initiativen zeigt, ist die konsequente 
Umsetzung von entscheidender Bedeu-
tung. Erst wenn die Regularien rechts-
verbindlich sind, keine Lücken aufweisen 
und die Einhaltung überwacht sowie bei 
Missachtung sanktioniert wird, können 
sie mittel- bis langfristig die gewünschte 
Wirkung entfalten. Bei freiwilligen Selbst-
verpflichtungen besteht die Gefahr, dass 
die Standards verwässert, unterlaufen 
oder gänzlich missachtet werden. Sank-
tionen können von Reputationsverlusten 
über Geldstrafen hin zu Einfuhrverboten 
reichen. Ein wirksames Monitoring kann 
nur durch eine unabhängige Prüfungsin-
stanz gewährleistet werden. Die Einbezie-
hung von Nichtregierungsorganisationen 
und gesellschaftlichen Akteuren kann die 
Durchsetzung der Standards auf eine brei-
tere und gesellschaftlich stärker legitimier-
te Basis stellen. 

Bei der Einführung von Transpa-
renzmechanismen müssen jedoch auch 
die Kosten und mögliche Nebeneffekte be-
rücksichtigt werden. Die Umsetzungskos-
ten variieren je nach Aufwand. Vor allem 
für kleine und mittlere Bergbaufirmen ist 
es häufig problematisch, Transparenzme-
chanismen finanziell umzusetzen. Dabei 
werden überproportional große Umwelt-
schäden oft von mittelgroßen oder kleinen 
Bergbauunternehmen verursacht, die nur 
einen geringen Anteil an der Weltproduk-
tion haben und sich nicht an Standards 
halten.191 Auch negative Auswirkungen für 
die lokale Wertschöpfung in den Bergbau-
regionen, etwa der am Beispiel des Dodd-
Frank-Index beschriebene Verlust von 
Arbeitsplätzen, sollten nach Möglichkeit 
im Vorfeld abgeschätzt und die Folgen ab-
gemildert werden. 

191	 Angerer et al. 2016.
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4	 Handlungsoptionen: Energierohstoffe

Kurz- bis mittelfristig müssen in Deutsch-
land − auch wenn die Stromerzeugung aus 
Windkraft und Photovoltaik weiterhin zü-
gig ausgebaut wird − Verbrennungskraft-
werke bereitgehalten werden, um eine 
sichere Versorgung zu gewährleisten. 
Denn solange es keine Langzeitspeicher 
für Strom gibt, sind sie die einzig verfüg-
bare Technologie, um mehrwöchige Peri-
oden mit wenig Wind und Solarstrahlung 
zu überbrücken. Perspektivisch werden 
diese Kraftwerke aber mit weniger Voll-
benutzungsstunden laufen, also weniger 
Brennstoff verbrauchen. Auch im Wärme- 
und Mobilitätssektor wird Energie heute 
zum allergrößten Teil durch Brennstoffe 
bereitgestellt. Neben den fossilen Energie-
trägern wird zunehmend auch Bioenergie 
eingesetzt.

4.1	 Biomasse als Energiequelle

Brenn- und Kraftstoffe aus Biomasse192 
haben eine relativ hohe Energiedichte193 
und sind im Gegensatz zu Wind- und Son-
nenenergie gut speicherbar. Sie können 
für alle Sektoren, also Strom, Wärme und 
Verkehr, flexibel eingesetzt werden. In 
Deutschland tragen sie zum Kraftstoffver-
brauch im Verkehr ungefähr fünf Prozent 
bei, beim Wärmeverbrauch sind es unge-
fähr zehn Prozent und bei der Bruttostrom-
erzeugung ungefähr sieben Prozent.194 Ein 
ähnliches Bild ergibt sich für die weltweite 

192	 Dazu zählen gasförmige und flüssige Energieträ-
ger wie Biogas, Biodiesel und Bioethanol aus Mais 
beziehungsweise Raps sowie feste Brennstoffe (zum 
Beispiel Holz).

193	 Das bedeutet, sie haben pro Kilogramm oder Kubik-
meter einen hohen Energieinhalt, liefern also Energie 
in „kompakter Form“.

194	 AEE 2014-2.

Energieversorgung.195 Da Biomasse sowohl 
in Deutschland angebaut als auch aus ei-
ner Vielzahl an Ländern importiert werden 
kann, kann sie zur Diversifizierung der Be-
zugsquellen für Brennstoffe und damit zur 
Versorgungssicherheit beitragen.

Um seine langfristigen Klimaziele 
zu erreichen, setzt Deutschland weiter auf 
Bioenergie im Energiemix. Gemäß dem 
Energiekonzept der Bundesregierung von 
2010 wird Bioenergie in der künftigen 
Energieversorgung eine wichtige Rolle 
spielen und soll in allen drei Nutzungs-
pfaden „Wärme“, „Strom“ und „Kraft-
stoffe“ weiter ausgebaut werden. Auch in 
nahezu allen aktuellen Energieszenarien 
wird davon ausgegangen, dass Bioenergie 
im Jahr 2050 einen ähnlichen Beitrag zur 
Stromerzeugung leisten wird wie heute.196 
Im Verkehrssektor könnte ein Verzicht auf 
Bioenergie die Umstellung auf erneuerba-
re Energien sogar noch stärker erschwe-
ren als in der Stromerzeugung,197 wenn 
es nicht gelingt die Treibhausgas(THG)-
Emissionen im Verkehrsbereich durch 
andere Maßnahmen wie den Ausbau des 
öffentlichen Verkehrs zu verringern. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass die Treibhaus-
gasbilanz von Biokraftstoffen im Vergleich 
zu anderen biogenen Energieträgern oft 
ungünstiger ist.198

195	 IEA 2014.
196	 In 62 analysierten Szenarien beträgt der Bioenergie-

anteil an der Stromversorgung Deutschlands 2050 
zwölf bis achtzig Terawattstunden (zwei bis 14 Prozent 
des Stromverbrauchs). 2013 betrug er 48 Terawatt-
stunden (acht Prozent) (Elsner et al. 2015).

197	 Vgl. u. a. Henning/Palzer 2015; Gerhardt et al. 2015.
198	 Creutzig et al. 2015, WBGU 2009.
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Es gibt jedoch eine Reihe von Argumenten 
gegen die energetische Nutzung von Bio-
masse: 

•	 Biomasse wird auch als Nahrungs- und 
Futtermittel sowie für die stoffliche 
Nutzung, das heißt die Herstellung 
etwa von Kunststoffen, Baumaterial 
und Chemikalien benötigt. Da das Bio-
massepotenzial durch die Verfügbar-
keit von Anbaufläche, Bodenqualität, 
Wasser und Nährstoffen begrenzt ist, 
stehen die unterschiedlichen Nutzungs-
pfade oft in Konkurrenz zueinander.199

•	 Die Verwendung von Biomasse als 
Energiequelle ist nur unter bestimm-
ten Umständen CO2-neutral, nämlich 
wenn sie entweder aus zusätzlichem 
und nachhaltig bewirtschaftetem Pflan-
zenwachstum stammt oder Biomasse 
verbrannt wird, die – würde sie nicht 
energetisch genutzt – biologisch abge-
baut würde.200 Darüber hinaus führt die 
intensive Landwirtschaft201 zu THG-
Emissionen (hauptsächlich Lachgas) 
sowie zu Biodiversitätsverlusten, er-
höhtem Wasserverbrauch und Gewäs-
serkontamination durch überschüs-
sige Nährstoffe aus Düngemitteln.202 
Auch die Bodenqualität kann sich ver-
schlechtern.203 Zudem kann eine stei-
gende Nachfrage nach Bioenergie zur 
Rodung von Wäldern und den damit 
verbundenen THG-Emissionen füh-
ren.204 Abbildung 4 zeigt schematisch 

199	 Zum Beispiel Lambin/Meyfroidt 2011.
200	 Plevin et al. 2010.
201	 Bei der intensiven Landwirtschaft wird der Ernte-

ertrag pro Fläche maximiert, zum Beispiel durch 
Bewässerung und die Verwendung von Mineraldün-
gern und Pflanzenschutzmitteln. Bei der extensiven 
Landwirtschaft sind die Eingriffe in den Naturhaus-
halt wesentlich geringer, die Ernteerträge pro Fläche 
aber geringer.

202	 Newbold et al. 2015 (Biodiversität); Kraxner et al. 
2013 (Emissionen, Wasser, Düngemittel und Biodiver-
sität); BMUB 2014; UBA 2011; UBA 2014-1.

203	 UBA 2011.
204	 Searchinger et al. 2008; Fargione et al. 2008; Havlík 

et al. 2011.

die Ströme an Kohlenstoff- und Treib
hausgasemissionen, die im Lebenszy
klus der Bioenergie auftreten.

•	 Im Vergleich zur Wind- und Solarenergie 
trägt Bioenergie in der Regel weniger zur 
Reduzierung der Treibhausgase bei.205 
Zudem weist sie zumeist höhere Ver-
meidungskosten206 pro Tonne CO2 auf.

•	 Bioenergie hat eine geringere Flä-
cheneffizienz. Pro Hektar Landfläche 
ist die Ausbeute an Energie bei Bio-
masse geringer als bei Wind- und 
Solarenergie.207Auch die energetische 
Effizienz ist in vielen Fällen geringer.208 

205	 Solange die Energie, die zur Herstellung der Anlagen 
benötigt wird, aus fossilen Energieträgern stammt, ist 
streng genommen keine Art von erneuerbarer Energie 
vollkommen CO2-frei. Strom aus Windkraftanlagen 
verursacht vier bis elf Gramm CO2-Äquivalent pro 
Kilowattstunde (g/kWh), Strom aus Photovoltaik 55 
bis 63 g/kWh, Strom und Wärme aus Holz etwa 15 
bis 25 g/kWh. Bei agrarischer Bioenergie sind die 
Werte jedoch meist wesentlich höher, zum Beispiel 
202 bis 472 g/kWh für Strom aus einem Biogas-
Blockheizkraftwerk betrieben mit Maissilage (Werte 
aus Fritsche 2013, UBA 2014-2 und Ökoinstitut 
2010). Zum Vergleich: Die CO2-Emissionen aus einem 
modernen erdgasgefeuerten Kraftwerk betragen 350 
g/kWh, aus einem Braunkohlekraftwerk etwa 1000 g/
kWh (Schäuble et al. 2014). Bei der Berechnung der 
Treibhausgasemissionen werden alle Treibhausgase 
in CO2-Äquivalente umgerechnet. Lachgas (N2O) hat 
beispielsweise ein CO2-Äquivalent von 265. Das heißt, 
die Treibhauswirkung von einem Kilogramm Lachgas 
entspricht derjenigen von 265 Kilogramm CO2. Die 
durch Stickstoffdüngung verursachten Lachgasemissi-
onen tragen bei agrarischer Bioenergie zu der teilweise 
relativ schlechten THG-Bilanz bei.

206	 THG-Vermeidungskosten bezeichnen die Kosten, die 
entstehen, um gegenüber dem bestehenden System 
oder einem Referenzsystem eine Tonne CO2 einzuspa-
ren.

207	 Leopoldina 2013, S. 23.
208	 Als Indikator für die energetische Effizienz von Ener-

gieumwandlungstechnologien dient der „Energy Re-
turn on Investments“ (EROI). Dies ist die Energie, die 
über die gesamte Lebensdauer einer Anlage gewonnen 
wird, geteilt durch die Energie, die benötigt wird, um 
die Anlage herzustellen, zu errichten und zu betreiben. 
Der EROI gibt also an, wie oft die hineingesteckte 
Energie wieder herausgeholt wird. In Deutschland ist 
bei unmittelbar genutztem Strom der EROI von Pho-
tovoltaik (EROI = 7) und vor allem Windkraft (EROI 
= 18) und Wasserkraft (EROI = 100) demjenigen von 
Bioenergie (EROI < 5) weit überlegen. Allerdings ist 
zu berücksichtigen, dass bei einer Vollversorgung 
aus Wind- und Photovoltaik ein Teil des Stroms in 
Langzeitspeichern eingelagert werden müsste. Durch 
die Wirkungsgradverluste der Speicherung würde der 
EROI dabei deutlich absinken.
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Abbildung 4: Für die Treibhausgasbilanz von Bioenergie muss der gesamte Lebenszyklus berücksichtigt werden. 
Die Treibhausgasemissionen sind von Fall zu Fall sehr unterschiedlich und teils schwierig zu erfassen. Die weiße 
Pfeile zeigen an, wann CO2 gebunden wird, die blauen Pfeilen, wann CO2 freigesetzt wird.

In Vegetation und Boden ist Kohlenstoff gebunden. 
Wälder, Savannen und Dauergrünland speichern dabei 
mehr Kohlenstoff als Agrarland. Werden solche Flä-
chen in Agrarland umgewandelt, wird CO2 freigesetzt.

Durch den Einsatz von Düngemitteln wird Lachgas frei 
gesetzt – ein starkes Treibhausgas. Werden landwirt-
schaftliche Nutzfahrzeuge für Aussaat und Ernte mit 
fossilen Energeiträgern betrieben, entstehen dadurch 
zusätzliche CO2-Emissionen.

CO2 aus der Atmosphäre wird gebunden und in den 
Pflanzen gespeichert.

Aus den Pflanzen werden Energieträger hergestellt – 
zum Beispiel Holzpellets oder Biokraftstoffe. Dafür 
werden Strom und Wärme benötigt. Auch der Trans-
port vom Feld zur Aufbereitungsanlage und von dort 
zum Einsatzort verbraucht Energie. Wird diese durch 
fossile Energieträger bereit gestellt, entsteht CO2.

Durch Verbrennung wird der in der Biomasse 
gebundene Kohlenstoff als CO2 freigesetzt. Die Menge 
des frei gesetzten CO2 entspricht der, die durch die 
Photosynthese gebunden wurde.

Die Verbrennung fossiler Energieträger wird durch die 
Bioenergie ersetzt. Dadurch werden CO2-Emissionen 
vermieden.

BEWIRTSCHAFTUNG

LANDNUTZUNGSÄNDERUNG

PHOTOSYNTHESE

TRANSPORT UND AUFBEREITUNG

ENERGETISCHE NUTZUNG

ERSATZ FOSSILER ENERGIETRÄGER
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Die Schätzungen, wie groß das nach-
haltig nutzbare globale Bioenergiepotenzial 
tatsächlich ist, gehen sehr weit auseinan-
der. Die Zahlen für das Jahr 2050 reichen 
von weltweit fünfzig (heutiger Bioenergie-
verbrauch) bis 500 Exajoule pro Jahr.209 
Dabei sind die großen Abweichungen auf 
unterschiedliche Annahmen zurückzufüh-
ren, etwa im Hinblick auf die Steigerung 
der pflanzlichen Erträge, die für die Land-
wirtschaft zur Verfügung stehenden Flä-
chen, künftige Technologien und Manage-
mentsysteme oder die für die Ernährung 
der wachsenden Weltbevölkerung erforder-
lichen agrarischen und tierischen Produkte. 

Die Erträge in der Landwirtschaft 
hängen auch von der Verfügbarkeit von 
Pflanzennährstoffen ab und können durch 
Düngung wesentlich gesteigert werden. 
Von den benötigten Düngemitteln ist ledig-
lich Phosphat nicht unbegrenzt verfügbar. 
Bei einem konstanten Verbrauch auf heu-
tigem Niveau würden die bekannten Reser-
ven zwar etwa für die nächsten dreihundert 
Jahre ausreichen.210 Es gibt jedoch auch 
weniger optimistische Abschätzungen.211 

Aufgrund der hohen Bevölkerungs-
dichte und des hohen Lebensstandards 
vereinnahmt Deutschland derzeit jährlich 
dreißig bis vierzig Prozent mehr Biomas-
se für Ernährung, stoffliche Nutzung und 
energetische Zwecke als lokal nachwächst 
und ist daher auf erhebliche Biomasseim-
porte angewiesen. Deutschland nimmt also 
in großem Ausmaß Landflächen außerhalb 
der eigenen Landesgrenzen in Anspruch. 
Mit dem Import werden die mit der Nut-
zung von Biomasse zu energetischen Zwe-
cken verbundenen möglichen Probleme ex-
portiert. Von der insgesamt in Deutschland 
vereinnahmten Biomasse werden jährlich 

209	 Smith et al. 2014.
210	 Angerer et al. 2016; BGR 2013, USGS 2015, Scholz et 

al. 2014.
211	 Vgl. Leopoldina 2013.

ungefähr zehn Prozent energetisch genutzt. 
Etwa die Hälfte davon ist Holz, die anderen 
fünfzig Prozent verteilen sich auf Biogas, 
Biodiesel und Bioethanol.212

In der Gesamtschau gilt es also, die 
positiven Auswirkungen des Ersatzes fossi-
ler Rohstoffe213 und des Beitrags zur Versor-
gungssicherheit gegen mögliche negative 
ökologische und soziale Konsequenzen der 
Bioenergienutzung abzuwägen. In diesem 
Zusammenhang gewinnt auch die Frage 
der Akzeptanz in der Bevölkerung für 
Bioenergie zunehmend an Bedeutung. So 
werden Biogasanlagen auf lokaler Ebene 
weniger befürwortet als Windkraft- und 
Solaranlagen.214 Die energetische Nutzung 
von Holz aus nachhaltig bewirtschafteten 
Wäldern sowie von überschüssigen agra-
rischen Abfällen wird dagegen allgemein 
akzeptiert, da sie meist umwelt- und kli-
mafreundlich ist und nicht in Konkurrenz 
zur Nahrungsmittelproduktion steht.215 
Allerdings steht die energetische Nutzung 
von Waldholz teilweise auch in Konkurrenz 
zu Anforderungen des Naturschutzes, wie 
der Erhöhung des Totholzanteils und der 
Einrichtung von Wildnisgebieten.

Im Folgenden werden Handlungs-
optionen dargestellt, wie Bioenergie für die 
Energiewende möglichst nachhaltig bereit-
gestellt und genutzt werden kann. 

4.1.1	Reduktion der ökologischen Folgen 
und der Nahrungsmittelkonkurrenz

Die intensive Landwirtschaft hat es 
ermöglicht, dass heute über sieben Milliar-
den Menschen auf der Erde leben. Obwohl 
es genug Landflächen für die Ernährung 
aller Menschen gibt, sind derzeit allerdings 
fast eine Milliarde unterernährt. Durch 
eine wachsende Weltbevölkerung und 

212	 Leopoldina 2013.
213	 Auch wenn durch Landnutzungsänderungen, Anbau 

(insbesondere Düngung), Ernte und Transport der 
Biomasse THG-Emissionen freigesetzt werden, so 
können diese geringer sein als bei der Verbrennung 
fossiler Energieträger (Sterner/Fritsche 2011).

214	 AEE 2014-1.
215	 Wald: Leopoldina 2013; Abfall: UBA 2010, S. 56.
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steigenden Fleischkonsum in sich entwi-
ckelnden Ländern wird eine ausreichende 
Ernährung für alle Menschen in Zukunft 
eher schwieriger werden. Die Produktion 
von agrarischer Biomasse als Energiequelle 
konkurriert global gesehen mit der Nah-
rungsmittelproduktion um Landflächen 
und kann daher die Ernährungssituation 
weiter verschärfen. Lokal kann der Anbau 
von Bioenergie aber auch zu mehr Wohl-
stand führen.

Eine intensive Landwirtschaft ist 
mit erheblichen Treibhausgasemissionen 
in Form von Distickstoffmonoxid (Lach-
gas) und/oder Methan verbunden. So 
verursacht die intensive Landwirtschaft 
acht Prozent der Treibhausgasemissionen 
in Deutschland. Weltweit sind es sogar 
zwanzig Prozent. Dagegen sind Wälder in 
der Regel Emissionssenken, weshalb die 
weltweit fortschreitende Entwaldung etwa 
drei Gigatonnen CO2 pro Jahr in die At-
mosphäre freisetzt.216 Außerdem verringert 
die intensive Landwirtschaft die Artenviel-
falt, kontaminiert Gewässer und verknappt 
Trinkwasser, sie entzieht den Böden wich-
tigen Kohlenstoff und verstärkt deren Ero-
sion. Im Falle der Biodiversitätsverluste, 
unserer Eingriffe in den Stickstoffkreislauf 
und des anthropogenen Klimawandels 
dürften die Grenzen der ökologischen Be-
lastbarkeit der Erde bereits überschritten 
sein.217 Die ökologischen Folgen der inten-
siven Landwirtschaft gelten für die Nah-
rungs- und Futtermittelproduktion (82 
Prozent der Agrarflächen in Deutschland) 
ebenso wie für den Anbau von Energie-
pflanzen (15 Prozent) wie Raps oder Mais. 
Einige der im Folgenden diskutierten Lö-
sungsansätze adressieren explizit nur den 
Energiepflanzenanbau, während andere 
auf die Landwirtschaft als Ganzes abzielen. 
Die vorgestellten Handlungsoptionen sind 
Bausteine für eine nachhaltigere Landwirt-
schaft, die sowohl einzeln wie auch in Kom-
bination eingesetzt werden können. 

216	 Smith et al. 2014, S. 819–828.
217	 Rockström et al. 2009, S. 32.

Staatliche Förderung auf Bioenergie aus 
Abfällen und nachhaltig angebautem Holz 
beschränken
Am einfachsten wäre es, Bioenergie nur 
dann staatlich zu fördern, wenn sie aus Holz 
aus nachhaltig bewirtschafteten Wäldern, 
aus agrarischen und tierischen Abfällen 
(zum Beispiel Gülle218, Stalldung, Essens-
resten) sowie aus pflanzlichen Reststoffen 
(Lignocellulose-Anteilen) hergestellt wur-
de. Bioenergie aus Pflanzen wie Mais und 
Raps wäre ohne staatliche Förderung − 
wie zum Beispiel die Einspeisevergütung 
durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) oder Vorgaben wie einen gesetzli-
chen Mindestanteil von Biokraftstoffen am 
gesamten Kraftstoffabsatz219 − meist nicht 
mehr konkurrenzfähig, wodurch Flächen 
für den ökologischen Landbau frei werden 
und die Nahrungsmittelkonkurrenz entfal-
len würde. 

Es müsste allerdings definiert wer-
den, was nachhaltig bewirtschaftete Wäl-
der und was Rest- und Abfallstoffe sind. 
Zu berücksichtigen ist auch, dass Holz aus 
nachhaltig bewirtschafteten Wäldern nicht 
unbedingt CO2-neutral ist.220 Trotzdem 
dürften Monitoring und Vollzug einfacher 
sein als bei der Einbeziehung der Land-
wirtschaft in den Emissionshandel (siehe 
unten). Die Einschränkung der Förderung 
wäre wahrscheinlich relativ einfach in das 
derzeitige Regelsystem in Deutschland zu 

218	 Die Bildung von Biomethan aus Gülle und Dung 
erfolgt nur stabil, wenn diesen eine gewisse Menge 
pflanzlicher Biomasse hinzugefügt wird. Die Vergä-
rung von Gülle und Dung in einer Biogasanlage hat 
den zusätzlichen Vorteil, dass die THG-Emissionen 
bei der Ausbringung des Gärrestes als Wirtschafts-
dünger niedriger sind als bei der unvergärten Ausbrin-
gung (UBA 2013; Biogasrat 2012).

219	 Biokraftstoffquotengesetz 2006; Gesetz zur Änderung 
der Förderung von Biokraftstoffen 2009.

220	 Aus forstwirtschaftlicher Sicht ist ein Wald nachhaltig 
bewirtschaftet, wenn der Holzbestand nicht abnimmt. 
Es wird allerdings derzeit in der Wissenschaft kontro-
vers diskutiert, inwieweit damit auch die CO2-Bilanz 
neutral ist (vgl. zum Beispiel Bright et al. 2012, Cheru-
bini et al. 2012, Haberl et al. 2013-1, Holtsmark 2013, 
Schulze et al. 2012).
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integrieren.221 Im EEG 2014 wird dies be-
reits umgesetzt: Im Gegensatz zum EEG 
2012 gibt es keine einsatzstoffbezogene 
Vergütung mehr für Mais, Zuckerrüben 
und Getreide. Hierdurch wird der Ausbau 
im Wesentlichen auf Anlagen zur Nutzung 
von Gülle und Abfallstoffen begrenzt. Auch 
die Nachhaltigkeitskriterien der EU für 
Biokraftstoffe sehen vor, dass nach 2020 
nur noch Biokraftstoffe der zweiten und 
dritten Generation staatliche Förderung 
erhalten, die aus den Cellulose/Hemicel-
lulose-Anteilen von Pflanzen, agrarischen 
Abfällen oder Algen gewonnen werden.222 

Allerdings würde durch diese Maß-
nahme das Potenzial an Bioenergie stark 
eingeschränkt. Wenn es nicht gelingt, dies 
durch andere erneuerbare Energien oder 
eine Reduzierung des Energieverbrauchs 
auszugleichen, werden mehr fossiler 
Energieträger eingesetzt. Außerdem wer-
den keine Anreize gesetzt, Abfälle entlang 
der Wertschöpfungsketten zu vermei-
den. Durch die selektive Förderung von 
Bioenergie aus Abfällen würden sogar 
Fehlanreize entstehen, durch ineffiziente 
Verarbeitung von Biomasse größere Abfall-
mengen entstehen zu lassen.

Einbeziehung der Landwirtschaft in den 
Emissionshandel
Bisher sind die THG-Emissionen aus der 
Landwirtschaft in Deutschland nicht in den 
Emissionshandel einbezogen, und damit 
auch nicht die von agrarischen Energie-
pflanzen, obwohl dies im Kyoto-Protokoll 
vorgesehen war. Eine Einbeziehung wäre 
wahrscheinlich das effektivste Mittel, die 
Treibhausgasemissionen der intensiven 
Landwirtschaft einzugrenzen. Allerdings 
geht die Einbeziehung laut einer Studie 
des Umweltbundesamtes „mit erheblichen 

221	 Bei einer Anpassung der Regelungen in Deutschland 
sind allerdings die Vorgaben der EU zu beachten, 
unter anderem die Richtlinie 2009/28/EG (Erneuer-
bare-Energien-Richtlinie). Diese legt fest, dass zehn 
Prozent des Energieverbrauchs im Verkehr und 18 
Prozent des gesamten Energieverbrauchs in Deutsch-
land durch erneuerbare Energien gedeckt werden 
müssen.

222	 EC 2016-2.

Herausforderungen für das Monitoring 
und den Vollzug“223 einher und dürfte da-
her nicht kurzfristig umsetzbar sein. Ins-
gesamt ist die Umsetzung marktbasierter 
Instrumente in der Landwirtschaft schwie-
rig.224 Vor allem, um negative Folgen indi-
rekter Landnutzungsänderungen zu ver-
meiden und wenn Marktversagen vorliegt 
(zum Beispiel bezüglich der Finanzierung 
von Innovationen), sind wahrscheinlich 
zusätzliche Instrumente erforderlich. 

Im Vergleich zum bestehenden 
Emissionshandelssystem, das große Punkt-
quellen wie Kraftwerke und Zementfa-
briken beinhaltet, ist die Erfassung der 
THG-Emissionen für die Landwirtschaft 
ungleich komplexer. So lassen sich Emis-
sionen aus dem Landnutzungswandel und 
aus Böden, die großflächig und teilweise 
zeitverzögert anfallen, nur schwer quanti-
fizieren und einem Verursacher zuordnen. 
Auch unterscheiden sich die Methoden, um 
landwirtschaftliche Emissionen zu ermit-
teln, in ihrer Genauigkeit und ihrem Auf-
wand. So werden die Emissionen aus der 
Nutztierhaltung anhand der Zahl und Art 
der gehaltenen Nutztiere abgeschätzt und 
die aus dem Ackerbau anhand der verwen-
deten Mengen Stickstoffdünger und dem 
Düngemanagement. Je nach Methode wer-
den die hohen Genauigkeitsanforderungen 
des bestehenden europäischen Emissions-
handels für die Landwirtschaft kaum er-
reicht.225 Nach der Reform der Gemeinsa-
men Agrarpolitik der Europäischen Union 
von 2013 werden teilweise schon einige 
Parameter erhoben, auf die man hierbei 
zurückgreifen könnte.226 

Volkswirtschaftlich gesehen ist ein 
gut funktionierender Emissionshandel eine 
dynamisch effiziente Maßnahme für den 
Klimaschutz, das heißt, er kann das vorge-
gebene Emissionsziel zu minimalen Kosten 

223	 UBA 2013.
224	 Grosjean et al. 2016.
225	 UBA 2013.
226	 EC 2015.
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erreichen.227 Dem können allerdings hohe 
Transaktionskosten entgegenwirken. Da in 
der Landwirtschaft viele Betriebe erfasst 
werden müssten und das Monitoring auf-
wendig ist, würden die Transaktionskos-
ten die Betriebe vergleichsweise stärker 
belasten, als es in der Energiewirtschaft 
und Industrie der Fall ist.228 Kleinere Be-
triebe würden dabei relativ stärker belas-
tet als größere. Mehr als ein Drittel aller 
landwirtschaftlichen Emissionen entfällt 
allerdings auf die größten zehn Prozent 
der Betriebe.229 Das heißt, ein Großteil der 
Emissionen könnte schon eingespart wer-
den, wenn man den Emissionshandel auf 
Landwirte einer bestimmten Größe kon-
zentrieren würde.230 

Der Emissionshandel würde vor-
aussichtlich bewirken, dass Bioenergie 
aus nachhaltig bewirtschafteten Wäldern 
sowie pflanzlichen und tierischen Abfall- 
und Reststoffen gegenüber Bioenergie 
aus speziell dafür gezüchteten Feldpflan-
zen (beispielsweise Soja, Mais und Raps) 
einen Wettbewerbsvorteil erhält und da-
durch verstärkt genutzt würde. Zudem 
könnte er dazu führen, dass sich die land-
wirtschaftliche Praxis verändert hin zu 
Bewirtschaftungsmethoden mit geringeren 
Treibhausgasemissionen, wie dem ökolo-
gischen Landbau oder der Präzisionsland-
wirtschaft.231 Durch den geringeren Ein-
satz von Stickstoffdünger und Pestiziden 
könnten solche Bewirtschaftungsformen 
neben dem Klimaschutz auch zum Gewäs-
serschutz und zum Erhalt der Artenvielfalt 

227	 acatech 2015, S. 6.
228	 UBA 2013.
229	 Grosjean et al. 2016.
230	 Eine Studie des Umweltbundesamtes untersucht 

verschiedene Methoden, wichtige Quellen von THG-
Emissionen aus der Landwirtschaft in den Emissions-
handel einzubeziehen, im Hinblick auf Wirksamkeit, 
Vereinbarkeit mit dem EU-EHS und Transaktionskos-
ten. Die Studie kommt zu dem Schluss, dass die detail-
lierte Erfassung von Emissionen aus der Intensivtier-
haltung in Großbetrieben und die Abschätzung der 
Lachgasemissionen auf Basis des Düngemitteleinsatz 
geeignete Verfahren sind (UBA 2013).

231	 Zielgerichtete Bewirtschaftung des Bodens, bei der 
Unterschiede des Bodens und der Ertragsfähigkeit 
innerhalb eines Feldes für Saat, Düngung und Einsatz 
von Pflanzenschutzmitteln berücksichtigt werden.

beitragen. Allerdings treten diese positi-
ven Nebeneffekte nur dann ein, wenn im 
Landwirtschaftssektor andere Bewirtschaf-
tungsformen angereizt werden. Werden die 
Emissionsberechtigungen hingegen aus 
anderen Sektoren (Industrie, Energie) zu-
gekauft, bleiben sie aus. Daher kann man 
sich nicht darauf verlassen, dass der Emis-
sionshandel andere Umweltprobleme in 
der Landwirtschaft automatisch mit löst.

Die Erträge pro Fläche sind bei ei-
ner weniger intensiven Landwirtschaft 
meist deutlich geringer.232 Daher würden 
zunächst mehr Flächen für die Nahrungs-
mittelproduktion benötigt und weniger 
für Bioenergie zur Verfügung stehen. 
Dem wirkt allerdings entgegen, dass tie-
rische Lebensmittel, deren Produktion ei-
nen deutlich höheren Flächenbedarf pro 
Kalorie hat233, aufgrund der Emissions-
abgaben teurer werden dürften, wodurch 
sich eine Verschiebung der Nachfrage hin 
zu pflanzlichen Lebensmitteln ergeben 
kann. Dies würde den Flächenbedarf für 
die Nahrungsmittelproduktion insgesamt 
wiederum verringern. Die Gesamtauswir-
kung dieser gegenläufigen Effekte auf die 
verfügbare Fläche für Bioenergie und die 
ökologischen Folgen der Landwirtschaft ist 
jedoch schwer quantitativ abzuschätzen.

Ob der Emissionshandel letztlich 
zu einer umweltfreundlicheren landwirt-
schaftlichen Praxis führt, oder ob lediglich 
Emissionsberechtigungen aus anderen 
Sektoren hinzugekauft werden, hängt vom 

232	 Beispielsweise betrug in einem für Deutschland 
repräsentativen Testbetriebsnetz im Wirtschaftsjahr 
2014/15 der Ertrag für Weizen aus ökologischem 
Landbau 372 Tonnen pro Hektar, im konventionellen 
Betrieb durchschnittlich 838 Tonnen pro Hektar 
(BMEL 2015, S. 24).

233	 Beispielsweise wird für die Erzeugung von Protein aus 
Fleisch sechs bis 17 Mal so viel Land benötigt wie für 
die gleiche Menge an Protein aus Sojaerzeugnissen 
(Joyce et al. 2012). Umgerechnet pro Nahrungsmittel-
kalorie ist das Verhältnis ähnlich.
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Preis der CO2-Zertifikate ab.234 Schätzun-
gen in der Fachliteratur zu den Treibhaus-
gas-Minderungskosten und -potenzialen 
in der Landwirtschaft weisen eine hohe 
Bandbreite auf.235 

Andere Studien schlagen vor, ge-
gebenenfalls zunächst ein separates 
Emissionshandelssystem für die Land-
wirtschaft einzurichten.236 Dies ist zwar 
volkswirtschaftlich zunächst ineffizienter 
als ein kombiniertes Emissionshandels
system für alle Sektoren, würde aber si-
cherstellen, dass emissionsmindernde 
Maßnahmen in der Landwirtschaft durch-
geführt werden (anstatt Zertifikate aus 
anderen Sektoren zu kaufen) und damit 
die oben beschriebenen positiven Effekte 
einer weniger intensiven Landwirtschaft 
für Artenvielfalt und Gewässerschutz mit 
sich bringen. Den zusätzlichen Kosten 
stünde also ein zusätzlicher Umweltnut-
zen gegenüber. Ein separates Emissions-
handelssystem könnte aber auch wegen 
der „ungenaueren“ Emissionserfassung 
sinnvoll sein. Der Handel zwischen den 
beiden Emissionshandelssystemen könnte 
innerhalb bestimmter Grenzen erlaubt237 
und sukzessiv ausgeweitet werden bis hin 
zu einer Zusammenführung der beiden 
Systeme.

Um Risiken der Verlagerung von 
Emissionen ins Ausland (Carbon Leakage) 
und Wettbewerbsverzerrungen zwischen 
einheimischer (beziehungsweise europäi-
scher) und importierter Biomasse zu ver-
meiden, sollten die landwirtschaftlichen 
Emissionen weltweit bepreist werden. Bis 
zu einer globalen Implementierung eines 
Emissionshandels für landwirtschaftliche 
Emissionen müssten bei Importen die 

234	 Da die Emissionen aus der Landwirtschaft gegenüber 
denen aus dem Energiesektor klein sind, hängt es eher 
vom Energiesektor ab, welcher Zertifikatspreis sich 
einstellt. Wenn die THG-Minderungskosten in der 
Landwirtschaft höher sind als in anderen Sektoren, so 
würden eher Emissionsberechtigungen zugekauft statt 
Emissionen reduziert werden.

235	 Vermont/De Cara 2010.
236	 UBA 2013.
237	 UBA 2013.

Vorkettenemissionen auf geeignete Weise 
angerechnet werden. Dies ist zum Beispiel 
möglich, indem importierte Biomasse an-
hand von Nachhaltigkeitskriterien zertifi-
ziert werden muss. 

Der in der EU stark subventionierte 
landwirtschaftliche Sektor wäre bei einer 
Einführung des Emissionshandels von 
den Veränderungen in der Einkommens-
verteilung betroffen. Der Widerstand der 
Landwirte dagegen kann die Umsetzung 
erschweren oder verhindern. Dies hängt 
natürlich auch davon ab, wie die Emis-
sionsberechtigungen zugeteilt werden. 
Auch eine transparente Umverteilung der 
Einkünfte aus dem Emissionshandel („Re-
venue Recycling“) könnte ungewünschten 
Verteilungseffekten entgegenwirken. 

Nachhaltigkeitsvorgaben für den 
Energiepflanzenanbau und -import
Um die negativen Umweltfolgen der Bio-
energieproduktion zu verringern, können 
auch Nachhaltigkeitskriterien vorgegeben 
werden. Neben Mindesteinsparungen an 
Netto-Treibhausgasemissionen gegenüber 
fossilen Brennstoffen können diese etwa 
auch Anforderungen zum Schutz der Ar-
tenvielfalt oder zum Boden- und Gewäs-
serschutz beinhalten. Die Nahrungsmittel-
konkurrenz bleibt hier in der Praxis häufig 
außen vor. 

Vorgaben zur Nachhaltigkeit von 
Biokraftstoffen und flüssigen Bioenergie-
trägern werden beispielsweise bereits in 
der EU umgesetzt. Neben Kriterien zum 
Schutz der Biodiversität müsste eine Min-
desteinsparung an Treibhausgasen ge-
genüber fossilem Treibstoff in Höhe von 
derzeit 35 Prozent und ab 2017 von fünfzig 
Prozent erreicht werden, damit staatliche 
Förderung gewährt wird.238 Unbefriedi-
gend bleibt, dass Treibhausgasemissionen 
aufgrund von indirekten Landnutzungsän-
derungseffekten dabei nicht berücksichtigt 
werden.

238	 Richtlinie 2009/28/EG.
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Ein umfassendes Zertifizierungssys-
tem könnte alle Biomasseprodukte unab-
hängig vom Verwendungszweck erfassen 
und damit auch den Import an bestimmte 
Nachhaltigkeitskriterien knüpfen – auch 
ergänzend für den Fall, dass ein Emissions-
handel für landwirtschaftliche Emissionen 
zunächst nur europaweit etabliert wird. Al-
ternativ könnte die Zertifizierung auf im-
portierte Biomasse und Biomasseproduk-
te (Bioethanol, Biodiesel und Biogas) für 
energetische Zwecke beschränkt werden.

Auf Europa beschränkte Nachhaltig-
keitskriterien bergen allerdings die Gefahr, 
dass außerhalb von Europa produzierte 
Biomasse, die die Nachhaltigkeitskriterien 
erfüllt, lediglich „umgelenkt“ wird: Wurde 
sie zuvor für die Nahrungs- und Futtermit-
telproduktion verwendet, würde sie dann 
bevorzugt genutzt, um Bioenergie für Eu-
ropa bereitzustellen. Für Nahrungs- und 
Futtermittel stünde schlicht weniger Bio-
masse aus nachhaltigem Anbau zur Verfü-
gung und global gesehen würde die Land-
wirtschaft nicht nachhaltiger. Ein Entwurf 
für eine Ergänzung der EU-Richtlinie sieht 
vor, solche „indirekten Landnutzungsände-
rungen“ zukünftig in die Nachhaltigkeits-
kriterien einzubeziehen.239 Wie auch beim 
Emissionshandel gilt: Je mehr Länder 
teilnehmen und je mehr Agrarprodukte 
einbezogen werden, desto besser kann Car-
bon Leakage verhindert werden und umso 
wirksamer ist die Maßnahme – allerdings 
auch desto komplexer und schwieriger zu 
implementieren.

Ergänzende Maßnahmen für eine 
nachhaltige Landwirtschaft
Weil der hohe Einsatz von Stickstoffdünger 
neben den stark klimawirksamen Lachgas
emissionen so viele weitere negative Um-
weltfolgen hat (zum Beispiel verstärktes 
Algenwachstum in den Gewässern, Belas-
tung des Trinkwassers und Gefährdung 
der Biodiversität)240, könnten – auch zu-

239	 EC 2016-2.
240	 SRU 2015.

sätzlich zum Emissionshandel – Maßnah-
men zur Reduzierung des Stickstoffein-
trags in die Landschaft ergriffen werden. 
So könnten Stickstoffüberschüsse241 oder 
der Stickstoffdünger selbst besteuert wer-
den. In Schweden und Dänemark führte 
eine Steuer auf den Mineraldüngerpreis 
zu einer deutlichen Verringerung des Mi-
neraldüngereinsatzes. Die Besteuerung 
von Stickstoffüberschüssen in den 
Niederlanden hingegen erwies sich auf-
grund von Messproblemen als schwierig 
und machte ein aufwendiges Monitoring 
erforderlich, das zu hohen administrativen 
Kosten führte.242 Eine andere Möglichkeit 
ist ein Handelssystem für Stickstoff, 
ähnlich dem Emissionshandel, wie es in 
Neuseeland betrieben wird. Die höchsten 
Kosten ergaben sich hierbei bei der Einfüh-
rung, zum Beispiel bei der Installation der 
Monitoring-Software, wonach die Kosten 
auf ein überschaubares Maß sanken.243 

Landwirtschaftlich genutzte Böden 
können neben Lachgas erhebliche Menge 
an CO2 ausstoßen.244 Das geschieht zum 
Beispiel bei der Umwandlung von Grün-
land in Ackerland und insbesondere bei der 
Entwässerung von Mooren, wobei Boden-
kohlenstoff in Kohlendioxid (und teilweise 
auch Methan) umgewandelt wird. Weil die-
se Emissionen sehr schwierig zu erfassen 
sind, können ergänzend ordnungsrecht-
liche Maßnahmen dazu beitragen, die 
Funktion von Böden als Kohlenstoff-
senke zu erhalten (zum Beispiel durch 
ein Verbot des Umbruchs von Mooren und 
Dauergrünland oder Auflagen für eine kli-
maschützende Bewirtschaftung).

241	 Die Stickstoffüberschüsse für einen Betrieb entspre-
chen der Differenz aus der Stickstoffeinfuhr aus dem 
Zukauf von Düngern, Futtermitteln und Vieh und 
der Stickstoffausfuhr über die landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse, die den Betrieb verlassen.

242	 UBA 2013, S. 32 f.
243	 Duhon et al. 2014.
244	 2010 betrugen die globalen Nicht-CO2-Treibhausgas-

emissionen aus landwirtschaftlichem Boden mindes-
tens 1,5 Gt CO2-Äquivalent. Das entspricht etwa einem 
Drittel der Emissionen aus der Landwirtschaft und 
drei Prozent der gesamten anthropogenen Emissionen 
(Smith et al. 2014).
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4.1.2	Erschließung zusätzlicher Potenziale
Die im vorherigen Abschnitt vorgestellten 
Optionen zielen auf die Reduktion der Um-
weltfolgen des Biomasseanbaus ab, gehen 
aber tendenziell mit einer Verringerung 
des nutzbaren Bioenergiepotenzials ein-
her. Im Folgenden werden Optionen vor-
gestellt, zusätzliche Bioenergiepotenziale 
zu erschließen.

Brachflächen und degradiertes Land für die 
Züchtung von Energiepflanzen nutzen
Als Energiepflanzen können auch ver-
schiedene Gräser (zum Beispiel Chinagras 
[Miscanthus], Rutenhirse (Switchgrass), 
Rohrglanzgras, Sorghumhirse, Gehölze wie 
Weide, Pappel, Eukalyptus) und Ölpflan-
zen (zum Beispiel Purgiernuss [Jatropha]) 
genutzt werden. Werden diese auf Brach-
flächen und degradiertem245 Land ange-
baut, entsteht keine Flächenkonkurrenz 
mit der Produktion von Nahrungsmitteln. 
Hohe Erträge werden aber auch hier nur 
bei intensiver Düngung und mit den damit 
verbundenen ökologischen Folgen erzielt. 
Die Potenziale solch ungenutzter Landflä-
chen sind sehr umstritten. Einige Studien 
sehen ein weltweit großes Potenzial von bis 
zu hundert Exajoule246, während andere 
solche Schätzungen für überzogen halten 
und das Potenzial als sehr viel geringer 
einschätzen.247

Degradierte Flächen können aber 
auch zu Wäldern aufgeforstet werden. Ob 
die negative THG-Bilanz der Aufforstung 
oder der Ersatz fossiler Brennstoffe durch 
Bioenergie den größeren Nutzen für den 
Klimaschutz bringt, muss im Einzelfall 
sorgfältig abgewogen werden. Oft sind 
hier auch Kombinationen möglich, zum 

245	 Degradiertes Land ist für den Anbau von Feldfrüchten 
nicht mehr geeignet, da die Funktion des Bodens zum 
Beispiel durch Erosion, Versalzung aus Bewässerung, 
Verdichtung durch Maschinen oder Schadstoffeintrag 
beeinträchtigt ist. Gräser und Gehölze können darauf 
trotzdem teilweise gedeihen.

246	 Smith et al. 2014; Nijsen et al. 2012.
247	 Baka/Bailis 2014; Baka 2013; Baka 2014; Haberl et al. 

2013-2; Haberl 2013.

Beispiel bei der Nutzung von Biomasse aus 
nachhaltiger Forstwirtschaft.248

Gräser und Gehölze können derzeit 
in erster Linie als Festbrennstoffe für die 
Strom- und Wärmeerzeugung eingesetzt 
werden. Zu Biokraftstoffen und Biogas 
lassen sie sich mit den heute verwendeten 
Prozessen noch nicht ökonomisch verar-
beiten. Das gilt auch für die Gewinnung 
von Biofuels aus Algen.249

Energie aus Abfall ausweiten 
In Deutschland ist es per Gesetz verboten, 
organische Abfälle zu deponieren, daher ha-
ben sich hierzulande für die meisten Bio-
masseabfälle bereits Nutzungsstrukturen 
(zum Beispiel Biogasanlagen, Kompostie-
rung) etabliert. Teilweise könnte dennoch 
durch eine Kaskadennutzung zusätzliche 
Bioenergie gewonnen werden. Beispiels-
weise kann Bioabfall zunächst in einer 
Biogasanlage vergärt und der Gärrest im 
Anschluss kompostiert werden. Dies kann 
gegenüber der direkten Kompostierung eine 
bessere Treibhausgasbilanz aufweisen.250 

Teilweise wird in Deutschland mehr 
Stroh auf den Feldern gelassen als für die 
Erhaltung des Kohlenstoffgehaltes der 
Böden erforderlich ist.251 Dieses könnte 
energetisch genutzt werden. Allerdings 
hat Stroh eine relativ geringe Energiedichte 
und ungünstige verbrennungstechnische 
Eigenschaften.252 Die Erzeugung von Wär-
me, Strom und Kraftstoffen wie Bioethanol 
aus Stroh ist daher in den meisten Fällen 
aufwendiger und teurer, als wenn andere 
biogene oder fossile Energieträger genutzt 
werden.253 

248	 Dies wurde zum Beispiel durch eine Taskforce der 
Internationalen Energie Agentur untersucht (IEA 
Bioenergy Task Force 31 2009).

249	 Turkenburg 2012, S. 787.
250	 Umweltbundesamt Österreich 2011.
251	 Die nachhaltig energetisch nutzbare Strohmenge 

in Deutschland wird auf 30 bis 50 TWh pro Jahr 
geschätzt (Weiser et al. 2014).

252	 Kaltschmitt et al. 2009.
253	 DBFZ 2011.
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Außerhalb Deutschlands werden 
immer noch organische Abfallstoffe in 
großem Umfang deponiert, teilweise mit 
erheblichen Emissionen des starken Treib-
hausgases Methan.254 Eine energetische 
Nutzung dieser Abfälle könnte voraus-
sichtlich ohne negative Umweltfolgen die 
Bioenergiepotenziale vergrößern und dar-
über hinaus sogar durch die Vermeidung 
der Methanemissionen zum Klimaschutz 
beitragen. 

Landwirtschaftliche Flächen für Bioenergie 
freisetzen
Wie viel landwirtschaftliche Fläche für 
energetische Zwecke zur Verfügung steht, 
wird in erster Linie vom Flächenbedarf für 
die Nahrungs- und Futtermittelproduktion 
bestimmt. Dieser hängt ab von der land-
wirtschaftlichen Produktivität, von den 
Verlusten in der Kette vom Produzenten 
zum Verbraucher255, der Verschwendung 
von Nahrungsmitteln in den Privathaus-
halten256 und vom Anteil der Ernährung 
aus tierischen Produkten257, für die ein 
Vielfaches mehr an Fläche benötigt wird 
als für pflanzliche Produkte. Maßnahmen, 
die die Verluste in der Nahrungsmittelpro-
duktionskette senken und eine Verände-
rung der Essgewohnheiten hin zu weniger 
Verschwendung und weniger tierischen 
Produkten bewirken, können daher Flä-
chen für den ökologischen Landbau und 
Biomasseanbau freisetzen. 

Die derzeit umfassendste Studie zur 
Lebensmittelverschwendung schätzt, dass 
in Deutschland jährlich etwa elf Millionen 
Tonnen Nahrungsmittel weggeworfen 
werden, davon etwa sechzig  Prozent in 

254	 Zum Beispiel in der Palmölproduktion (vgl. Stichno-
the/Schuchardt 2010).

255	 In der Literatur finden sich Angaben von einem Drittel 
(Gustavsson et al. 2011, S. 4) bis sechzig Prozent 
(Lundqvist et al. 2008). Einbezogen sind dabei alle 
Lebensmittel, die in Lagern, beim Transport, im 
Handel und beim Verbraucher weggeworfen werden. 
Ernteverluste und Verluste bei der Bereitstellung von 
Tierfutter sind in den Studien in unterschiedlichem 
Maße berücksichtigt.

256	 Kranert et al. 2012, S. 204.
257	 In Deutschland sind es etwa 38 Prozent (Leopoldina 

2013, S. 33).

den Privathaushalten.258 Es ist erklärtes 
Ziel der Bundesregierung, diese Menge 
bis 2020 zu halbieren.259 Maßnahmen, die 
beim Verbraucher ansetzen260, können den 
Flächenbedarf in der Landwirtschaft also 
deutlich reduzieren. Belastbarere Zahlen 
und Studien sowie eine effektivere Vernet-
zung der zuständigen Akteure würden es 
erleichtern, den Erfolg solcher Maßnah-
men zu beurteilen und sie auch einzufüh-
ren. Dafür soll die EU-Initiative Fusions 
den Grundstein legen.261 

In Deutschland stammen etwa 38 
Prozent der Nahrungsmittelkalorien aus 
tierischen Produkten. Um den Konsum 
tierischer Produkte zu reduzieren, sind 
verschiedene Maßnahmen denkbar. Am 
leichtesten ließe sich dies durch Einbezie-
hung der Landwirtschaft in den Emissions-
handel bewirken: Aufgrund der höheren 
CO2-Emissionen262 würde sich der Preis 
von tierischen gegenüber pflanzlichen 
Nahrungsmitteln erhöhen. Zusätzlich oder 
alternativ könnten tierische Lebensmittel 
stärker besteuert werden als pflanzliche 
Lebensmittel.263 Steuern waren jedoch bis-
lang wenig erfolgreich, um die Ernährung 
zu beeinflussen. Ein Beispiel dafür ist die 
schnell wieder abgeschaffte Fettsteuer in 
Dänemark.264 Ferner kann das Verbrau-
cherverhalten durch Informationskampa-
gnen beeinflusst werden.265 Für geringeren 
Fleischkonsum lassen sich Verbraucher am 
ehesten gewinnen, wenn dieser als gesün-

258	 Kranert et al. 2012, S. 204.
259	 Bundesregierung 2016.
260	 Kampagnen zur Aufklärung der Verbrauchenden sind 

ein gängiges Lenkungsmittel. Sie sollen Wissen und 
Wertschätzung von Lebensmitteln erhöhen und damit 
deren Verschwendung eindämmen. Indizien sprechen 
für die Wirkung solcher Kampagnen, Ergebnisse 
belastbarer empirischer Untersuchungen stehen aber 
noch aus (Bundesregierung 2014-2, S. 6).

261	 Mitglieder sind unter anderem öffentliche Institutio-
nen, Forschungseinrichtungen, Nichtregierungsorga-
nisationen und Unternehmen (EU Fusions 2016).

262	 Einen Überblick über die CO2-Emissionen der Ernäh-
rung bietet WWF 2012.

263	 So wurde beispielsweise empfohlen, den reduzierten 
Mehrwertsteuersatz für Fleisch, Eier und Milchpro-
dukte abzuschaffen (SRU 2015).

264	 Reisch et al. 2013, S. 20.
265	 Chatham House 2014.
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der – und nicht als ethischer oder umwelt-
freundlicher – präsentiert wird.266 Auch 
über sogenannte „Nudges“, das heißt Maß-
nahmen, die die Entscheidungsstruktur 
verändern, kann das Verbraucherverhalten 
beeinflusst werden.267 Solche Maßnahmen 
können allerdings dann in die Kritik gera-
ten, wenn sie als Bevormundung wahrge-
nommen oder dargestellt werden.268

Weiteres Potenzial liegt in den Si-
cherheitsstandards für Lebensmittel.269 
So könnte über Lebensmittelverfallsdaten 
besser aufgeklärt werden und das Verfüt-
terungsverbot von Essensresten zurückge-
nommen werden. Auch werden nationale 
Produktionsquoten als ein erfolgverspre-
chendes Instrument diskutiert, um die 
Produktion tierischer Nahrungsmittel zu 
reduzieren.270 

4.1.3	Gezieltere Nutzung der Vorteile von 
Bioenergie
Wie erläutert, ist Bioenergie prinzipiell in 
den drei Sektoren Strom, Wärme und Ver-
kehr vielseitig einsetzbar. Weil sie aber nur 
einen kleinen Anteil des gesamten Energie-
bedarfs decken kann, sollte sie gezielt dort 
eingesetzt werden, wo sie dem Gesamtsys-
tem den größten Nutzen bringt. 

Eine übliche Methode, verschie-
dene Nutzungspfade zu bewerten, ist ein 
Vergleich der THG-Vermeidung gegen-
über dem Einsatz fossiler Energieträger. 
Verschiedene Studien kommen zu dem Er-
gebnis, dass pro Hektar Anbaufläche mit 

266	 Joyce et al. 2012, S. 5.
267	 Das Platzieren von Gemüse oder Salat an prominenter 

Stelle von Kantinen erhöht deren Konsum messbar 
(Reisch et al. 2013, S. 16), und allein durch kleinere 
Teller bei Buffets gehen weniger Essensreste zurück 
(in einem Projekt in Dänemark waren das 26 Prozent, 
vgl. iNudgeyou 2016). Wirkung zeigt es auch, wenn 
öffentliche Institutionen als Vorbild vorangehen und 
beispielsweise in großem Maßstab Lebensmittel mit 
geringerem tierischen Anteil einkaufen (Reisch et al. 
2013, S. 21).

268	 So wurde 2013 im Bundestagswahlkampf die Forde-
rung nach einem wöchentlichen „Veggie-Day“ vielfach 
scharf kritisiert, obwohl eine Studie in sechs EU-
Ländern zeigt, dass Menschen überwiegend für einen 
fleischfreien Tag sind (Reisch/Sunstein 2016).

269	 Reisch et al. 2013, S. 21.
270	 Reisch et al. 2013, S. 20.

Holz zur Strom- und Wärmeerzeugung die 
meisten Treibhausgase vermieden werden, 
während die Bilanz bei Biokraftstoffen am 
schlechtesten aussieht.271 Die Bioenergie 
erreicht in denjenigen Nutzungspfaden die 
größte Emissionseinsparung, in denen sie 
die sehr CO2-intensive Kohleverstromung 
ersetzt. Solche Studien gehen allerdings 
meist vom heutigen Energiesystem als 
Referenzsystem aus und haben daher eher 
eine kurzfristige Perspektive.

Langfristig kommt es aber darauf 
an, wie Bioenergie am sinnvollsten einge-
setzt werden kann in einem Energiesystem, 
das durch Wind- und Solarenergie domi-
niert wird.272 Biomasse sowie daraus herge-
stellte Brennstoffe haben im Vergleich zur 
Elektrizität aus Photovoltaik und Windtur-
binen den Vorteil, sich relativ leicht in gro-
ßen Mengen und mit hoher Energiedichte 
für eine spätere Verwendung speichern 
zu lassen. Speicherbare Energieträger mit 
hoher Energiedichte werden zum Beispiel 
als Treibstoffe für Flugzeuge, für Lastkraft-
wagen und Lastschiffe benötigt, die auch 
in näherer Zukunft wahrscheinlich kaum 
mit Elektrizität betrieben werden können. 
Sie werden aber auch zur Stromerzeu-
gung benötigt in den Zeiten, in denen die 
Sonne nicht scheint (Strom aus Photovol
taik) oder der Wind nicht bläst (Strom aus 
Windturbinen), will man nicht Elektrizität 
aus konventionellen Kraftwerken vorhalten 
müssen. In dieser Hinsicht ist die derzeit 
praktizierte kontinuierliche Verstromung 
von Biogas in den meisten der über 8.000 
Anlagen in Deutschland in Zukunft nicht 
sinnvoll.273

Ein weiterer Vorteil von Bioenergie 
gegenüber anderen erneuerbaren Energien 
ist, dass sie in Kombination mit Kohlendi-
oxidabscheidung und -speicherung (CCS) 

271	 Osterburg et al. 2009, S. 95; Sterner/Fritsche 2011.
272	 Die meisten aktuellen Energieszenarien gehen davon 

aus, dass in Deutschland Wind und Photovoltaik als 
die kostengünstigsten und technisch ausgereiftesten 
erneuerbaren Energien den Großteil der Stromerzeu-
gung übernehmen werden (Elsner et al. 2015).

273	 Leopoldina 2013, S. 25 f.
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Emissionen aus der Atmosphäre entfernen 
kann: Die Pflanzen nehmen CO2 auf und 
wandeln es in energiereiche Kohlenstoff-
verbindungen um. Diese werden dann im 
Kraftwerk verbrannt und das entstehende 
CO2 wird abgeschieden und unterirdisch 
eingelagert. Da sich die CO2-Konzentration 
in der Atmosphäre bereits stark erhöht hat, 
können ambitionierte Klimaschutzziele 
nur noch erreicht werden, wenn die CO2-
Konzentration wieder gesenkt wird.274 Bio-
energie mit CCS (BECCS) könnte einen 
Beitrag dazu leisten.275

Eine andere Möglichkeit, der Atmo-
sphäre CO2 zu entziehen, wäre der Einsatz 
großflächiger Aufforstung, die unter 
heutigen Bedingungen kosteneffizienter 
als BECCS ist.276 Da die verfügbare Land-
fläche begrenzt ist und es auch gegenläufi-
ge biophysikalische Effekte (zum Beispiel 
Veränderung der Albedo277) gibt, könnte 
dennoch langfristig eine Klimaschutzstra-
tegie, in der sowohl Aufforstung als auch 
BECCS zum Einsatz kommen, zu höheren 
CO2-Einsparungen führen als Aufforstung 
alleine.278 Neben BECCS und Aufforstung 
gibt es weitere Möglichkeiten, der Atmo-
sphäre CO2 zu entziehen, die aber größten-
teils noch unzureichend erforscht sind oder 
deutlich geringere Potenziale aufweisen.279

4.1.4	Recyceln von Phosphaten als 
Düngemittel und Futterzusatz
Von den drei essenziellen Hauptdüngemit-
telstoffen Stickstoff, Kalium und Phosphor 
sind auf die Dauer nur die Phosphatlager-

274	 Fuss et al. 2014.
275	 Smith et al. 2014.
276	 Humpenöder et al. 2014.
277	 Die Albedo ist ein Maß für das Rückstrahlvermögen 

von diffus reflektierenden, also nicht selbst leuchten-
den Oberflächen.

278	 Wenn der Atmosphäre über einen langen Zeitraum 
große Mengen an CO2 entzogen werden müssen, 
ist auch zu berücksichtigen, dass die Vermeidung 
derselben Mengen von CO2 durch Aufforstung größere 
Landflächen beanspruchen würde als BECCS (Smith 
et al. 2015).

279	 Eine Übersicht bietet Smith et al. 2015.

stätten begrenzt.280 Für den Rohstoff Phos-
phor werden bis 2050 und noch darüber 
hinaus jedoch keine Engpässe erwartet 
– sofern alle Quellen genutzt werden.281 
Allerdings gibt es in Deutschland selbst 
keine Phosphatlagerstätten. Etwa die 
Hälfte des derzeit in der Landwirtschaft 
als Düngemittel genutzten Phosphats kann 
durch Gülle und Dung gedeckt werden, die 
andere Hälfte muss importiert werden. 
Außer als Düngemittel wird Phosphat in 
der Landwirtschaft auch als Zusatz zum 
Viehfutter in größeren Mengen benötigt. 
Weil es auch im übrigen Europa kaum 
Phosphatlagerstätten gibt, wird Phosphor 
als einer der zwanzig für die EU kritischen 
Rohstoffe282 eingestuft – wenn auch erst 
für die Zukunft.

Um Engpässe in der Phosphatver-
sorgung aus Lagerstätten frühzeitig zu 
erkennen, könnte ein Monitoring-Ver-
fahren eingerichtet werden. Hierzu könn-
te auf internationaler Ebene ein ständiger 
Ausschuss eingerichtet werden.283 

Der Aufbau einer Kreislaufwirt-
schaft für Phosphat kann die Importab-
hängigkeit reduzieren und die begrenzten 
Lagerstätten schonen. Es gibt bereits viel-
versprechende Ansätze, zum Beispiel die 
Rückgewinnung von Phosphat aus Klär-
schlamm. Die Ausbeuten und die Verfah-
ren zur Entfernung von Kontaminationen 
wurden in den vergangenen Jahren be-
reits verbessert, aber es besteht hier noch 
Forschungs- und Entwicklungsbedarf.284 

280	 Stickstoff und Kalium stehen im Prinzip unbegrenzt 
zur Verfügung, da pflanzenverfügbare Stickstoff-
verbindungen über das Haber-Bosch-Verfahren aus 
Luftstickstoff hergestellt werden und Kalium neben 
umfangreichen geologischen Lagerstätten auch aus 
Meerwasser gewonnen werden kann.

281	 Angerer et al. 2016; BGR 2013; USGS 2015; Scholz et 
al. 2014.

282	 Siehe Abschnitt Wann Rohstoffe „kritisch“ sind.
283	 Wellmer/Scholz 2015.
284	 Einen Überblick über sekundäre Phosphorquellen 

und deren Nutzung bietet zum Beispiel Bund/Länder 
Arbeitsgemeinschaft Abfall 2012. Verschiedene in der 
Entwicklung befindliche Verfahren zur Phosphor-
rückgewinnung aus Klärschlamm werden in BAM 
2014, Doetsch et al. 2010 und Pinnekamp et al. 2011 
dargestellt.
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Neben technischen Verfahren für die 
Rückgewinnung ist es für die Etablie-
rung effizienter Phosphatkreisläufe auch 
erforderlich, die Phosphornutzung durch 
Pflanzen besser zu verstehen.285 

4.2	 Fossile Energierohstoffe

Derzeit werden weltweit mehr als acht-
zig Prozent des Primärenergieverbrauchs 
durch die fossilen Energieträger Erdöl, Erd-
gas und Kohle gedeckt.286 Dies trifft auch auf 
Deutschland zu.287 Die Internationale Ener-
gieagentur (International Energy Agency, 
IEA) geht bis zum Jahr 2040 von einem 
steigenden Energieverbrauch aus, wobei 
das Wachstum nicht in Westeuropa, son-
dern vor allem in China sowie in verschie-
denen Schwellenländern erfolgen wird. 

Die Verbrennung fossiler Energie
träger verursacht einen Großteil der 
weltweiten Treibhausgasemissionen. In 
Deutschland war die Energiewirtschaft im 
Jahr 2014 für etwa vierzig Prozent, der Ver-
kehrssektor für 18 Prozent der gesamten 
Treibhausgasemissionen verantwortlich.288 
Um die Klimaschutzziele einzuhalten, 
muss der Einsatz fossiler Brennstoffe in 
den nächsten Jahrzehnten deutlich redu-
ziert werden. Bis 2050 sollen in Deutsch-
land die CO2-Emissionen um achtzig bis 95 
Prozent gegenüber 1990 gesenkt werden.289 
Auf EU-Ebene ist geplant, die Emissionen 
bis 2030 um vierzig Prozent verglichen mit 
1990 zu reduzieren.290 Werden diese Ziele 
umgesetzt, ist langfristig also mit einem 
deutlichen Rückgang des Bedarfs an fos-
silen Energieträgern zu rechnen. 

285	 Die Phosphorkreisläufe in Waldökosystemen werden 
beispielsweise in dem DFG-Schwerpunktprogramm 
SPP 1685 − Ecosystem nutrition: forest strategies for 
limited phosphorus resources erforscht (Universität 
Freiburg 2016).

286	 IEA 2015, S. 6.
287	 BMWI 2016-1.
288	 BMUB 2015.
289	 Bundesregierung 2010, S. 4.
290	 EC 2014-2, S. 5.

Kohle ist auf lange Sicht verfügbar 
und relativ kostengünstig. Allerdings ver-
ursacht dieser Brennstoff verglichen mit 
anderen fossilen Energieträgern die meis-
ten CO2-Emissionen. Pro Kilowattstunde 
Strom erzeugt ein Braunkohlekraftwerk 
fast dreimal so viel CO2 wie ein Erdgas-
kraftwerk.291 Gaskraftwerke haben zudem 
den Vorteil, dass sie flexibler sind als Koh-
lekraftwerke und daher die fluktuierende 
Einspeisung aus Windkraft- und Photovol-
taik gut ausgleichen können. Darüber hin-
aus verbrennen Erdgas und Biogas deutlich 
sauberer als Kohle, sind aber teurer. 

Bei Steinkohle, Braunkohle und 
Uran gibt es so große Ressourcen und Re-
serven, dass die Verfügbarkeit selbst bei 
steigendem Verbrauch langfristig gewähr-
leistet ist.292 Für die deutsche Versorgung 
spielt Uran aufgrund des beschlossenen 
Kernenergieausstiegs allerdings keine gro-
ße Rolle mehr. Während die hierzulande 
genutzte Braunkohle aus heimischer För-
derung stammt, ist der Anteil heimischer 
Steinkohle in den vergangenen zehn Jah-
ren drastisch zurückgegangen und betrug 
im Jahr 2014 weniger als 13 Prozent.293 Mit 
dem Ende der Subventionierung im Jahr 
2018 wird die Förderung in Deutschland 
eingestellt. 

Erdgas aus eigenen Quellen deckte 
im Jahr 2014 etwa zehn Prozent des Ver-
brauchs in Deutschland, beim Erdöl wa-
ren es lediglich zwei Prozent. Erdöl wurde 
in erster Linie aus Russland, Norwegen, 
Großbritannien sowie aus politisch in-
stabilen Regionen des Nahen Ostens und 
Nordafrikas importiert. Es ist nicht nur 
der teuerste Energierohstoff, sondern ver-
zeichnet auch starke Preisschwankungen: 
Zwischen 2000 und 2008 stieg der Preis 
um mehr als das Zehnfache an. Solche 
Preissprünge sind allerdings in der Regel 
weniger durch die Förderkosten bestimmt 

291	 BMUB 2015, S. 29.
292	 BGR 2015-1.
293	 BMWi 2016-2.
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als durch politische Entwicklungen; in der 
Vergangenheit etwa durch Verknappungs-
maßnahmen der Organisation erdölexpor-
tierender Länder, kurz OPEC, die Kuwait-
krise oder den Irakkrieg. Auch beim Erdgas 
ist Deutschland von wenigen Lieferländern 
abhängig. Während heute noch ein Teil aus 
den Niederlanden stammt, wird diese Be-
zugsquelle aufgrund schrumpfender Reser-
ven künftig wegfallen. Dadurch wächst die 
Abhängigkeit von Importen aus Russland.

Die derzeit niedrigen Preise von 
Erdöl und Erdgas auf dem Weltmarkt wer-
den großenteils auf die gestiegene Förde-
rung von sogenanntem Schieferöl und -gas 
in den USA zurückgeführt. Hier zeigt sich, 
wie radikal technische Innovationen – in 
diesem Fall Hydraulic Fracturing (Fra-
cking) – die Rohstoffversorgung beein-
flussen können. Selbst wenn die Förderung 
aus diesen Lagerstätten deutlich zunehmen 
sollte, sind Erdgas und Erdöl im Vergleich 
zu Kohle dennoch knappe Rohstoffe.294 Da-
her ist auch weiterhin – trotz des aktuellen 
Preisverfalls – mit hohen beziehungsweise 
auf lange Sicht noch steigenden Preisen für 
Erdöl und Erdgas zu rechnen.

Prinzipiell sind viele der Handlungs-
ansätze für Metalle (siehe Kapitel Hand-
lungsoptionen: Metallische Rohstoffe) auf 
Erdgas, Erdöl und Kohle übertragbar: 
Eine möglichst genaue Kenntnis der La-
gerstätten, die Beobachtung der Märkte, 
die Diversifizierung der Bezugsquellen, die 
Reduzierung der Importabhängigkeit und 
Lagerhaltung sowie eine sparsamere Ver-
wendung können auch hier zu einer siche-
ren Versorgung beitragen. Im Gegensatz zu 
Metallen sind Energierohstoffe allerdings 
nicht recycelbar – wurden sie einmal ver-
braucht, können sie nicht wiederverwertet 
werden. Bei den im Folgenden dargestell-
ten Handlungsoptionen liegt der Fokus auf 
Erdgas, da diesem Rohstoff als emissions-

294	 So betragen die Ressourcen für Erdgas insgesamt 
32.603 Exajoule und für Erdöl 18.594 Exajoule (davon 
jeweils etwa sechzig Prozent unkonventionell), für 
Kohle hingegen 490.716 Exajoule (BGR 2015-1).

ärmstem der fossilen Energieträger für den 
Klimaschutz und den Übergang295 zu einem 
nachhaltigen Energiesystem eine besonde-
re Bedeutung zukommt.296 

4.2.1	Erdgasspeicher
Zeitlich begrenzte Versorgungsengpäs-
se und Preisschwankungen beim Erdgas 
können am einfachsten durch den Aufbau 
zusätzlicher Speicher abgefedert werden. 
Im Jahr 2014 betrug die Speicherkapa-
zität für Erdgas in Deutschland circa 24 
Milliarden Kubikmeter in 51 Untergrund-
speichern (etwa jeweils zur Hälfte für sai-
sonale und für tägliche Schwankungen).297 
Dies entspricht rund einem Viertel der in 
Deutschland im Jahr 2013 verbrauchten 
Erdgasmenge. Nach Planungsstand 2014 
könnte das Speichervolumen in Zukunft 
noch weiter ausgebaut werden, damit lang-
fristig rund 32 Milliarden Kubikmeter zur 
Verfügung stünden.298 

Eine vom Bundeswirtschaftsmi-
nisterium beauftragte Untersuchungs-
kommission kam im Jahr 2015 zu dem 
Schluss, dass die Versorgung mit Erdgas 
in Deutschland generell sicher ist. Träte 
allerdings ein politischer Konflikt mit den 
Lieferländern zeitgleich mit einer extremen 
oder dauerhaften Kälteperiode auf, könne 
es zu einer Versorgungslücke kommen.299 
Um Engpässe auch in derartig kritischen 
Situationen zu vermeiden, wäre eine staat-
lich kontrollierte strategische Gasreserve300 

295	 Durch den Übergang von Kohle zu Erdgas ließen sich 
die CO2-Emissionen auf etwa die Hälfte reduzieren. 
Vollständig vermeiden lassen sie sich allerdings nur 
durch den Einsatz erneuerbarer Energien oder durch 
die Abscheidung und dauerhafte Einlagerung des bei 
der Verbrennung fossiler Energieträger erzeugten CO2 
(CCS). Langfristig muss also auch der Erdgaseinsatz 
(sofern er ohne CCS erfolgt) reduziert werden, um die 
Klimaziele zu erreichen.

296	 Eine Analyse möglicher Systeme der Stromversorgung 
2050 mit einer CO2-Reduktion von mindestens achtzig 
Prozent gegenüber 1990 zeigt, dass der Erdgaseinsatz 
für die Stromerzeugung in einigen Szenarien doppelt 
so hoch sein könnte wie heute (acatech/Leopoldina/
Akademienunion 2015).

297	 LBEG Niedersachsen 2015.
298	 BMWi 2014.
299	 Becker Büttner Held-Partnerschaft 2015.
300	 Die Gasspeicher in Deutschland werden privatwirt-

schaftlich betrieben.
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denkbar. Als Vorbild könnte der Erdölbe-
vorratungsverband301 dienen, über den 
ein Erdölvorrat für 90 Tage sichergestellt 
wird. Gashändler und inländische Erdgas-
produzenten würden verpflichtet, die ent-
sprechenden Vorräte vorzuhalten. Die Re-
serve würde lediglich bei Feststellung der 
Notfallstufe durch die Bundesregierung zur 
Nutzung freigegeben.302 Jedoch müsste die 
steigende Versorgungssicherheit gegen die 
Kosten der Einführung einer solchen Re-
serve abgewogen werden.

4.2.2	Lieferländer für Erdgas diversifizieren
Eine Möglichkeit, die Bezugsquellen 
zu diversifizieren, wäre der Ausbau der 
Pipeline-Infrastruktur, um zusätzli-
che Lieferanten im Mittleren Osten sowie 
Zentralasien zu erschließen. Alternativ 
kann Flüssiggas (Liquified Natural Gas, 
LNG) auf dem Weltmarkt bezogen wer-
den. Weil es in Tankern transportiert wird, 
kann es auch aus Regionen ohne Pipeline-
Anschluss importiert werden. Allerdings 
verbrauchen die Verflüssigung und Rück
umwandlung viel Energie. Derzeit gibt es 
in Deutschland keine LNG-Terminals, in 
denen das Flüssiggas wieder in den Gaszu-
stand gebracht werden kann. Die nächsten 
Terminals befinden sich in Belgien und in 
den Niederlanden, von dort müsste das 
Gas per Pipeline transportiert werden.303

4.2.3	Unkonventionelle Vorkommen nutzen
Auch die Gewinnung von Erdgas (sowie 
Erdöl) aus unkonventionellen Lagerstätten 
in Deutschland würde die Unabhängigkeit 
des Landes erhöhen. „Unkonventionell“ be-
zeichnet hierbei Vorkommen, die in sehr 
dichten Gesteinen lagern (zum Beispiel 
Schiefergas und Schieferöl) und häufig nur 
durch zusätzliche technische Maßnahmen 
gefördert werden können. Am bekann-
testen ist die hydraulische Risserzeugung 

301	 Weitere Informationen unter http://www.ebv-oil.org.
302	 Becker Büttner Held-Partnerschaft 2015, S. 157─173. 

Alternative Varianten, wie die Zuordnung der Reserve 
zum Fernleitungsnetzbetreiber und Speicherverpflich-
tungen für Marktakteure, werden in diesem Bericht 
ebenfalls diskutiert.

303	 Becker Büttner Held-Partnerschaft 2015, S. 78.

durch das in der Öffentlichkeit kontro-
vers diskutierte Hydraulic Fracturing 
(Fracking). Fracking stößt bei vielen Bür-
gerinnen und Bürgern auf Ablehnung, da 
Umweltgefahren, insbesondere eine Verun-
reinigung des Grundwassers durch die ver-
wendeten Chemikalien, befürchtet werden. 
Ein 2015 erschienenes Positionspapier von 
acatech – Deutsche Akademie der Technik-
wissenschaften kommt jedoch zu dem Er-
gebnis, dass ein generelles Einsatzverbot 
der Technik auf Basis wissenschaftlicher 
und technischer Fakten nicht begründbar 
sei. Der Einsatz dieses Verfahrens müsse 
allerdings strengen Sicherheitsstandards 
folgen, klar geregelt sein und umfassend 
überwacht werden.304 Während die konven-
tionellen Erdgasreserven voraussichtlich 
in etwa zehn Jahren aufgebraucht seien, 
könne die Erdgasförderung in Deutschland 
durch die Gewinnung von Schiefergas über 
Jahrzehnte auf dem derzeitigen Niveau 
fortgeführt werden.305 

Selbst wenn politisch entschieden 
wird, Schiefergas nicht grundsätzlich in 
den Energiemix einzubeziehen, könnte es 
als „Notfallreserve“ bei drohenden Erdgas-
Lieferengpässen genutzt werden. Dazu 
wären jedoch vorbereitende Maßnahmen 
erforderlich: Die Vorkommen müssten 
so weit exploriert und entwickelt werden, 
dass ein Förderbeginn innerhalb weniger 
Wochen möglich wäre. Darüber hinaus 
wären die rechtlichen Vorrausetzungen 
zu schaffen. 

Weitere Potenziale bietet Erdgas 
aus Kohleflözen vor allem im nördlichen 
Nordrhein-Westfalen – diese Lagerstätten 
müssen aber noch weiter erkundet werden. 
In anderen Ländern wie Australien und 
den USA werden solche Vorkommen be-
reits kommerziell genutzt. Nachteile sind 
der hohe Wasserverbrauch und die großen 
Abwassermengen, die dabei entstehen.306

304	 acatech 2015.
305	 acatech 2015; BGR 2016.
306	 IASS 2014.
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Auf lange Sicht könnte auch den 
Methanhydraten307 in der Tiefsee eine 
wachsende Bedeutung zukommen. Diese 
Vorkommen werden als sehr groß einge-
schätzt, auch wenn die genauen Mengen 
und deren Förderkosten noch nicht bezif-
fert werden können. Bisher ist die Förde-
rung jedoch noch nicht wirtschaftlich. An 
Land hingegen, wo die Gashydrate in Dau-
erfrostgebieten mit Permafrostböden vor-
kommen, werden sie bereits abgebaut. Für 
Methanhydrate aus der Tiefsee ergibt sich 
eine ähnliche Situation wie für die marinen 
metallischen Rohstoffe (siehe Abschnitt 
Marine Rohstoffe): Die Exploration und der 
Abbau von Rohstoffen aus der Tiefsee sind 
technisch sehr anspruchsvoll und daher mit 
hohen Kosten verbunden. Wirtschaftlich 
lohnenswert wäre ihre Förderung daher 
nur, wenn der Marktpreis für Erdgas in Zu-
kunft dauerhaft deutlich höher sein wird als 
heute. Neben der Technologieentwicklung 
und Klärung des wirtschaftlichen Nutzens 
besteht auch bei den möglichen Umweltbe-
lastungen erheblicher Forschungsbedarf. 
Ob Gas aus Methanhydraten für die Ener-
gieversorgung bis 2050 überhaupt eine 
Rolle spielen wird, ist fraglich.

4.2.4	Alternative gasförmige Energieträger
Eine weitere Möglichkeit, die Abhängigkeit 
von Erdgasimporten zu reduzieren, ist die 
Herstellung gasförmiger Energieträger aus 
überschüssigem Wind- und Solarstrom 
(synthetisches Gas). Bei der sogenannten 
Power-to-Gas-Technologie wird mit-
hilfe der Elektrolyse Wasser in Wasserstoff 
und Sauerstoff gespalten. Der Wasserstoff 
kann in Langzeitspeichern gelagert und 
in Zeiten geringer Stromeinspeisung aus 
Wind und Solaranlagen wieder zur Strom-
erzeugung genutzt werden. Alternativ kann 
er zur Wärmeerzeugung oder als Kraftstoff 
im Verkehr eingesetzt werden.

307	 Bei Methanhydraten ist Methan in einem Käfig aus 
erstarrtem Wasser eingelagert. Sie bilden sich unter 
hohem Druck bei niedriger Temperatur.

Geringe Wasserstoffmengen können 
einfach ins Erdgasnetz eingespeist werden. 
Derzeit ist eine Beimischung von fünf Pro-
zent rechtlich erlaubt. Aus technischer 
Sicht wäre mit den heutigen Anlagen zur 
Nutzung von Gas in Industrie, Kleingewer-
be und Haushalten unter Umständen eine 
Erhöhung auf zehn bis zwanzig Prozent 
möglich.308

Sollen größere Mengen syntheti-
schen Gases zum Einsatz kommen, gibt es 
zwei Möglichkeiten: Entweder werden die 
Leitungen, Speicher und Verbrennungs-
anlagen technisch angepasst, sodass sie 
hohe Wasserstoffanteile oder sogar reinen 
Wasserstoff verarbeiten können, oder der 
Wasserstoff wird zu Methan weiterverar-
beitet (zum Beispiel durch die Reaktion 
mit Kohlendioxid). Letzteres kostet zwar 
zusätzliche Energie und erhöht die Herstel-
lungskosten, hat aber den Vorteil, dass die 
bestehende Infrastruktur für Erdgas ohne 
Einschränkungen genutzt werden kann.309 
Um zu entscheiden, welche Variante am 
besten geeignet ist, sollten die Kosten des 
Infrastrukturaufbaus gegen die Kosten der 
Weiterverarbeitung zu Methan abgewogen 
werden.

Der große Vorteil von synthetischem 
Gas aus Wind- und Solarstrom ist, dass es 
keine CO2-Emissionen verursacht. Daher 
ist es − im Gegensatz zu Erdgas − keine 
Übergangslösung auf dem Weg zu einer 
CO2-neutralen Energieversorgung, son-
dern wird voraussichtlich auch langfristig 
ein wichtiger Bestandteil künftiger Ener-
giesysteme sein.

Auch Biomethan, das heißt zu Erd-
gasqualität aufbereitetes Biogas, kommt 
als gasförmiger Energieträger infrage. Al-
lerdings ist die Menge an nachhaltig nutz-
barer Biomasse begrenzt (siehe Abschnitt 
Biomasse als Energiequelle). 

308	 DVGW 2013; Hüttenrauch/Müller-Syring 2010.
309	 Erdgas besteht hauptsächlich aus Methan.
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5	 Fazit

Zwar sind aus geologischer Sicht auch bei 
weltweit steigendem Bedarf ausreichend 
Metalle und Energierohstoffe vorhanden, 
um die Energiewende bis 2050 umzuset-
zen. Durch die hohe Abhängigkeit bei vie-
len wirtschaftsstrategischen Rohstoffen 
von wenigen Anbietern auf dem Welt-
markt ist eine dauerhafte Verfügbarkeit 
aller benötigten Rohstoffe am Markt zu 
bezahlbaren Preisen jedoch nicht garan-
tiert. Hier können Politik und Industrie 
verschiedene Maßnahmen ergreifen, um 
die Versorgungssicherheit zu erhöhen. 
Zudem ist für eine nachhaltige Energie-
wende auch entscheidend, dass die dafür 
eingesetzten Rohstoffe umwelt- und sozi-
alverträglich gewonnen werden. In den fol-
genden Tabellen werden die vorgestellten 
Handlungsoptionen für eine nachhaltige, 
sichere und bezahlbare Rohstoffversor-
gung zusammengefasst.

Bei den angegebenen Zeithorizonten 
zur Umsetzbarkeit und Wirksamkeit der 
Maßnahmen bezeichnet „kurzfristig“ einen 
Zeitraum von ein bis drei Jahren, „mittel-
fristig“ einen Zeitraum von drei bis zehn 
Jahren und „langfristig“ einen Zeitraum 
von mehr als zehn Jahren.

5.1	 Übersicht über Handlungs
optionen bei metallischen 
Rohstoffen

Um Erneuerbare-Energie-Anlagen, intel
ligente Netze und Speicher für das zu-
künftige Energiesystem zu errichten, wird 
eine Vielzahl von Metallen benötigt. Eine 
wichtige Rolle spielen die sogenannten 
Technologie- und Sondermetalle wie bei-
spielsweise Kupfer, Kobalt und Lithium, 
die Platingruppenelemente, Indium, Tel-
lur, Gallium und Germanium sowie die Sel-
tenen Erden. Da bei einigen dieser Metalle 
die Recyclingraten noch gering sind und 
sie nicht in Deutschland abgebaut wer-
den, müssen sie größtenteils importiert 
werden. Die im Folgenden vorgestellten 
Handlungsoptionen zielen darauf ab, die 
Importabhängigkeit zu verringern oder 
Lieferungen aus dem Ausland langfristig 
zu sichern.
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Handlungsoption Ziel Umsetzbarkeit, Chancen und Risiken

3.1 Expertise und Wissenstransfer

Entwicklung eines Lager
stättengesetzes, das Unter-
nehmen zur Offenlegung be-
stimmter Daten verpflichtet

Effiziente Nutzung der 
geowissenschaftlichen 
Daten; Vermeidung von 
Doppelarbeit und Kosten

Eingriff in die Besitzrechte der Unternehmen
Das Gesetz kann kurzfristig geändert werden, die 
Wirkung der Datenverfügbarkeit auf die Ressourcen-
verfügbarkeit entfaltet sich aber erst langfristig.
Gut kombinierbar mit Maßnahmen, die Exploration 
und Bergbau in Deutschland fördern.

Europäisches Wissensnetz-
werk für Rohstoffe (Beispiel 
EU Minerals Intelligence 
Network) unterstützen

Informationsgrundlage 
für Politik und Industrie 
schaffen

Konkurrenzdenken und uneinheitliche Daten
standards können die Umsetzung erschweren.
Kurz- bis mittelfristig.
Gut kombinierbar mit EuroGeoSurveys.
Abstimmung auf EU-Ebene erforderlich.

Stärkere Unterstützung 
seitens der EU für EuroGeo-
Surveys, der Vereinigung der 
europäischen Geologischen 
Dienste und Fortschreibung 
der Raw Materials Initiative 
der EU

Informationsgrundlage 
für Politik und Industrie 
verbessern

Konkurrenzdenken und uneinheitliche Daten
standards können die Umsetzung erschweren.
Kurz- bis mittelfristig.
Gut kombinierbar mit Europäischem Wissens
netzwerk.
Abstimmung auf EU-Ebene erforderlich.

Zusammenführung der 
geologischen, rohstoffre-
levanten Datenbanken der 
Geologischen Landesämter

Erhöhung der Verfüg-
barkeit und effiziente 
Nutzung der Daten bei 
länderübergreifenden 
Lagerstättenproblemen

Föderales Denken kann die Umsetzung erschweren
Kurzfristig möglich.
Abstimmung auf Länderebene erforderlich.

Internationale Study Group 
für wirtschaftsstrategische 
Hightech-Metalle einrichten

Informationsgrundlage 
für Politik und Industrie 
schaffen

Mögliche fehlende Kooperationsbereitschaft 
zentraler Akteure, insbesondere der Industrie (Schutz 
von Betriebsgeheimnissen).
Können kurzfristig eingerichtet werden, entfalten 
aber erst mittelfristig ihre Wirkung.

Stärkung der universitären 
Ausbildung und der univer
sitären und außeruniversi
tären Forschung

Rohstoffexpertise in 
Deutschland aufbauen

Kooperation von Bund und Ländern erstrebenswert.
Wirksamkeit erst sehr langfristig.

Rohstoffexpertise der 
Geologischen Dienste der 
Bundesländer stärken

Neue Rohstoffpotenziale 
in Deutschland erkunden

Personelle Unterbesetzung, Stärkung im Bereich 
internationale Rohstoffwirtschaft erforderlich.
Wirksamkeit erst mittelfristig.
Landespolitik für Finanzierung zuständig.

Fortschreibung des im Koali-
tionsvertrag zur 18. Legisla-
turperiode implementierten 
Rohstoffmonitorings

Kontinuierliche Beratung 
von Politik und Wirtschaft 
über Preis- und Liefer
risiken auf den Rohstoff-
märkten

Ausbau des DERA-Rohstoffmonitorings, wird bereits 
umgesetzt und weitergeführt.

HINWEIS kurzfristig: 3 – 6 Jahre, mittelfristig: 3 – 10 Jahre, langfristig: > 10 Jahre
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Handlungsoption Ziel Umsetzbarkeit, Chancen und Risiken

3.2 Versorgungsicherheit

Entwicklung effizienter tech-
nischer Recyclingstandards 
für besonders ressourcen-
relevante Produktgruppen

Qualitativ hochwertiges 
Recycling, Rückgewin-
nung von Hightech-
Metallen

Verpflichtende technische Standards, Registrierung 
aller Recycling- und Handelsunternehmen sowie 
zertifizierte Aufbereitungsanlagen notwendig.
Mittelfristig umsetzbar.
Sollte nach Möglichkeit langfristig EU-weit einheitlich 
sein.
Wirksamkeit entfaltet sich am besten, wenn auf allen 
Prozessstufen das qualitativ hochwertige Recycling 
gefordert und gefördert wird (Sammeln, Demontage, 
Aufbereitung, Metallurgie).

Bei zuständigen Behörden 
die Fachkompetenz für das 
Recycling aufbauen, ähnlich 
wie bei den Bergbehörden

Überwachung der Einhal-
tung von Standards beim 
Recycling; Definition von 
Indices für die Recycling-
fähigkeit von Produkten

Der zusätzliche bürokratische Aufwand könnte zu 
höheren Kosten führen.
Mittelfristig möglich.
Entwicklung der entsprechenden Standards ist die 
Voraussetzung.

Verbraucherfreundliche 
Sammelsysteme schaffen

Rückgaberate von Elek
tronikprodukten erhöhen, 
um mehr Hightech-
Metalle wiederverwerten 
zu können

Bei niedrigen Rohstoffpreisen nicht rentabel.
Rechtliche Rahmenbedingungen, flächendecken-
des Monitoring sowie Akzeptanz von Herstellern 
erforderlich.
Regelungen können zwar kurz- bis mittelfristig ein-
geführt werden, flächendeckendes Monitoring und 
Umdenken bei Herstellern und Konsumenten aber 
eher mittelfristig.
Wirksamkeit entfaltet sich am besten, wenn auf allen 
Prozessstufen das Qualitäts-Recycling gefordert und 
gefördert wird (Sammeln, Demontage, Aufbereitung, 
Metallurgie).

Leasing- und innovative 
Geschäftsmodelle für Elek
tronikprodukte entwickeln

Rückgaberate von Elek
tronikprodukten erhöhen, 
um mehr Hightech-
Metalle wiederverwerten 
zu können

Rechtliche Rahmenbedingungen sowie Akzeptanz 
von Herstellern und Verbrauchern sind erforderlich.
Pilotprojekte können kurzfristig eingeführt werden, 
eine weite Verbreitung, die einen substanziellen 
Beitrag zur Ressourcenverfügbarkeit leistet, ist aber 
erst mittelfristig zu erwarten.
Wirksamkeit entfaltet sich am besten, wenn auf allen 
Prozessstufen das Qualitäts-Recycling gefordert und 
gefördert wird (Sammeln, Demontage, Aufbereitung, 
Metallurgie).

Europaweite Hafen
kontrollen stärken

Verhinderung illegaler 
Exporte von Elektronik-
schrott und Altfahrzeugen

EU-weite Kooperation und Anpassung des gesetz
lichen Rahmens sind erforderlich.
Kurz- bis mittelfristig möglich.
Wirksamkeit am höchsten in Verbindung mit anderen 
Maßnahmen zur Verhinderung illegaler Elektro-
schrottexporte und mit der Einführung und Überwa-
chung technischer Recyclingstandards.

System der Zolltarifnum-
mern erweitern, um neue 
und gebrauchte Exportgüter 
unterscheiden zu können

Verhinderung illegaler 
Exporte von Elektronik-
schrott

EU-weite Kooperation und Anpassung des gesetz
lichen Rahmens sind erforderlich.
Kurz- bis mittelfristig möglich.
Wirksamkeit am höchsten in Verbindung mit anderen 
Maßnahmen zur Verhinderung illegaler Elektro-
schrottexporte und mit der Einführung und Über
wachung technischer Recyclingstandards.

HINWEIS kurzfristig: 3 – 6 Jahre, mittelfristig: 3 – 10 Jahre, langfristig: > 10 Jahre
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Handlungsoption Ziel Umsetzbarkeit, Chancen und Risiken

Elektronikschrott-Exporte 
nur an zertifizierte Repara-
tur- und Recyclingunterneh-
men zulassen

Verhinderung illegaler 
Exporte von Elektronik-
schrott

EU-weite Kooperation und Anpassung des gesetz
lichen Rahmens sind erforderlich.
Mittelfristig möglich.
Wirksamkeit am höchsten in Verbindung mit anderen 
Maßnahmen zur Verhinderung illegaler Elektro-
schrottexporte. Einführung entsprechender techni-
scher Recyclingstandards ist eine Voraussetzung.

Verfahren zur Aufbereitung 
und zur metallurgischen 
Rückgewinnung von 
komplexen Produkten 
und Hightech-Metallen 
verbessern

Umfassendere Rück
gewinnung von Hightech-
Metallen

Forschungsförderung findet bereits statt und kann 
problemlos fortgeführt werden.
Wirkung entfaltet sich erst mittel- bis langfristig, 
nachdem Investoren gefunden worden sind.

Produktstandards/Labels 
für ein recyclingfähiges 
Produktdesign entwickeln

Umfassendere Rück
gewinnung von Hightech-
Metallen

Akzeptanz vonseiten der Industrie und der Verbrau-
chern ist fraglich.
Rechtliche Rahmenbedingungen müssen für eine 
Vielzahl verschiedener Produkte und Rohstoffkom
ponenten geschaffen werden. 
Umdenken bei Herstellern und Konsumenten eher 
mittelfristig zu erwarten, zudem stehen je nach 
Lebenszeit der Produkte die Rohstoffe erst entspre-
chend später wieder zur Verfügung.
Wirksamkeit entfaltet sich am besten, wenn auf allen 
Prozessstufen das Qualitäts-Recycling gefordert und 
gefördert wird (Sammeln, Demontage, Aufbereitung, 
Metallurgie).
Leasing und andere serviceorientierte Geschäfts-
modelle („Nutzen statt besitzen“) können einen 
entscheidenden Beitrag für reparatur- und recycling-
gerechtere Produkte liefern.

Gründung eines staatlich 
geförderten deutschen 
Rohstoffunternehmens, dass 
antizyklisch tätig wird und 
international agiert

Rohstoffbasis erweitern 
und Importabhängigkeit 
reduzieren, langfristige 
strategische Rohstoffsi-
cherung für die deutsche 
Industrie.
Beispielhafte Bergwerks-
betriebe mit hohen Um-
welt- und Sozialstandards

Der Staat müsste sich längerfristig finanziell beteili-
gen, unabhängig von aktuellen Rohstoffpreisen und 
Konjunkturlage; hohes finanzielles Risiko für den 
Steuerzahler; heterogene Interessenlagen zwischen 
Staat und Industrie.
Staatliche Unternehmen arbeiten oft ineffizienter als 
privatwirtschaftliche; hohes Risiko, dass die Maßnah-
me volkswirtschaftlich ineffizient ist.

Betriebsfähigkeit von 
Bergwerken durch staatliche 
Hilfe aufrechterhalten (Care 
and Maintenance)

Heimische Rohstoffbasis 
erweitern beziehungswei-
se – bei Anwendung auf 
Bergwerke im Ausland 
– Verhinderung von 
Bildung von Oligo-und 
Monopolen

Dies stellt einen staatlichen Eingriff in den Markt dar, 
der zu Wettbewerbsverzerrungen führen kann.
Wurde in Österreich erfolgreich praktiziert.
Hohes Risiko, dass die Maßnahme volkswirtschaftlich 
ineffizient ist.

Auf Rohstoffvorkommen in 
Deutschland und Europa ab-
gestimmte Forschung zur Ex-
ploration und Aufbereitung 
(für Nicht-Eisen-Metalle und 
ihre beibrechenden Elemen-
te, sowie Edelmetalle)

Entdeckung von Lager-
stätten und Nutzung von 
Rohstoffvorkommen in 
Deutschland und Europa

Relativ einfach umsetzbar.
Beitrag zur Versorgungssicherheit erst langfristig zu 
erwarten.
Gut kombinierbar mit: Ausbau der Expertise in 
Deutschland; Modernisierung des Lagerstättenge-
setzes.
Bei Rohstoffabbau in Deutschland ist mit Widerstand 
von Umweltverbänden und Anwohnern (zum Bei-
spiel Bürgerinitiativen) zu rechnen. Kommunikations- 
und Beteiligungsmöglichkeiten im Planungsverfahren 
können die Akzeptanz erhöhen.

HINWEIS kurzfristig: 3 – 6 Jahre, mittelfristig: 3 – 10 Jahre, langfristig: > 10 Jahre
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Handlungsoption Ziel Umsetzbarkeit, Chancen und Risiken

Gründung eines europä
ischen Fonds für kritische 
Rohstoffe

Langfristige strategische 
Rohstoffsicherung für die 
europäische Industrie

Heterogene Interessenlagen und ungeklärte Zustän-
digkeiten zwischen EU-Mitgliedstaaten, europäischer 
Politik und Industrie.
Mittel- bis langfristig umsetzbar.
Ein Konzept müsste auf europäischer Ebene zunächst 
entwickelt werden.

Forschung zu marinen Roh-
stoffen intensivieren

Informationsgrundlage 
und technisches Know-
how für den späteren Ab-
bau und die Verarbeitung 
schaffen, Umweltfolgen 
verstehen

Derzeit sind die Förderkosten der marinen Rohstoffe 
im Vergleich zu den augenblicklichen Marktpreisen 
der Rohstoffe noch zu hoch. Damit sie kommerziell 
gefördert werden können, sind erhebliche Fort-
schritte in der Förder- und Verarbeitungstechnologie 
erforderlich.
Wirksamkeit sehr langfristig.
Hohe und nicht genau vorhersehbare Kosten bei 
möglichem marinen Bergbau.
Bei Rohstoffabbau in der Tiefsee ist mit Widerstand 
von Umweltverbänden zu rechnen.

Schaffung finanzieller 
Anreize für die Industrie 
zur Gewinnung mariner 
Rohstoffe

Rohstoffbasis erweitern 
und Importabhängigkeit 
reduzieren

Aufgrund augenblicklicher Rohstoffpreise und 
fehlender Technologien ist das Interesse seitens der 
Industrie derzeit nicht gegeben.
Der Staat müsste sich längerfristig finanziell beteili-
gen, unabhängig von aktuellen Rohstoffpreisen und 
Konjunkturlage.
Hohes finanzielles Risiko. 
Bei Rohstoffabbau in der Tiefsee ist mit Widerstand 
von Umweltverbänden zu rechnen.

Absicherung von Rohstoff-
projekten im Ausland gegen 
politische und wirtschaftli-
che Ausfallrisiken

Erhöhung der Versor-
gungssicherheit Deutsch-
lands mit kritischen 
Rohstoffen

Wird bereits erfolgreich angewendet.
Kurzfristig einsetzbar.

Explorationsförderung Realisierung von Maß-
nahmen zur Rohstoff
gewinnung

Das Explorationsförderprogramm von 2013 wurde 
2015 aufgrund mangelnder Interessen der Industrie 
eingestellt. 
Das erforderliche Interesse der rohstoffverbrauchen-
den Industrie ergibt sich eher in Hochpreisphasen, in 
denen es aber sehr teuer ist, Explorationsaktivitäten 
mit hohen Erfolgswahrscheinlichkeiten zu beginnen. 
Mittel- bis langfristig wirksam.
Gut kombinierbar mit: Rohstoffexpertise stärken.

Anreize zur Lagerhaltung 
kritischer Hightech-Metalle 
in der Industrie schaffen

Lieferengpässe abfedern Bereitschaft der Industrie ist abhängig von den Roh-
stoffpreisen und der Höhe der staatlichen Förderung, 
hohe Kosten.
Hohes Risiko, dass die Maßnahme volkswirtschaftlich 
ineffizient ist.

Aufbau einer staatlichen 
Lagerhaltung kritischer 
Hightech-Metalle

Lieferengpässe abfedern Hohe Kosten.
Hohes Risiko, dass die Maßnahme volkswirtschaft-
lich ineffizient ist. Werden rohstoffverbrauchende 
Unternehmen über Versicherungsprämien oder 
Optionen auf Lieferung in Notfallsituationen betei-
ligt, so reduziert sich dieses Risiko, da Menge und Art 
der gelagerten Rohstoffe bedarfsgerecht bestimmt 
werden.

HINWEIS kurzfristig: 3 – 6 Jahre, mittelfristig: 3 – 10 Jahre, langfristig: > 10 Jahre
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Handlungsoption Ziel Umsetzbarkeit, Chancen und Risiken

3.3 Ressourceneffizienz

Forschung und Entwicklung 
zur Weiterentwicklung von 
Exploration, Förderung und 
Aufbereitung

Effiziente, umweltfreund-
liche und kostengünstige 
Rohstoffgewinnung

Realisierbarkeit ist abhängig von einzelnen Techno-
logien.
Wirksamkeit erst langfristig, nachdem Investoren 
gefunden wurden.

Bilaterale technische Ent-
wicklungszusammenarbeit 
stärken

Umwelt- und Sozialstan-
dards etablieren, Effizienz 
im behördlichen Umgang 
mit Rohstoffvorhaben 
steigern

Eine langfristige Umsetzung der Standards und 
Maßnahmen und ihr praktischer Vollzug sind schwer 
zu garantieren.

Einführung einer Ressour-
censteuer

Sparsamerer Rohstoff
einsatz

Die Wirksamkeit dieser Maßnahme ist fraglich.
Um wettbewerbsneutral zu sein, müsste die Steuer 
international eingeführt werden, dies ist schwer 
umzusetzen.

3.4 Internationale Rohstoffpolitik

Umsetzung einer globalen 
Ressourcen-Governance

Umwelt- und Sozial-
standards weltweit 
angleichen, gerechteres 
Ressourcenmanagement

Heterogene Interessenslagen der Nationalstaaten, 
ungeklärte Zuständigkeit, Eingriff in die globalen 
Ressourcenmärkte.
Es gibt bereits Ansätze wie Extractive Industry Trans-
parency Initiative und andere rohstoffspezifische 
Ansätze, eine umfassende internationale Durchset-
zung ist aber nur langfristig möglich.

Bilaterale Rohstoffabkom-
men schließen

Zugang zu Rohstoffen 
sichern, Umwelt- und So-
zialstandards etablieren

Hängt von den Bedingungen im jeweiligen Land ab.
Wirksamkeit hängt davon ab, ob die Industrie 
investiert.

Festlegung einer zentralen 
Ansprechperson für die 
deutsche Rohstoffpolitik, 
beispielsweise eines 
Staatssekretärs oder einer 
Staatssekretärin für Rohstof-
fe oder eines Beauftragten 
für Rohstoffe auf Staats
sekretärsebene

Koordination zwischen 
Politik, Wirtschaft 
und Zivilgesellschaft; 
bessere Koordinierung 
der Rohstoffaktivitäten in 
Deutschland und der EU, 
höhere Sichtbarkeit der 
deutschen Rohstoffpolitik 
im Ausland

Relativ einfach kurzfristig umsetzbar.
Auswirkungen auf die Rohstoffverfügbarkeit sind 
schwer einzuschätzen.

Transparenzmechanismen in 
Rohstofflieferketten etablie-
ren und fördern

Umwelt- und Sozial-
standards etablieren, 
Finanzierung von bewaff-
neten Konflikten durch 
Rohstoffe verhindern

Negative, nicht intendierte Auswirkungen auf die 
lokale Wirtschaft sind möglich, mangelnde Kontroll-
möglichkeiten.
Lückenlose Systeme zu etablieren ist schwierig.
Mittelfristig umsetzbar.

HINWEIS kurzfristig: 3 – 6 Jahre, mittelfristig: 3 – 10 Jahre, langfristig: > 10 Jahre

Tabelle 2: Handlungsoptionen bei metallischen Rohstoffen



84 Fazit

5.2	 Übersicht über Handlungsopti-
onen bei Energierohstoffen

Als speicherbarer erneuerbarer Energie-
träger kann Bioenergie für die Strom- und 
Wärmeerzeugung sowie als Kraftstoff im 
Verkehr flexibel eingesetzt werden. Aller-
dings verursacht der Anbau von Biomas-
se Treibhausgasemissionen und weitere 
schädliche Umweltauswirkungen. Diese zu 
reduzieren ist das vorrangige Ziel der hier 
vorgestellten Handlungsoptionen.

Bei den fossilen Energieträgern liegt 
der Fokus der vorgestellten Handlungsop-

tionen auf dem Erdgas, dem als CO2-ärms-
ten fossilen Energieträger eine besondere 
Bedeutung für die Energiewende zukommt. 

Viele der diskutierten Handlungsop-
tionen für metallische Rohstoffe – Beob-
achtung der Märkte, Diversifizierung der 
Bezugsquellen, Reduzierung der Import
abhängigkeit und Lagerhaltung sowie eine 
sparsamere Verwendung – können auch 
bei den fossilen Energierohstoffe Erdgas, 
Erdöl und Kohle eingesetzt werden und zu 
einer sicheren Versorgung beitragen. Die 
Optionen sind in der folgenden Tabelle 
nicht noch einmal aufgeführt.

Handlungsoption Ziel Umsetzbarkeit, Chancen und Risiken

4.1 Biomasse

Beschränkung der steuerli-
chen Förderung auf solche 
Biokraftstoffe, die aus Abfäl-
len oder Holz aus nachhaltig 
bewirtschafteten Wäldern 
erzeugt wurden

Nahrungsmittelkonkur-
renz und Umweltschäden 
durch den Anbau von 
Energiepflanzen vermei-
den

Relativ einfach und kurzfristig umsetzbar
Konformität mit EU-Recht ist sicherzustellen.

Einbeziehung der Landwirt-
schaft in den Emissions-
handel

Treibhausgasemissio-
nen der Landwirtschaft 
reduzieren

Aufwendig, da die Erfassung der Emissionen aus der 
Landwirtschaft komplex ist und Widerstände der 
Landwirte zu erwarten sind. Gegebenenfalls könnten 
im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU 
erfasste Daten genutzt werden. Optimal wäre ein 
globales System, dessen Implementierung jedoch 
noch wesentlich aufwendiger wäre als ein nationales 
oder EU-weites System.
Die Ausweitung des Emissionshandelssystems könnte 
schrittweise durchgeführt werden, so könnten mit-
telfristig große und einfach zu erfassende Emissionen 
in den europaweiten Emissionshandel einbezogen 
werden. Eine Einbeziehung der gesamten Landwirt-
schaft auf globaler Ebene wäre erst sehr langfristig 
möglich. 
Das Vorgehen muss auf EU-Ebene und darüber 
hinaus international abgestimmt werden. 
Ergänzung durch zusätzliche Maßnahmen (zum Bei-
spiel Nachhaltigkeitsvorgaben) kann sinnvoll sein.

Schaffung von Nachhal-
tigkeitsvorgaben für den 
Energiepflanzenanbau und 
-import

Nahrungsmittelkonkur-
renz und Umweltschäden 
durch den Anbau von 
Energiepflanzen vermei-
den

Je mehr Länder und Agrarprodukte einbezogen wer-
den, desto wirksamer, aber auch desto komplexer 
und schwieriger zu implementieren.
Kann mittelfristig begonnen und schrittweise ausge-
weitet werden.
Die Richtlinie 2009/28/EG (Erneuerbare-Energien-
Richtlinie) bietet Ansätze, auf denen man aufbauen 
könnte.

HINWEIS kurzfristig: 3 – 6 Jahre, mittelfristig: 3 – 10 Jahre, langfristig: > 10 Jahre
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Handlungsoption Ziel Umsetzbarkeit, Chancen und Risiken

Stickstoffdünger oder Stick-
stoffüberschüsse besteuern

Treibhausgasemissionen 
und andere Umweltfolgen 
der Stickstoffdüngung 
reduzieren

Relativ einfach und kurzfristig umsetzbar, wird in 
anderen EU-Ländern bereits umgesetzt.

Schaffung ordnungsrecht-
licher Maßnahmen zum 
Erhalt kohlenstoffreicher 
Böden

Treibhausgasemissionen 
reduzieren, indem die 
Eigenschaft von Böden als 
Kohlenstoffsenke erhalten 
wird

Relativ einfach und kurzfristig umsetzbar.

Brachflächen und degradier-
tes Land für den Anbau von 
Energiepflanzen nutzen

Zusätzliche Potenziale 
nachhaltiger Bioenergie 
erschließen, die nicht in 
Konkurrenz mit anderen 
Zielen wie zum Beispiel 
Sicherung der Nahrungs-
mittelproduktion stehen

Kommerzielle technische Verfahren, um Biogas und 
Biokraftstoffe aus diesen Pflanzen herzustellen, 
müssen noch entwickelt werden. Die Potenziale 
geeigneter Landflächen sind sehr umstritten.
Mittel- bis langfristig umsetzbar.
Nachhaltigkeitskriterien (unter anderem Definition 
für Brachflächen) und entsprechendes Monitoring 
sollten sicherstellen, dass keine Treibhausgasemissi-
onen durch Landnutzungsänderung verursacht wer-
den und auf Brachflächen bestehende Ökosysteme 
nicht belastet werden.

Energetische Nutzung von 
Abfall ausweiten

Zusätzliche Potenziale 
nachhaltiger Bioenergie 
erschließen

Je nach Art des Abfalls gibt es technische und 
ökonomische Hürden.
Technisch mittelfristig umsetzbar.

Lebensmittelverschwen-
dung und Konsum tierischer 
Lebensmittel reduzieren

Landwirtschaftliche 
Flächen für Bioenergie 
freisetzen und Umwelt-
folgen der Landwirtschaft 
reduzieren

Änderungen des Verbraucherverhaltens sind erfor-
derlich und in großem Maßstab wahrscheinlich erst 
langfristig zu erreichen.

Bioenergie gezielter 
einsetzen

Aus den begrenzten Bio-
energiepotenzialen den 
größtmöglichen Nutzen 
für das Energiesystem 
herausholen

Eine bedarfsgerechte Verstromung von Biogas ist 
relativ leicht und kurz- bis mittelfristig umsetzbar. Die 
optimale Zuordnung zum Strom, Wärme- und Ver-
kehrssektor ist jedoch aufwendiger. Der Zeithorizont 
der Umsetzung hängt von Investitionszyklen und vom 
Infrastrukturbedarf der jeweiligen Technologien ab.
Sektorübergreifende marktbasierte, technologieof-
fene Instrumente wie der Emissionshandel könnten 
implizit zu einer ökonomisch sinnvollen Zuordnung 
des vorhandenen Bioenergiepotenzials führen. 
Einzelmaßnahmen im Strom-, Wärme- und Ver-
kehrssektor hingegen sollten explizit so aufeinander 
abgestimmt sein, dass sie im Zusammenspiel zu einer 
ökonomisch sinnvollen Zuordnung der Potenziale 
führen.

HINWEIS kurzfristig: 3 – 6 Jahre, mittelfristig: 3 – 10 Jahre, langfristig: > 10 Jahre
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Handlungsoption Ziel Umsetzbarkeit, Chancen und Risiken

Bioenergie mit Carbon Cap-
ture and Storage-Nutzen

Der Atmosphäre CO2 
entziehen („negative 
Emissionen“)

Kann langfristig als Maßnahme im globalen 
Klimaschutz Bedeutung erlangen, da angesichts 
des andauernden Emissionsniveaus Optionen zur 
Entnahme von CO2 aus der Atmosphäre erwogen 
werden müssen.
Einsatz in größerem Umfang vor 2050 unwahrschein-
lich, allerdings müssten die erforderlichen Techno-
logien und Infrastrukturen rechtzeitig entwickelt 
werden. Damit die Option in der zweiten Hälfte des 
Jahrhunderts zur Verfügung steht, müssten bereits 
mittelfristig Bioenergietechnologien im Hinblick auf 
ihre Kombinierbarkeit mit CCS, den potenziellen 
Beitrag zum Klimaschutz und die Auswirkungen 
auf Nahrungsmittelsicherheit und Umwelt geprüft 
werde.
Sollte mit Maßnahmen kombiniert werden, die 
sicherstellen, dass die Bioenergie nachhaltig ange-
baut wird und die Nahrungsmittelsicherheit nicht 
gefährdet.

Großflächige Aufforstung 
durchführen

Der Atmosphäre CO2 
entziehen („negative 
Emissionen“)

Kann mittel- bis langfristig als Maßnahme im 
globalen Klimaschutz Bedeutung erlangen.
Es gelten im Prinzip die gleichen Überlegungen und 
Einschränkungen wie für Bioenergie mit CCS.

Einrichtung eines interna-
tionalen Ausschusses zum 
Monitoring von Phosphor

Laufende Kontrolle der 
Entwicklung von Reser-
ven, Ressourcen und 
Geopotenzialen

Relativ einfach kurz- bis mittelfristig umsetzbar.

Entwicklung von technischen 
Verfahren zur Wiedergewin-
nung von Phosphor

Kreislaufwirtschaft für 
Phosphat aufbauen

Kostengünstige Technologien müssen entwickelt und 
großtechnisch umgesetzt werden.
Wirksamkeit erst mittel- bis langfristig.

4.2 Fossile Energierohstoffe

Erdgasspeicher ausbauen Versorgungsengpässe bei 
Erdgas überbrücken

Hohe Kosten. 
Mittelfristig umsetzbar.

Pipeline- und LNG-Infra-
struktur für Erdgas ausbauen

Zusätzliche Lieferländer 
erschließen

Hohe Kosten, mögliche Widerstände von Umweltver-
bänden und Anwohnern gegen Infrastrukturprojekte.
Mittel- bis langfristig umsetzbar.

Schiefergas nutzen Importabhängigkeit 
reduzieren

Ein Großteil der Bevölkerung lehnt die Fracking-
Technologie ab, daher ist mit starken Widerständen 
zu rechnen.
Technisch kurzfristig umsetzbar.

Erdgas aus Kohleflözen 
verstärkt nutzen

Importabhängigkeit 
reduzieren

Wird bereits genutzt. Erweiterte Nutzung würde 
Fracking-Technologie erfordern, daher ist mit 
Widerständen zu rechnen.
Gesetzliche Rahmenbedingungen sind noch nicht 
vorhanden.
Technisch kurzfristig umsetzbar.

HINWEIS kurzfristig: 3 – 6 Jahre, mittelfristig: 3 – 10 Jahre, langfristig: > 10 Jahre
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Handlungsoption Ziel Umsetzbarkeit, Chancen und Risiken

Methanhydrate nutzen Importabhängigkeit 
reduzieren

Derzeit sind die Förderkosten für Methanhydrate im 
Vergleich zum augenblicklichen Marktpreis für Erd-
gas noch zu hoch. Damit sie kommerziell gefördert 
werden können, sind erhebliche Fortschritte in der 
Fördertechnologie erforderlich. Die Technologie für 
marine Methanhydrate muss erst entwickelt werden. 
Ob dies vor 2050 realistisch ist, ist fraglich.

Gasförmige Energieträger 
aus Wind- und Solarstrom 
erzeugen (Power-to-Gas)

Klimaschutz, Ausgleich 
der volatilen Erzeugung 
aus Wind und Solar
energie

Kostengünstige Technologien müssen noch 
entwickelt werden.
Mittel- bis langfristig in großem Maßstab umsetzbar.

HINWEIS kurzfristig: 3 – 6 Jahre, mittelfristig: 3 – 10 Jahre, langfristig: > 10 Jahre

Tabelle 3: Handlungsoptionen bei Energierohstoffen
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Beibrechende Elemente
Die Vorkommen beibrechender Elemente sind 
an einen anderen Hauptwertstoff (Primärroh-
stoff) gebunden. Die mineralischen Erzphasen 
von Hauptwertstoff und Beiprodukt können 
dabei eng miteinander verwachsen sein oder 
das beibrechende Element ist fest im Kristall-
gitter des Primärrohstoffs eingebaut. In dem 
Fall können die Elemente oft nur unter sehr 
hohem Energieaufwand voneinander getrennt 
werden. Folglich ist die Gewinnung eines bei-
brechenden Elements zwangsläufig an die 
Gewinnung des Primärrohstoffs gekoppelt. 
Beibrechende Elemente werden daher von 
Rohstoffen unterschieden, die eigenständig in 
Lagerstätten vorkommen. 

Care and Maintenance
Ein Bergwerk, das auf Care-and-Maintenance-
Basis aufrechterhalten wird, befindet sich qua-
si im „Standby-Modus“. Care and Maintenance 
umfasst die fortlaufende Instandhaltung der 
Infrastruktur eines Bergwerks, zum Beispiel 
Pumpen, Wasserhaltung, Sicherungsarbeiten, 
aber auch Explorationsarbeiten, sodass das 
Bergwerk zu einem späteren Zeitpunkt jeder-
zeit schnell betriebsbereit wäre. 

Exploration
Der Begriff der Exploration umfasst die Suche 
nach und Erkundung von Rohstofflagerstätten 
an Land oder im Meer mittels verschiedenster 
wissenschaftlicher Methoden. Dazu gehören 
zum Beispiel geophysikalische Messverfahren 
am Erdboden oder die Analyse der geologi-
schen Schichten des Erduntergrundes mithilfe 
von Flugsonden. Die dabei gesammelten Da-
ten können genutzt werden, um damit drei-
dimensionale Modelle von Lagerstätten (Erz-
körpern) zu erstellen, die durch Bohrungen 
überprüft werden. Für die Tiefsee werden zum 

Teil andere Explorationstechnologien benötigt, 
beispielsweise seismische Messverfahren und 
Tauchroboter.

Kritische Elemente 
Wenn es um die Verfügbarkeit von Rohstoffen 
geht, werden häufig die Begriffe „kritische“ 
und „wirtschaftsstrategische“ Rohstoffe ver-
wendet. Die Bezeichnung „kritisch“ bezieht 
sich dabei nicht auf den jeweiligen Rohstoff 
an sich oder die Größe der Reserven oder 
Ressourcen, sondern darauf, inwieweit der 
Rohstoff verfügbar und wie wichtig er für die 
Wirtschaft ist. Hierbei spielen sowohl die Her-
kunftsländer und ihre politische Stabilität als 
auch Angebotskonzentrationen eine wichtige 
Rolle. Auch der Umwelteinfluss bei der Gewin-
nung von Rohstoffen wird oft in die Bewertung 
einbezogen. 

Platingruppenelemente 
Die Metalle der Platingruppenelemente 
umfassen Platin, Palladium, Rhodium, Ru-
thenium, Iridium und Osmium. Sie spielen 
für Brennstoffzellen und die Wasserstoff-
elektrolyse – und damit für einige mögliche 
Schlüsseltechnologien der Energiewende wie 
wasserstoffbasierte Elektromobilität (Brenn-
stoffzellenfahrzeuge mit elektrolytisch er-
zeugtem Wasserstoff), Langzeitspeicher und 
Power-to-Gas – eine wichtige Rolle. Platin-
gruppenmetalle werden als kritische Elemen-
te bewertet. Mehr als 68 Prozent des Platins 
kommt aus Südafrika, rund 75 Prozent des Pal-
ladiums stammt aus Russland und Südafrika.

Primäre Rohstoffgewinnung
Der Begriff bezieht sich auf die Gewinnung von 
Rohstoffen aus Erzen, im Bergbau oder in mari-
nen Lagerstätten. Er unterscheidet sich von der 
sekundären Rohstoffgewinnung (Recycling). 
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Reserven, Ressourcen, Geopotenziale
Reserven sind unter aktuellen Bedingungen 
wirtschaftlich abbaubare Rohstoffvorkommen; 
sie können sich durch die Entdeckung zusätzli-
cher Vorkommen erhöhen oder beispielswei-
se durch Preisverfall verringern. Ressourcen 
sind bekannte Vorkommen, die jedoch nach 
aktuellem technischen Stand nicht wirtschaft-
lich abgebaut werden können. Geopotenziale 
sind Vorkommen, die entweder noch nicht 
oder nur zum Teil entdeckt sind. Somit sind 
über ihre wirtschaftliche Abbaubarkeit und 
ihren Umfang zum jeweils aktuellen Zeitpunkt 
keine plausiblen Aussagen machbar. Folglich 
stellen Geopotenziale die große Unbekannte 
dar. Alle drei Größen sind dynamisch und ver-
ändern sich ständig. Ihre Entwicklung hängt 
beispielsweise von aktuellen wirtschaftlichen 
Bedingungen (Preisen), dem technischen Fort-
schritt oder Umweltauflagen ab. 

Sekundäre Rohstoffgewinnung
Die sekundäre Rohstoffgewinnung ist die Ge-
winnung von Rohstoffen durch Recycling aus 
Altmaterialien, wie zum Beispiel aus Produk-
ten (Autos, Computern, weiteren Elektronik-
geräten) und Infrastruktureinrichtungen (Stra-
ßen, Versorgungsleitungen). 

Seltene Erden
Zu den Seltenen Erden, genauer Seltenerd-
metallen, gehören insgesamt 17 Elemente 
des Periodensystems, unter anderem Yttrium, 
Neodym, Dysprosium, Praseodym, Terbium, 
Europium, Cerium und Lanthan. Sie werden 
für zahlreiche Schlüsseltechnologien benötigt, 
unter anderem für Batterien, Photovoltaikan-
lagen, Windkraftanlagen, Motoren und Gene-
ratoren. Bei den Seltenen Erden ist die Län-
derkonzentration besonders hoch: Mehr als 86 
Prozent der Weltbergwerksproduktion befin-
den sich in der Inneren Mongolei in China, der 
zweitgrößte Produzent ist Australien. Dagegen 
gibt es bekannte Vorkommen in vielen weite-
ren Ländern wie in Brasilien, den USA, Kanada 
oder Grönland, die sich aber nicht im Abbau 
befinden. Seltene Erden gehören zu den kriti-
schen Elementen.

Sondermetalle
Sondermetalle sind keine scharf definierte 
Metallgruppe, im Allgemeinen versteht man 
darunter Selten-Erden-Elemente und Elektro-
nikmetalle oder Halbleiterelemente wie Indi-
um oder Germanium.

Technologiemetalle 
Technologiemetalle werden auch als „High-
tech-Metalle“ bezeichnet. Sie sind keine scharf 
definierte Metallgruppe, sondern im Allgemei-
nen Elemente wie Kupfer, Kobalt, Platingrup-
penelemente und die Sondermetalle. 
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